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„Nichts Schöneres unter der 
Sonne, als unter der Sonne 
zu sein“, meint der Bürger-
meister gemeinsam mit In-
geborg Bachmann. Bei die-
ser hochsommerlichen Hitze 
lässt er seine Mitarbeiter ab 
14.00 Uhr nach Hause gehen 
– wenn sie gerne möchten. 
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V. l.: Christoph Göbel, Christi ne Borst, Jörg Kunstmann, Stefan Rößle, Hannelore Langwieser und 
Dr. Florian Herrmann.  

Dr. Kurt Gribl.  

Große Anstrenungen unternimmt der Freistaat, um der Woh-
nungsknappheit Herr zu werden. Unser Bild zeigt v. l.: Minister-
präsident Dr. Markus Söder, Bauministerin Ilse Aigner und den 
neuen Geschäft sführer der BayernHeim, Peter Baumeister.  

Dr. Markus Söder.  

Bayerischer Städtetag in Coburg:

Orienti erungshilfe 
in bewegten Zeiten

Positi onen zur Landtagswahl 2018
Rund 330 Delegierte sowie Gäste aus der Europapoliti k, 
Bundes- und Landespoliti k nahmen an der diesjährigen 
Vollversammlung des Bayerischen Städtetags in Coburg 
teil. Unter dem Mott o „Starke Städte – starkes Land“ legte 
der Vorsitzende des Kommunalverbands, Augsburgs Ober-
bürgermeister Dr. Kurt Gribl, Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder für die Landtagswahl im Oktober 2018 ein Positi -
onspapier mit wichti gen Forderungen zu zentralen Feldern 
bayerischer Kommunalpoliti k vor.

Wie Bernd Buckenhofer, Ge-
schäft sführer des Bayerischen 
Städtetags, betonte, „gelten die-
se Positi onen nicht nur kurzfris-
ti g mit Blick auf die Landtags-

rer Gemeinde auf eine hohe 
Lebensqualität und gesicher-
te Lebensgrundlagen verlas-
sen können. Buckenhofer: „Die 
Menschen erleben den Staat zu-

barsten aus. Je leistungsfähiger 
die Kommunen wirken können, 
desto besser fühlen sich die 
Menschen aufgehoben. Vitale 
Städte sind Kraft felder und In-
novati onsmotoren für ein star-
kes Bayern. Starke bayerische 
Städte sind ein Garant für einen 
starken Freistaat.“

Gewandelte Bedürfnisse 
berücksichti gen

Coburgs Oberbürgermeister 
Norbert Tessmer zufolge „er-
warten die Menschen in unse-
ren Städten und Gemeinden, 
dass kommunale Leistungen die 
gewandelten Lebensbedürfnis-
se im Alltag berücksichti gen. 
Kommunen müssen in die La-
ge versetzt sein, ihr Leistungs-
angebot an die Herausforderun-
gen der Zeit anzupassen, damit 
sie ihre Integrati onskraft  für al-
te und junge Menschen, gesun-
de und kranke Menschen, alt-
eingesessene und zugewander-
te Menschen, arme und wohl-
habende Menschen entf alten 
können.“

„Es sind die Seen, die Ber-
ge und die Königsschlösser, die 
dem Bilderbuch-Bayern ein 
schönes Gesicht leihen. Und es 
sind die Städte, die Bayern eine 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

KPV-Landesversammlung in München:

Das Beste für 
Bayerns Kommunen

Flagge für die KPV zeigten viele CSU-Kommunalpoliti ker im 
Rahmen der diesjährigen KPV-Landesversammlung in Mün-
chen. Bei der Neuwahl des Landesvorstands und Hauptaus-
schusses wurde Stefan Rößle (Donau-Ries) mit überwäl-
ti gender Mehrheit als Landesvorsitzender bestäti gt. Der 
Landrat verwies auf die herausragende Lebensqualität bay-
erischer Kommunen. „Dass dies so bleibt, dafür kämpfen 
wir gemeinsam. Als CSU und als KPV. Wir wollen das Beste 
für Bayern und seine Kommunen.“

„Ziel für die kommenden Jah-
re auf Landesebene ist es, dass 
die höchst kommunalfreundli-
che Politi k der Staatsregierung 

fortgesetzt werden kann – mit 
der Einhaltung des Konnexi-
täts- und Subsidiaritätsprinzips 
als wichti ge Grundlage der Ent-
scheidungen“, betonte Rößle, 
der nicht nur die Erfolge der KPV 
hervorhob, sondern auch auf die 
noch erforderliche Umsetzung 
zahlreicher Projekte verwies. 

Vorsorge für 
steuerschwache Jahre

Beispiel Finanzen: „Von den 
Rekordeinnahmen des Staates 
durch die herausragende Wirt-
schaft slage müssen die Kom-
munen noch mehr profi ti eren. 
Es gilt jetzt für mögliche steuer-
schwache Jahre in der Zukunft  
vorzusorgen. Der Kommunal-
anteil an den Steuerverbünden 
sollte deshalb auf 15 % angeho-
ben werden“, erklärte der Vorsit-
zende. Die KPV fordert auch ei-
nen größeren fi nanziellen Spiel-
raum für kommunale Investi ti -
onen mit einer Erhöhung nach 
Art. 10 FAG – der Bedarf und die 
Belastungen steigen, steti g kom-

men neue Aufgaben hinzu. Zu-
dem setzt sich die Vereinigung 
für eine Erhöhung der „Kopf-
beträge“-Finanzzuweisungen 
nach Art. 7 FAG im Zusammen-
hang mit den steigenden Ver-
waltungs- und Personalkosten 
in den Kommunen ein. Und auch 
im Bereich der Flüchtlings- und 
Integrati onsleistungen wird ei-
ne dauerhaft e und umfassende 
Kostenerstatt ung für alle kom-
munalen Belastungen gefordert. 

Mit Blick auf das Thema Digi-
 (Fortsetzung auf Seite 4)

wahl. Das Positi onspapier for-
muliert die Themen des Bayeri-
schen Städtetags und gibt Ori-
enti erung für unsere Arbeit der 
nächsten Jahre. Mehrere Leit-
moti ve durchziehen die Forde-
rungen für die Städte und Ge-
meinden – demografi scher Wan-
del, Integrati on, Mobilität, di-
gitale Transformati on und Da-
seinsvorsorge. Das ist mehr als 
nur ein Forderungskatalog zu 
Wohnen, Energie, Schule, Sozi-
ales und Gesundheit, das ist ein 
kommunalpoliti sches Kompen-
dium.“

Hohe Lebensqualität sichern

In einem engen Beziehungs-
gefl echt wirkten Europa, Bund 
und Freistaat mit den Kommu-
nen zusammen, damit die Men-
schen sich in ihrer Stadt und ih-

erst in ihrer Kommune. Hier zei-
gen sich gesellschaft liche Strö-
mungen zuerst, hier bündeln 
sich soziale Probleme, wirken 
sich die Folgen von wirtschaft -
lichen Entwicklungen am sicht-

Wohnungsbau in Bayern: 

Aigner ruft  zu gemeinsamer 
Anstrengung auf
Großer Gipfel mit 30 Teilnehmern im Bauministerium

Die BayernHeim-Gründung, ein um 300 Euro aufgestocktes Bau-
kindergeld, eine bayerische Eigenheimzulage von 10.000 Euro – 
so will der Freistaat die Wohnsituati on in Bayern verbessern. Da-
bei bietet die Staatsregierung bauwilligen Kommunen fachliche 
und fi nanzielle Hilfen an. 886 Millionen Euro – eine Rekordsum-
me für die Wohnraumförderung in Bayern – steht zur Verfügung.

„Wohnraum schaff en, das ist 
eine gesellschaft spoliti sche Auf-
gabe, die uns alle angeht. Wir 
brauchen den Dialog, um mit 
vereinten Kräft en mehr Woh-
nungen zu bauen“, sagte Ilse 

Aigner beim Bayerischen Woh-
nungsgipfel in München. Die 
Bauministerin und stellvertre-
tende Ministerpräsidenti n hatt e 
erstmalig zu solch großer Runde 
Kommunale Spitzenverbände, 

die Verbände der Wohnungs-, 
Immobilien- und Bauwirtschaft , 
Vertreter von Planern und Tech-
nikern, den Mieterbund, mehre-
re Grundbesitzerverbände, die 
Kirchen, die BayernLabo sowie 
die Versorgungskammer Bayern 
in das Bauministerium einge-
laden. Mehr als 30 Teilnehmer 
waren ihrer Einladung gefolgt. 

Gefordert sind alle 
Player des Wohnungsbaus

Ilse Aigner: „Wir stellen dieses 
Jahr mit 886 Millionen Euro ei-
ne Rekordsumme für die Wohn-
raumförderung bereit. Mit der 
Gründung der staatlichen Woh-
nungsbaugesellschaft  Bayern-
Heim haben wir eine weite-
re, wichti ge Initi ati ve ergriff en. 
Aber den Menschen ein Dach 
über dem Kopf zu ermöglichen, 
ist nicht nur Aufgabe des Staa-
tes. Wir brauchen alle Player des 
Wohnungsbaus, auch um Bau-
land zu mobilisieren und das Bau-
en wirtschaft licher zu machen.“

Die BayernHeim war eine Wo-
 (Fortsetzung auf Seite 2)
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Paul Dosch

82278 Althegnenberg
am 29.8.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister

Norbert Tessmer
96450 Coburg

am 4.8.

Bürgermeister
Rupert Wintermeier

82449 Uffi  ng a. Staff elsee
am 4.8.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfgang Zirngibl

94347 Ascha
am 1.9.

Bürgermeister Hans Biechele
86866 Mickhausen

am 3.9.

Bürgermeister Georg Schwarz
86470 Thannhausen

am 3.9.

Bürgermeister Walter Schauer
92554 Thanstein

am 8.8.

Bürgermeister Hans Kern
88138 Weißenstein

am 11.9.

Bürgermeister Toni Dutz
95676 Wiesau

am 21.8.

Bürgermeister
Friedlein-Zech Gregor

96275 Marktzeuln
am 25.8.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Caroline Zehnpfennig-Doleczik
86739 Ederheim

am 1.9.

Bürgermeister Dietmar Fieger
63785 Obernburg

am 4.9.

Bürgermeister
Jürgen Hennemann

96106 Ebern
am 8.9.

Bürgermeisterin
Gabriele Witt enzellner

94250 Achslach
am 12.8.

Bürgermeister Toni Barth
87474 Buchenberg

am 13.8.

Bürgermeister Karl Schleid
83308 Trostberg

am 21.8.

Bürgermeister 
Josef Wecker

86511 Schmiechen
am 24.8.

Bürgermeister Roland Dietz
86682 Genderkingen

am 31.8.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Elke Zehetner
82377 Penzberg

am 4.9.

Bürgermeister 
Ewald Seifert

94363 Oberschneiding
am 5.8.

Bürgermeister Georg Huber
83122 Samerberg

am 29.8.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Bernhard Kisch

91438 Bad Windsheim
am 8.9.

Bürgermeisterin
Sigrid Rheinfelder

96149 Breitengüßbach
am 22.8.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Andreas Magg
82140 Olching

am 13.8.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Florian Liening-Ewert
97640 Hendungen

am 8.8.

 Wir gratulieren

 Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitt en deshalb 
um rechtzeiti ge Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

(Fortsetzung von Seite 1)
che zuvor gegründet worden 
und soll bis zum Jahr 2025 insge-
samt 10.000 neue Wohnungen 
in Bayern bauen – hauptsächlich 
für Menschen mit geringen Ein-
kommen. 

Kommunen, die nicht eigen-
ständig Grundstücke entwickeln 
können, forderte Aigner auf, die 
Grundstücke der BayernHeim 
zur Verfügung zu stellen. Zwar 
entwickle der Freistaat vorran-
gig eigene Grundstücke, jedoch 
sei die BayernHeim bereit, auch 
Grundstücke zu kaufen.

Volle Unterstützung 
für Kommunen

Bauwilligen Kommunen bot 
die Bauministerin volle Unter-
stützung an: „Wir helfen Kom-
munen fachlich und fi nanziell, 
ihre Grundstücke ressourcen-
schonend zu entwickeln“. Da-
bei stehe im Vordergrund, dass 
keine neuen Flächen verbraucht 
werden müssen.

Aigner ist es wichti g, neben 
der Förderung von sozialem 

Wohnraum auch die Wohnei-
gentumsbildung weiter zu stär-
ken: „Wir schaff en eine bayeri-
sche Eigenheimzulage in Höhe 
von 10.000 Euro und stocken 
das Baukindergeld des Bundes 
in Bayern um 300 Euro pro Kind 
und Jahr auf.“

Auf dem Wohnungsgipfel wur-
den vier Themenfelder inten-
siv diskuti ert: die Stärkung des 
Wohnungsbaus, die Gründung 
der BayernHeim, die Mobilisie-
rung von Bauland und die Wirt-
schaft lichkeit des Bauens. Mehr-
fach wurde die Sorge vorgetra-
gen, dass der ländliche Raum bei 
der Wohnraumförderung gegen-
über den Ballungszentren be-
nachteiligt werden könnte.

Der Gesprächsbedarf war so 
groß, dass sich die Teilnehmer 
zu Arbeitsgruppen treff en wol-
len, um die diskuti erten The-
menfelder weiter zu verti efen. 
Am Ende verabschiedeten die 
Teilnehmer des Wohnungsgip-
fels eine gemeinsame Erklärung, 
abrufb ar unter www.wohnen.
bayern.de oder www.bauen.
bayern.de .  

Aigner ruft  zu gemeinsamer ...

Bayerns Wirtschaft sminister Franz Josef Pschierer:

Stärkung für Nordbayern
Neue Außenstelle der Wirtschaft sagentur Bayern in Hof

München/Hof. Die neue Außenstelle der Wirtschaft sagentur Bay-
ern eröff nete Wirtschaft sminister Franz Josef Pschierer in Hof. In 
der Wirtschaft sagentur sind die Ansiedlungsagentur des Freistaa-
tes „Invest in Bavaria“, „Bayern Internati onal“ und – neu – „Invest 
daheim“ zusammengefasst, um verstärkt Investi ti onen in den 
ländlichen Raum zu holen. Neben München und Nürnberg ist Hof 
nun die dritt e Anlaufstelle für mögliche Investoren. 

Pschierer: „Ein zukunft sfähi-
ger Branchenmix, hervorragen-
de Infrastruktur und hohe Le-
bensqualität machen Nordbay-
ern für Unternehmer und Ar-
beitskräft e besonders att rakti v. 
Wir bewerben intensiv die Wirt-
schaft sstandorte im ländlichen 
Raum und legen dabei mit un-
seren Außenstellen in Nürnberg 
und ab heute zusätzlich in Hof 
einen besonderen Schwerpunkt 
auf Nordbayern. Mit der neu-
en ‚Wirtschaft sagentur Bayern‘ 
bündeln wir unsere bisherigen 
Akti vitäten ‚Exportf örderung‘ 
sowie ‚Standortmarketi ng und 
Ansiedlungsförderung‘ unter ei-
nem Dach und ergänzen diese 
durch die neue Einheit ‚Invest 
Daheim‘. Mit ihr schaff en wir ein 
schlagkräft iges neues Team mit 
dem Ziel, verlagerungs- und er-
weiterungswillige Unternehmen 
erfolgreich im ländlichen Raum 
anzusiedeln. Dafür wollen wir 
ab 2019 mit einem neuen Baye-
rischen Investi ti onsfonds in Hö-
he von 50 Millionen Euro auch 
fi nanzielle Anreize setzen.“

Eigener Fonds

Das neue Team soll Marke-
ti ngmaßnahmen entwickeln, mit
denen investi ti onsbereite Fir-
men unterstützt werden sollen. 

Für Invest daheim soll ein Fonds 
mit einem Grundkapital von 50 
Millionen Euro eingerichtet wer-
den, mit denen verlagerungswil-
lige Unternehmen unterstützt 
werden können. 

Adresse im Haus der LfA

Die neue Wirtschaft sagen-
tur bezieht Räumlichkeiten der 
LfA Förderbank Bayern am Obe-
ren Torplatz in Hof. Hans Peter 
Gött ler, Mitglied des Vorstands 
der LfA, erläutert: „Die Bünde-
lung von LfA und der Außenstel-
le der Wirtschaft sagentur Bay-
ern unter einem Dach in Hof ist 
ein starkes Signal für die Regi-
on. Unser breites Finanzierungs-
netzwerk am Förderstützpunkt 
Hof aus Banken, Kammern, 
Wirtschaftsförderern, Hoch-
schulen und Verbänden werden 
wir ab sofort gemeinsam nut-
zen, um noch mehr Impulse für 
die Wirtschaft  vor Ort zu setzen. 
Allein seit 2016 hat die LfA Grün-
der und mitt elständische Unter-
nehmen in Oberfranken mit fast 
240 Millionen Euro gefördert. 
So konnten die Betriebe Inves-
ti ti onen von rund 455 Millionen 
Euro verwirklichen und über 
28.600 Arbeitsplätze am Stand-
ort sichern sowie mehr als 1.300 
neu schaff en.“

Pschierer unterstreicht die ho-
he Bedeutung der bayerischen 
Auslandsrepräsentanzen in der 
Ansiedlungspoliti k: „Mit ihrem 
weltweiten Netzwerk sind die 
Repräsentanzen entscheiden-
de Schnitt stellen für die Inter-
nati onalisierung und bewerben 
zugleich Bayern im Ausland als 
Forschungs- und Produkti ons-
standort und als Tourismusziel. 
Wir wollen uns aber in Zukunft  
bei Standortmarketi ng und An-
siedlungsförderung noch stär-
ker auf den ländlichen Raum 
konzentrieren und dessen Po-
tenziale maximal nutzen. Da-
zu werden wir regionale Kom-
petenzprofi le erstellen und für 
eine gezielte Standortwerbung 
nutzen, mit den Außenstellen in 
Nürnberg und Hof eine zweite 
Säule der Ansiedlungsförderung 
für Nordbayern aufb auen und 
neben der klassischen Ansied-
lungswerbung künft ig die Ak-
quise innovati ver und hochwer-
ti ger Tourismusinvesti ti onen im 
ländlichen Raum vorantreiben.“

Positi onspapier der Bundes-SGK:

Sozialen Arbeitsmarkt umsetzen
In seiner jüngsten Sitzung hat der Vorstand der Bundes-SGK ein 
Positi onspapier „Sozialen Arbeitsmarkt umsetzen und kommuna-
le Spielräume gewähren!“ beschlossen. Die Bundes-SGK begrüßt 
die Pläne von Bundesminister Hubertus Heil im Sozialgesetzbuch 
II ein neues Regelinstrument „Teilhabe am Arbeitsmarkt für alle“ 
einzuführen und damit die Möglichkeiten, Langzeitarbeitslose zu 
beschäft igen, deutlich zu verbessern.

Bisherige Modellprojekte öf-
fentlich geförderter Beschäf-
ti gung wie in Dortmund oder 
Hamburg haben nach Ansicht 
der Sozialdemokrati schen Ge-
meinschaft  für Kommunalpoli-
ti k gezeigt, dass geförderte und 
begleitend gecoachte Täti gkei-
ten den Teilnehmern – und häu-
fi g auch ihren Familienangehöri-
gen – erfolgreich das Gefühl von 
Teilhabe am Leben und an der 
Gesellschaft  vermitt eln können. 
Bisherige Modellprojekte hät-
ten aber auch bewiesen, dass es 
in sehr unterschiedlichen Kom-
munen sehr unterschiedliche 
Gründe für Langzeitarbeitslosig-
keit gibt. 

Langzeitarbeitslosigkeit auch 
ein strukturelles Problem

Während in wirtschaft lich 
starken Regionen mit geringer 
Arbeitslosigkeit häufi g indivi-
duelle Vermitt lungshemmnisse 
vorlägen, sei in anderen Regio-
nen die Langzeitarbeitslosigkeit 
auch ein strukturelles Problem, 
da das früher stark ausgepräg-
te Segment der Helfertäti gkei-
ten heute im wesentlich ge-
ringeren Umfang existi ert und 
der Arbeitsmarkt nur bedingt 
Menschen mit geringen forma-

len Qualifi kati onen aufnehmen 
kann. Aus dieser Analyse formu-
lierte die Bundes-SGK fünf zen-
trale Forderungen nach einer 
konkreten Ausgestaltung des 
Gesetzes.

Forderungskatalog

1. Die fl ächendeckende Wirk-
samkeit des Instruments ‚Sozia-
ler Arbeitsmarkt‘ wird nur mög-
lich sein, wenn den lokalen Ent-
scheidern vor Ort möglichst viel 
Spielraum bleibt. Dies gilt für die 
Auswahl der Teilnehmer, die Art 
der Beschäft igung und die Ent-
scheidung darüber, neben der 
Arbeitsstelle an sich auch Anlei-
ter und Sachmitt el aus den be-
reitgestellten Mitt eln zu fi nan-
zieren.  Von dem Erfordernis ‚6 
Jahre Leistungsbezug‘ sollte bei-
spielsweise in begründeten Fäl-
len abgewichen werden kön-
nen. In manchen Kommunen 
bieten sich zielgruppenorien-
ti erte Förderlinien – z.B. spezi-
ell für Alleinerziehende, Ältere, 
Flüchtlinge – an, auch wenn die-
se vielleicht ‚nur‘ vier oder fünf 
Jahre im Leistungsbezug waren. 
In anderen Kommunen wieder-
um geht es viel globaler um die 
Stabilisierung von Quarti eren, 
indem ein relevanter Anteil der 

Bevölkerung in Beschäft igung 
kommt.

2. So erfreulich das relati v ge-
ringe Abschmelzen der Förder-
höhe über die gesamte Laufzeit 
des Programmes ist: Gerade für 
Kommunen in schwieriger Haus-
haltslage – oder gar unter Haus-
haltsverwaltung – sind auch 10 
% Eigenanteil kaum oder nicht 
zu stemmen. Wenn eine Kom-
mune haushaltsrechtlich nur 
noch Pfl ichtaufgaben erfüllen 
darf, kann und darf sie für den 
sozialen Arbeitsmarkt keine Mit-
tel bereitstellen. Für diese De-
ckungslücke muss eine Lösung 
gefunden werden, beispielswei-
se durch ergänzende Finanzie-
rung auf Länderebene.

3. Die Entlohnung orienti ert 
am Mindestlohn ergibt sich aus 
dem Koaliti onsvertrag. Rück-
meldungen aus Verbänden, 
Ländern und Kommunen las-
sen es jedoch geboten erschei-
nen, dass die Bemessung wenn 
möglich auf Basis des Tarifl oh-
nes bzw. des ortsüblichen Ar-
beitsentgeltes erfolgen sollte. 
Nur so ist das Instrument auch 
für tarifgebundene Unterneh-
men und kommunale Arbeitge-
ber att rakti v.

4. Kommunale Beschäft i-
gungsgesellschaft en bewegen 
sich oft  im Bereich der Arbeit-
nehmerüberlassung, wenn sie 
die Menschen in externen Ein-
satzstellen beschäft igen. Die 
Regelungen des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes (Höchst-
überlassungsdauer von 18 Mo-
naten, danach Übernahme 
durch den Entleiher) widerspre-
chen der geplanten fünfj ährigen 
Förderdauer des §16i SGB II. Nö-
ti g erscheint deshalb eine Aus-
nahmeregelung, gerade im ge-
meinnützigen Bereich. Ebenfalls 
muss gewährleistet sein, dass 
eine – gemäß dem neuen Instru-
ment zwangsläufi g befristete – 
Beschäft igung als Sachgrundbe-
fristung möglich ist, ohne dass 
anschließende Pfl ichten der Ar-
beitgeber folgen.

5. Die Neugestaltung öff ent-
lich geförderter Beschäft igung 
ist ein Beitrag zur Arbeitsmarkt-
politi k, aber eben auch zu einer 
nachhalti gen Sozialpoliti k. Die 
tatsächliche Heranführung an 
den ersten Arbeitsmarkt bleibt 
oberste Zielstellung, aber nicht 
alleiniges Ziel. Umso mehr muss 
überlegt werden, welche Ange-
bote man Teilnehmern machen 
kann, die zwar individuell und 
familiär von der Beschäft igung 
profi ti ert haben, aber auch nach 
fünf Jahren noch immer nicht 
allgemein vermitt elbar sind. 

Aus kommunaler Sicht ist zu-
dem grundsätzlich darauf hin-
zuweisen, dass die JobCenter 
strukturell mehr Mitt el und Per-
sonal brauchen.  DK

Gelder für Entwicklungshilfe zu 
kürzen ist das falsche Signal 

Der entwicklungspoliti sche Sprecher der CSU-Frakti on im 
Bayerischen Landtag, Klaus Steiner, übt scharfe Kriti k an der 
von Bundesfi nanzminister Olaf Scholz beabsichti gten Kür-
zung des Entwicklungshilfeetats.

„Gerade zum jetzigen Zeitpunkt, in dem alle von der Be-
kämpfung von Fluchtursachen reden und die Bedeutung und 
Notwendigkeit einer eff ekti ven Entwicklungszusammenarbeit 
in den Mitt elpunkt der außenpoliti schen Diskussion stellen, 
ist dies ein absolut falsches Signal“, so Steiner. Der Bundes-
fi nanzminister hat Etatkürzungen in der Entwicklungszusam-
menarbeit für das Jahr 2019 vorgenommen. Laut mitt elfristi -
ger Finanzplanung soll der Haushalt des Bundesentwicklungs-
ministeriums ab 2020 sogar um eine Milliarde Euro pro Jahr 
gekürzt werden. „Das ist auch ein klarer Verstoß der SPD ge-
gen den vereinbarten Koaliti onsvertrag“, so Steiner. Dort 
heißt es wörtlich: „Wir werden auch unsere Ausgaben in den 
Bereichen Entwicklungszusammenarbeit, Humanitäre Hilfe 
und zivile Krisenpräventi on deutlich erhöhen.“

Zum 55. Jahrestag des ersten so genannten „Yaoundé-Ab-
kommens“ zwischen der damaligen Europäischen Wirtschaft s-
gemeinschaft  und 18 afrikanischen Staaten mahnte Steiner 
den Koaliti onspartner SPD, Bundesminister Gerd Müller bei 
seinem Marshall-Plan für Afrika zu unterstützen. Die geplan-
ten Kürzungen nannte der CSU-Politi ker „grob fahrlässig“. 

SDG-Indikatoren für 
Kommunen online

Bertelsmann Sti ft ung, Bundes-
insti tut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung, Deutsches 
Insti tut für Urbanisti k, Deut-
scher Städtetag, Deutscher 
Landkreistag, Deutscher Städ-
te- und Gemeindebund und 
die Servicestelle haben ge-
meinsam Indikatoren zur Ab-
bildung der globalen Nachhal-
ti gkeitsziele entwickelt. Die Er-
gebnisse sind nun in der Pub-
likati on „SDG-Indikatoren für 
Kommunen – Indikatoren zur 
Abbildung der Sustainable De-
velopment Goals der Verein-
ten Nati onen“ erschienen. Die 
Broschüre sowie weitere Infor-
mati onen – Indikatoren-Kata-
log, Steckbriefe, Handlungs-
empfehlungen und Praxis-
beispiele – können auf dem 
Internetportal „Wegweiser 
Kommune“ der Bertelsmann 
Sti ft ung abgerufen werden.
Mehr Informati onen htt p://
www.sdg-indikatoren-fuer-
kommunen.de

Erklärvideo 
„Kommunales Know-
how für Nahost“ in 
mehreren Sprachen

Im Mitt elpunkt der Initi ati -
ve „Kommunales Know-how 
für Nahost“ steht die part-
nerschaft liche Zusammen-
arbeit zwischen deutschen 
Kommunen und Kommunen 
in Jordanien, im Libanon und 
in der Türkei, die besonders 
viele Gefl üchtete aus Syrien 
aufgenommen haben. Zur Ini-
ti ati ve hat die Servicestelle 
ein Erklärvideo erstellt, das 
jetzt auch auf Englisch, Ara-
bisch und Türkisch zur Ver-
fügung steht. Damit werden 
auch auf den fremdsprachi-
gen Internetseiten des On-
lineportals Ansatz, Ziele und 
verschiedene Unterstüt-
zungsinstrumente der Initi a-
ti ve anschaulich dargestellt 
und erläutert.
Mehr Informati onen htt ps://
skew.engagement-global.de/
aktuelle-mitteilung/erklaer-
videos-zur-initi ati ve-kommu-
nales-know-how-fuer-nah-
ost-arabisch-tuerkisch-eng-
lisch.html

Dritt er Runder Tisch 
zu Kommunalen 

Partnerschaft en mit 
der Mongolei

Das diesjährige Vernetzungs-
treff en mit dem Länder-
schwerpunkt Mongolei fi ndet 
am 6. und 7. September 2018 
in der Gemeinde Schönefeld 
und der Stadt Baruth/Mark in 
Brandenburg statt . Akteure 
aus Kommunen und Zivilgesell-
schaft  können sich über aktuel-
le entwicklungspoliti sche He-
rausforderungen in der Mon-
golei und ihre Erfahrungen 
in der prakti schen Partner-
schaft sarbeit austauschen. Die 
Servicestelle lädt ausdrücklich 
auch Kommunen ein, die Part-
nerschaft en zu mongolischen 
Kommunen erst anbahnen 
oder bislang über lose Kon-
takte verfügen. Ziel ist es, die-
se mit Akteuren langjähriger 
Partnerschaft en in Austausch 
zu bringen und neue Impulse 
und Ideen für kommunales En-
gagement zu setzen.
Mehr Informati onen htt ps://
s k e w. e n g a g e m e n t - g l o -
bal.de/veranstaltung-de-
tail/dritter-runder-tisch-zu-
kommunalen-partnerschaf-
ten-mit-der-mongolei.html 



B L I C K P U N K T E 3GZ

Langes Sitzen, Zeitdruck, 
Stress – die Anforderungen 
der modernen Arbeitswelt 
können sich negativ auf die 
Gesundheit auswirken. Die 
Folgen sind vermehrte Fehl-
zeiten, was wiederum die Ar-
beitsbelastung der Kollegen 
erhöht. Viele Unternehmen 
und Behörden haben deshalb 
die Bedeutung eines betrieb-
lichen Gesundheitsmanage-
ments längst erkannt. Das Ziel 
ist die Erhaltung und Förderung der Gesund-
heit und damit des Wohlbefindens der Be-
schäftigten. Was wiederum zu einer Senkung 
der Fehltage, der Erhöhung der Mitarbeiter-
bindung und der Steigerung von Motivation 
und Zufriedenheit führen soll. Sind diese Fak-
toren erfüllt, profitieren beide Seiten – Betrieb 
und Belegschaft. Daher lohnt es sich, in die Ge-

sundheit der Mitarbeiter zu investieren – auch 
und gerade im öffentlichen Bereich. 

In Zeiten, in denen es immer schwieriger 
wird, fachlich qualifiziertes Personal zu finden 
und zu binden umso mehr. Denn die Bedeu-
tung der Work-Life-Balance nimmt zu. Längst 
ist nicht mehr das Gehalt allein das ausschlag-
gebende Entscheidungskriterium für oder ge-
gen ein Unternehmen. Vielmehr spielen auch 
die weichen Faktoren wie Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie, flexible Arbeitszeitmodelle 
und eben auch, was der Betrieb eigentlich für 
die Gesundheit der einzelnen Mitarbeiter tut, 
eine Rolle. 

Am Landratsamt Mühldorf a. Inn haben wir 

deshalb vor einiger Zeit ein 
betriebliches Gesundheitsma-
nagement eingeführt. Bei der 
Umsetzung ging es zunächst 
darum, die Ist-Situation zu 
analysieren, Ziel und Strate-
gie festzulegen, Maßnahmen 
zu planen und durchzuführen. 

So werden nun regelmäßig 
Gesundheitstage zu verschie-
denen Themen abgehalten – 
selbstverständlich während 
der Arbeitszeit. Im vergan-
genen Jahr stand das Thema 
„Stressbewältigung am Ar-
beitsplatz“ auf der Agenda mit 

Vorträgen zu Burnout Prävention und Zeitma-
nagement; abgerundet mit praktischen Übun-
gen zu Entspannungstechniken. Heuer stand 
die „Gesunde Ernährung“ im Fokus. Darüber 
hinaus werden Gesundheitschecks angeboten.
So machte beispielsweise vor kurzem ein Ve-
nenmobil Station am Landratsamt. 

Infoveranstaltungen wie zum Beispiel zum 
Thema Pflege von Angehörigen runden das An-
gebot ab. Denn das betriebliche Gesundheits-
management sieht den Arbeitnehmer in seiner 
ganzen Lebenssituation – nicht nur die Bedin-
gungen am Arbeitsplatz, sondern auch die fa-
miliäre Situation. Denn nur ein ganzheitlicher 
Ansatz bringt die erhoffte Wirkung – 

ein Mitarbeiter, der sich wertgeschätzt und 
wohlfühlt, kann auch eine bessere Leistung er-
zielen. Dies erzeugt ein positives Arbeitsklima, 
was wiederum auch einen Image-Gewinn für 
das Unternehmen bedeutet. Für eine Evalua-
tion mit konkreten Zahlen ist es noch zu früh, 
doch die positive Resonanz auf die Angebote 
zeigt uns, dass wir auf dem richtigen Weg sind. 
Schließlich hat schon der deutsche Philosoph 
Arthur Schopenhauer erkannt: „Gesundheit 
ist nicht alles, aber ohne Gesundheit ist alles 
nichts.“ In diesem Sinne: Schöne Ferien!

GZ KOLUMNE
Georg Huber

Betriebliches  
Gesundheitsmanagement

Liebe Leserinnen
und Leser,

2. August 2018

Ihr Georg Huber
Landrat des Landkreises Mühldorf a. Inn

Vortrefflich gepflegte Lebensart
Minister Füracker verlieh Heimatpreise Oberfranken und Mittelfranken

Menschen, die sich in Oberfranken und Mittelfranken um die bay-
erische Lebensart verdient gemacht haben, wurden jüngst von Fi-
nanz- und Heimatminister Albert Füracker mit Heimatpreisen 
ausgezeichnet. „Sie setzen sich mit Verantwortungsbewusstsein, 
Leidenschaft und Kreativität für den Erhalt unserer Traditionen 
ein und sorgen dafür, dass sie an zukünftige Generationen weiter-
gegeben werden“, stellte Füracker in Bayreuth bzw. Ansbach fest.

Den „Heimatpreis Oberfran-
ken“ erhielt zunächst das Anna-
fest Forchheim, das zwei Tradi-
tionslinien vereinigt: Wallfah-
rer und Schützen. Die Wallfah-
rer zu der der Heiligen Mutter 
Anna geweihten Kapelle im na-
hen Weilersbach machten auf 
dem Rückweg Rast im Keller-
wald und stärkten sich mit Bier. 
Der Forchheimer Schützenver-
ein verlegte 1840 seine Schieß-
stätte vom Schießanger an der 
Regnitz in den Kellerwald und 
veranstaltete sein Hauptschie-
ßen am Annatag. 

Forchheimer Annafest

Daraus entstand das Anna-
fest, das noch heute jedes Jahr 
stets um den Annatag (am 26. 
Juli) begangen wird. Dann bieten 
24 Bierkeller mit rund 30.000 
Sitzplätzen das spezielle Anna-
fest(stark)bier der Forchheimer 
Brauereien und von Brauereien 
aus dem Umkreis an.

Hofer Schlappentag

Der Hofer Schlappentag als 
weiterer Gewinner ist eines 
der ältesten Volksfeste Ober-
frankens, Hofer „Nationalfeier-
tag“ sowie das älteste Zunft-, 
Bier- und Schützenfest Deutsch-
lands. Die Privilegierte Schei-
ben-Schützen-Gesellschaft von 
1432 Hof e. V. führt als Nachfol-
gerin der Hofer Schützenkompa-
nie den Schlappentag seit über 
580 Jahren durch. Der Mark-
graf von Brandenburg verpflich-
tete nach der Niederlage gegen 
die Hussiten im Jahr 1430 alle 
männlichen Einwohner zu regel-
mäßigen Schießübungen. Die-
se Übungen mussten bis zum 
Montag nach Trinitatis absol-
viert werden. Die Schützen wa-
ren von der Schießpflicht so we-
nig begeistert, dass sie lediglich 
in Arbeitskleidung und Schlap-
pen zu der Schießübung gin-
gen. Daher etablierte sich der 
Begriff „Schlappentag“ schnell. 
Der Schlappentag findet stets 
eine Woche nach Pfingstmon-
tag statt. Zu diesem traditions-
reichen historischen Heimatfest 
wird eigens ein „Schlappenbier“ 
gebraut. 

Kronacher Freischießen

Das Kronacher Freischießen 
wiederum ist eine der ältesten 
und gleichzeitig lebendigsten 
Traditionen des Frankenwaldes. 
Abgehalten von der Schützenge-
sellschaft Kronach geht der jähr-
liche Schießwettbewerb zurück 
auf das Jahr 1588. 

Begleitet von einem der 
schönsten und größten Volks-
feste Frankens machen die 
Schützen der Region den jeweils 
Besten in den Disziplinen Luft-
gewehr, Kleinkaliber, laufende 
Scheibe und Pistole aus. Moder-
nes Sportschießen, Brauchtum 
und ein fröhliches und buntes 
Volksfest machen das Kronacher 
Freischießen zum Anziehungs-
punkt vieler tausend Menschen, 
die in gemütlicher Atmosphäre 
das heimische Bier genießen und 
dabei die unterhaltsamen Kon-
zerte der verschiedenen Musik-
kapellen verfolgen.

Pottensteiner  
Lichterprozession

Mit bis zu 2.000 Gläubigen 
und ca. 1.000 Feuerstellen ist 
die Pottensteiner Lichterprozes-
sion die bekannteste und größte 
in der Region. Die Lichterprozes-
sion am Dreikönigstag ist ein be-

eindruckender Ausdruck des ak-
tiv gelebten katholischen Chris-
tentums. 

Limmersdorfer  
Lindenkirchweih

Ein urfränkisches Kirchweih-
fest, nämlich die seit 1729 nach-
gewiesene Limmersdorfer Lin-
denkirchweih, ist der gesell-
schaftliche Höhepunkt des dörf-
lichen Lebens. Sie ist bereits als 
Kulturgut im bayerischen und 
bundesweiten Verzeichnis des 
immateriellen Kulturerbes ein-
getragen.

Wunsiedler Brunnenfest

Seit 1833 findet das traditions-
reiche Wunsiedler Brunnenfest 
mit über 30 geschmückten Brun-
nen statt. Kindergärten, Verei-
ne und Firmen kommen in Brun-
nengemeinschaften zum Schmü-
cken der Brunnen mit Blumen 
und Lichtern zusammen. Als Ver-
anstaltungshöhepunkt ziehen 
bei Einbruch der Dunkelheit Mu-
sikanten und Sänger mit Festbe-
suchern von Brunnen zu Brun-
nen. Auch dieses Fest ist im bay-
erischen und bundesweiten Ver-
zeichnis für das immaterielle 
Kulturerbe gelistet.

Eppelein-Festspiele  
Burgthann

Preisträger des „Heimat-
preises Mittelfranken“ sind zu-
nächst die seit 2005 stattfinden-
den Eppelein-Festspiele Burg-
thann. Die Festspiele der För- 
dergemeinschaft Burg Burg- 
thann e.V. erinnern an den le-
gendären Raubritter Eppelein 
von Gailingen als „fränkischer 
Robin Hood“. Er entkam sei-
ner Hinrichtung durch einen le-
gendären, tollkühnen Sprung zu 
Pferd über den Burggraben in 
Nürnberg. 1381 wurde er aber 
in Neumarkt in der Oberpfalz 
hingerichtet, nachdem er zuvor 
im mittelfränkischen Burgthan-
ner Burgturm eingesperrt war. 

Heimatverein  
Herzogenaurach

Heimatpflege und Liebe zur 
Heimat stehen im Mittelpunkt 
des 1906 gegründeten Heimat-
vereins Herzogenaurach. Der 
Traditionsverein bietet ein viel-
fältiges Programm für Herzogen- 
auracher Heimatfreunde. 

Eisenhammer Eckersmühlen

Der Historische Eisenhammer 
Eckersmühlen ist seit 1985 ein 
lebendiges Museum zur Kunst 
des Hammerschmiedens, das 
von der Stadt und dem Land-
kreis Roth getragen wird. Das 
beeindruckende industriege-
schichtliche Denkmal gibt einen 
Einblick in historische Arbeits- 
und Lebenswelten. Der ehema-
lige Handwerksbetrieb war über 
fünf Generationen im Besitz 
der Hammerschmiede-Dynastie 
Schäff und produzierte noch bis 
1974 Geräte zur Holzverarbei-
tung und für die Landwirtschaft.  

Kinderzeche Dinkelsbühl

Auch die Kinderzeche Dinkels-
bühl wurde mit dem „Heimat-
preis Mittelfranken“ bedacht. 
Dinkelsbühler Kinder feierten 
einst Mitte Juli mit einem Aus-
flug ins Wirtshaus das erfolg-
reich zu Ende gebrachte Schul-
jahr. Zur Belohnung ihrer Schul-
leistung übernahm die Stadt die 
Zeche. 1629 wurde diese Kin-

derzeche erstmals urkundlich 
erwähnt. Seit 1897 wird dieses 
Schulfest um ein historisches 
Festspiel erweitert. Grundlage 
des Festspiels ist die Sage um 
die Turmwächtertochter Lore im 
Dreißigjährigen Krieg. 

Als 1632 die Schweden unter 
dem Obristen von Sperreuth 
Dinkelsbühl belagerten, fleh-
te die Türmerstochter Lore mit 
den Kindern der Stadt um Gna-
de und rettete so die Stadt vor 
Plünderung und Zerstörung. 
Die Schüler aller Dinkelsbühler 
Schulen und weitere 1.100 eh-
renamtliche Helfer stellen das 
historisches Kinder- und Hei-
matfest auf die Beine. Die Fest-
woche umfasst zehn Tage mit 
historischem Festspiel, Fest-
zug, Schwedenlager und der 
sog. „Kinderzechguckenvertei-
lung“. 

Michaelis-Kirchweih Fürth

Die Michaelis-Kirchweih Fürth, 
Bayerns größte Straßenkirch- 
weih in der Fürther Innenstadt, 
bietet ein ganz besonderes Flair. 
Sie ist inzwischen nicht nur ei-
ne klassische Kirchweih, son-
dern bietet auch einen Markt 
mit Buden, Verkaufsständen 
und Fahrgeschäften. Die Micha-
lis-Kirchweih ist Teil der fränki-
schen Kirchweihtradition und 
findet bereits seit mehr als 900 
Jahren statt. 

Osingverlosung

Prämiert wurde zudem die 
Osingverlosung. Zum Hinter-
grund: Das erstmals 1465 ur-
kundlich erwähnte Osing ist 
der größte Gemeinschaftsbesitz 
in Europa. Die gemeindefreie 
Hochfläche ist die letzte Mark-
genossenschaft Deutschlands. 
Das Areal umfasst 264 Hektar 
bzw. 213 Feldanteile landwirt-
schaftliche Gemeinschaftsnutz-
fläche im Landkreis Neustadt an 
der Aisch-Bad Windsheim. Alle 
zehn Jahre findet die Osingver-
losung zur Aufteilung dieser Flä-
che unter den Bauern der Dörfer 
Humprechtsau, Krautostheim, 
Herbolzheim und Rüdisbronn 
statt. Die nächste erfolgt im Jahr 
2024 und dient der gerechten 
Verteilung von fruchtbaren und 
weniger geeigneten Flächen un-
ter den Landwirten. 

Rothenburger Meistertrunk

Seit 1881 findet alljährlich der 
Rothenburger Meistertrunk, das 
historische Festspiel im Kaiser-
saal des Rothenburger Rathau-
ses statt. Das Festspiel erinnert 
an die Rettung der Stadt Ro-
thenburg ob der Tauber durch 
den Bürgermeister vor dem ka-
tholischen kaiserlichen Heer 
während des Dreißigjährigen 
Krieges im Jahr 1631. Heute bie-
tet das Festprogramm eine Zeit-
reise mit historischem Händler- 
und Handwerkermarkt, Feldla-
ger und einem Heereszug durch 
die Altstadt mit über 800 Teil-
nehmern. � DK

Heimatminister Füracker startet Wettbewerbe:

Bürger und Kommunen am 
Thema Heimat beteiligen

„Gütesiegel Heimatdorf 2019“ und „Regionale Zukunftsprojekte“ 
Erfolgreiche Regionalmanagements in Bayern

Bayern ist liebenswerte Heimat und gelebte Tradition – in der 
Großstadt ebenso wie im ländlichen Raum und in den kleinen 
Ortschaften. „Die einzigartige Lebenskultur ist Fundament für 
das bayerische Heimatgefühl. Wir wollen Bayerns Regionen als 
attraktive Lebens- und Wirtschaftsräume positionieren und das 
Heimatgefühl und die Lebensqualität vor Ort erhalten. Bürge-
rinnen und Bürger sollen sich vor Ort „zu Hause“ fühlen und sich 
zusammen mit den Kommunen am Thema Heimat beteiligen“, 
hob Finanz- und Heimatminister Albert Füracker zum Start neu-
er Wettbewerbe zum Thema Heimat in Nürnberg hervor. 

Mit dem Wettbewerb „Güte-
siegel Heimatdorf 2019“ begibt 
sich das Heimatministerium auf 
die Suche nach kleinen Gemein-
den, die mit überragender Le-
bensqualität und besonderer 
Heimatverbundenheit ihrer Be-
wohner für das bayerische Hei-
matgefühl unverzichtbar und 
Vorbild für andere Gemeinden 
sind. 

Zwei Gemeinden  
je Regierungsbezirk

Bayernweit werden zwei Ge-
meinden je Regierungsbezirk mit 
einer Geldprämie von 50.000 
Euro bzw. 60.000 Euro (bei La-
ge der Gemeinde im Raum mit 
besonderem Handlungsbedarf) 
ausgezeichnet. Die Prämie ist 

zweckgebunden und für Maß-
nahmen zur weiteren Verbes-
serung der Lebensqualität und 
Heimatverbundenheit vor Ort 
zu verwenden. 

Geldprämie, Urkunde 
und Plakette

Außerdem erhalten die Preis-
träger eine Urkunde sowie die 
Plakette „Gütesiegel Heimatdorf 
2019“. Bewerben können sich 
alle Gemeinden in Bayern, inklu-
sive Gemeinden mit Markt- und 
Stadtrecht, bis maximal 5.000 
Einwohner (Stand 31.12.2016 
gemäß Bayerisches Landes-
amt für Statistik). Bewerbungen 
sind ausschließlich online unter 
www.heimat.bayern/heimat-
dorf möglich. Jede teilnahmebe- 

rechtigte Gemeinde erhält pos- 
talisch einen Zugangsschlüssel. 
Bewerbungsschluss ist der 31. 
Oktober 2018. 

Der Wettbewerb „Regionale 
Zukunftsprojekte“ richtet sich 
an die Regional- und Konversa-
tionsmanagements. Prämiert 
werden zehn herausragende 
Projekte der aktuellen Förder-
periode. Für die Wettbewerbs-
sieger winkt als Preisgeld eine 
zusätzliche Förderung von bis zu 
150.000 Euro für die Weiterent-
wicklung der ausgewählten Pro-
jekte. „Eine Sonderförderung 
für einen kraftvollen Ausbau der 
prämierten Projekte“, betonte 
Füracker.

Stärkung von Regional- und 
Konversionsmanagement

Füracker kündigte zudem ei-
ne weitere Stärkung von Regi-
onal- und Konversionsmanage-
ment an: Erstmals wird jetzt 
für einen inhaltlichen Förder-
schwerpunkt eine Sonderförde-
rung zur Verfügung gestellt. In-
itiativen, die Projekte zum The-
ma Flächensparen durchführen, 
erhalten in der neuen Förder-
phase eine um bis zu 50.000 Eu-
ro höhere Förderung pro Jahr. 
Ein verantwortungsvoller Um-
gang mit wertvollen Flächen ist, 
so Füracker, ein wichtiges Zu-
kunftsthema für die Bayerische 
Staatsregierung. Regional- und 
Konversionsmanagements leis-
ten einen großen Beitrag bei der 
Etablierung von Flächen- und 
Leerstandsmanagements in den 
Regionen, der Stärkung der In-
nenentwicklung und einer Be-
wusstseinsbildung für attraktive 
Ortsmitten. Mit der zusätzlichen 
Fördermöglichkeit sollen Anrei-
ze für neue Ideen und den Aus-
bau bestehender Projekte gebo-
ten werden. 

Mit der neuen „Zukunfts-
strategie für die Region“ wer-
den ferner zehn Modellprojekte 
von regionalen Strategieprozes-
sen für zwei Jahre mit einer För-
derung von je 50.000 Euro pro 
Jahr begleitet. „Wir wollen, dass 
der Kompass für die Regionen 
stimmt. Daher bieten wir jetzt 

auch die Möglichkeit, neben 
Einzelprojekten Entwicklungs-
strategien zu fördern“, kündig-
te Füracker an. Hierbei ist es un-
erheblich, ob die Aktualisierung 
einer bereits bestehenden Stra-
tegie oder die Neuerstellung ei-
ner regionalen Entwicklungs-
strategie gefördert werden soll.

Wichtige Säule  
der Zusammenarbeit

Regionalmanagements sind in 
Bayern eine wichtige Säule der 
Zusammenarbeit vor Ort und 
Instrument zur strategischen 
Weiterentwicklung der Regio-
nen. Aktuell werden flächen-
deckend über 230 erfolgreiche 
Projekte im Regionalmanage-
ment in ganz Bayern mit insge-
samt über 13 Millionen Euro ge-
fördert. Konversion und Trup-
penreduzierung von Standor-
ten der Bundeswehr oder des 
US-Militärs sind für die betroffe-
nen Kommunen eine schwierige 
Herausforderung. „Das Heimat-
ministerium leistet einen Bei-
trag zur Bewältigung der Folgen 
der Bundeswehrreform“, be-
tonte Füracker. Beim Konversi-
onsmanagement werden aktu-
ell über 50 erfolgreiche Projek-
te in ganz Bayern mit insgesamt 
rd. 6,5 Millionen Euro gefördert. 
Mit der neuen Förderrichtlinie 
Landesentwicklung bestehen 
seit Ende 2017 attraktivere För-
derkonditionen. 

Die Fördersumme der Regi-
onal- und Konversionsmanage-
ments wurde für Regionalma-
nagements im Raum mit beson-
deren Handlungsbedarf und für 
großräumige Initiativen sowie für 
Konversionsmanagements mit 
besonderer Betroffenheit von 
100.000 auf 150.000 Euro pro 
Jahr erhöht. „Sollte bei den Pro-
jekten das Thema Flächenspa-
ren aufgegriffen werden, so er-
halten zahlreiche Regional- und 
Konversionsmanagements ins-
gesamt 200.000  Euro statt bis-
her 100.000 Euro pro Jahr“, freu-
te sich Füracker. Zudem kann der 
Förderzeitraum nach erfolgrei-
cher Evaluierung auf insgesamt 6 
Jahre verdoppelt werden. � r
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starke Statur geben. Vitale Städ-
te sind Kraftfelder und Innova-
tionsmotoren für Bayern. Von 
diesen Kristallisationspunkten 
übertragen sich über viele Kno-
tenpunkte kreative Kräfte, um 
ein starkes Land weiter zu ent-
wickeln und den Menschen eine 
Heimat zu geben“, unterstrich 
der Vorsitzende des Bayerischen 
Städtetags, Augsburgs Oberbür-
germeister Dr. Kurt Gribl. 

Motoren der Entwicklung

Zentrale Orte seien die Mo-
toren der Entwicklung Bayerns. 
Dies gelte auch für Regionen, 
die vom demografischen Wan-
del betroffen sind. Versorgungs-
einrichtungen in zentralen Or-
ten seien Garanten, um gleich-
wertige Lebensbedingungen zu 
erreichen. Die zentralen Orte 
müssten als dynamische Kraft-
zentren Bayerns gestärkt wer-
den, die für ein stabiles Land 
sorgen. Bayerns Struktur habe 
sich über die Jahrhunderte aus-
geprägt – mit starken Städten, 
die Bayerns Stärke ausmachen. 
Gribl: „Die Vielgestaltigkeit der 
Regionen Bayerns bildet sich in 
den Städten und Gemeinden ab. 
Auf diese Stärken muss der Frei-
staat weiter bauen, dann lassen 
sich die Herausforderungen der 
Zukunft meistern.“

Starke zentrale Orte sind aus 
Gribls Sicht das Erfolgsrezept 
einer nachhaltigen Landespo-
litik. Starke Städte gewährleis-
teten, dass sich unter den Vor-
zeichen von Globalisierung, Di-
gitalisierung, demografischem 
Wandel, Migration und Energie-
wende dieses über Jahrhunder-
te gewachsene Kulturland wei-
ter entwickelt.

Wie Gribl zudem ausführte, 
benötigt gute Infrastruktur ei-
ne sichere Finanzierung, etwa 
für Schulen, Kindergärten, Kran-
kenhäuser, Straße, Schiene und 
Datenautobahn: „Die soziale, 
schulische, gesundheitliche und 
technische Infrastruktur muss 
in allen Städten und Gemein-
den abgesichert werden, nicht 
zuletzt bei der Versorgung mit 
Breitband und Mobilfunk. Nur 
wenn Städte und Gemeinden – 
in Ballungszentren ebenso wie 
in ländlichen Räumen, in Boom-
regionen wie in schrumpfenden 
Regionen – gut finanziell ausge-
stattet sind, können die Kom-
munen ihre Aufgaben erfüllen 
und können ihr Leistungsange-
bot an die jeweiligen Herausfor-
derungen der Zeit anpassen.“ 

Enges Zusammenwirken  
mit der Landespolitik

Um Probleme zu lösen, hätten 
sich kommunale Daseinsvorsor-
ge und kommunale Selbstverwal-
tung bewährt. Nach den Worten 
des Städtetagschefs „ist darauf 
zu achten, dass die Kommunen 
weiterhin gut aufgestellt bleiben, 
um künftige Probleme zu lösen. 
Hierfür benötigen die Kommu-
nen das enge Zusammenwirken 
mit der Landespolitik.“

Als aktuelle Kernthemen der 
Kommunalpolitik sind Demogra-
fie und Wohnen, digitale Trans-
formation, Integration, Mobi-
lität und Energie eng mitein-
ander verflochten. So sind ei-
ne flächendeckende technische 
Infrastruktur und eine moder-
ne Breitbandversorgung Grund-
voraussetzungen der digitalen 
Transformation. Für autonomes 
Fahren oder für den Austausch 
riesiger Datenmengen braucht 
es schnelles Internet. Gribl: „Al-
les hängt mit Allem zusammen. 
Jeder einzelne dieser Stränge 
verwebt sich zu einem großen 
Strang. Alle Akteure müssen 
diese vielen Stränge zusammen-
führen. Dies geschieht im Bezie-
hungsgeflecht der Kommunen 
zusammen mit Europa, Bund 
und Freistaat.“

Mit Blick auf ein weiteres zen-
trales Feld bayerischer Kommu-
nalpolitik, dem Wohnungsbau, 
wies der 1. stellvertretende Vor-
sitzende des Bayerischen Städ-
tetags, Fürths Oberbürgermeis-
ter Dr. Thomas Jung, darauf hin, 
dass Bund, Freistaat und Kom-
munen gemeinsam mit öffent-
licher und privater Wohnungs-
wirtschaft ihre Kräfte bündeln 
müssen, um Wohnungsnot zu 
lindern. Städte und Gemeinden 
wendeten beträchtliche Mittel 
auf, um die Versorgung mit be-
zahlbaren Wohnungen sicherzu-
stellen. Diese Aufgabe könnten 
Städte und Gemeinden allein 
nicht stemmen. „Für die Schaf-
fung von Wohnungen brauchen 
Kommunen, kommunale Woh-
nungsunternehmen und sozi-
ale Wohnungsbaugesellschaf-
ten mehr Finanzmittel“, forder-
te Jung.

Steuerungsmöglichkeiten  
der Kommunen

Darüber hinaus sprach sich 
Jung dafür aus, die Steuerungs-
möglichkeiten der Kommunen 
zur Mobilisierung von Flächen 
zu erhöhen. Förderprogramme 
stünden inzwischen zur Verfü-
gung, aber den Städten gingen 
die Flächen aus. Für den Bau 
von Wohnungen, für Verkehrs- 
wege und Infrastruktur mit Schu-
len, Kitas und Geschäften zur 
Nahversorgung müssten Flächen 
mobilisiert werden. Kommunen 
benötigten mehr Flächen, da-
mit sie Wohnungsbau vorantrei-
ben können. Nach Jungs Ansicht 
müssten Kommunen im Vor-
feld formeller städtebaulicher 
Maßnahmen zum Beispiel ein 
Vorkaufsrecht für Grundstücke 
auf eigenem Gebiet haben, um 
rechtzeitig Baugrund, Tausch- 
oder Ausgleichsflächen erwer-
ben zu können.

Bei der Integration  
viel erreicht 

Beim Thema Integration wie-
derum „gerät aus dem Blick, was 
trotz vieler Probleme alles in den 
letzten Jahren geleistet wor-
den ist“, fuhr der Städtetagsvize 
fort. Gerade die Kommunen hät-
ten sich angestrengt. Jung zufol-
ge muss die Steuerungs- und Ko-
ordinierungsfunktion der Kom-
munen gestärkt werden. Die 
Kommunen müssten bei ihren  
Integrationsaufgaben stärker un- 
terstützt werden. Benötigt wer-
de ein Masterplan Integration. 
Auch müsse der Spracherwerb 
in allen Altersstufen gefordert 
und gefördert werden.

„Bayern wächst – die Folge 
sind wachsende Pendlerströme, 
mehr Wirtschaftsverkehr und 
Freizeitverkehr. Die Mobilitäts-
bedürfnisse wandeln sich mit 
dem Berufsleben und dem Wirt-
schaftsleben“, hob der 2. stell-
vertretende Vorsitzende des 
Bayerischen Städtetags, Dingol-
fings Bürgermeister Josef Pell-
kofer, hervor. Eine florierende 
Wirtschaft benötige verlässliche 
Verkehrswege, Unternehmen 
bräuchten ein dichtes Verkehrs-
netz. Just-in-Time-Produktion 
bedeute mehr Güterverkehr 
auf großen LKWs, Dienstleis-
tungen verursachten mehr Au-
toverkehr, Online-Handel brin-
ge mehr Kurierdienste mit Klein-
transportern. 

Pellkofer zufolge liegt die Zu-
kunft im effizienten Mix an Ver-
kehrsmitteln. „Die Erfordernisse 
an Umwelt- und Lärmschutz, die 
Bedürfnisse von Pendlern und 
Wirtschaft müssen auf einen 
Nenner gebracht werden.“

An den Fortschritten im Nah-
verkehr müsse weiter gearbei-
tet werden: „Es braucht einen 
dichteren Takt bei Bahn und 
Buslinien in Verkehrsverbün-
den, engere Verknüpfungen 
zwischen Fern- und Nahverkehr. 
Verkehrsverbünde müssen en-

ger zusammenwachsen.“ Auch 
sei die Gemeindeverkehrsfinan-
zierung zu verbessern. Der öf-
fentliche Nahverkehr müsse mit 
Hilfe einer dauerhaften Fortfüh-
rung der ÖPNV-Zuweisungen 
auf hohem Niveau gestärkt wer-
den. Alternative Antriebstechni-
ken seien zu intensivieren.

Nach Pellkofers Worten „kann 
Digitalisierung helfen bei mul-
timodalen Verkehrsangeboten 
und vernetzter Mobilität, etwa 
für CarSharing oder effiziente-
re Transportketten bei Güter-
verkehr und Kurierdiensten. Di-
gitalisierung kann Umsteigen 
im Nahverkehr verbessern oder 
die einheitliche Abrechnung des 
Fahrscheins ermöglichen. Bei 
der Erarbeitung regionaler Mo-
bilitätskonzepte müssen Bund 
und Freistaat mit ins Boot.“

Grundvoraussetzung für di-
gitale Lösungen sei eine flä-
chendeckende technische Inf-
rastruktur und eine moderne 
Breitbandversorgung. Für auto-
nomes Fahren oder für den Aus-
tausch riesiger Datenmengen 
brauche es schnelles leitungsge-
bundenes und mobiles Internet.

Söder: Schulterschluss mit 
den Städten suchen

Ministerpräsident Markus Sö-
der unterstrich seinerseits, den 
Schulterschuss mit den Städ-
ten suchen zu wollen. Um mehr 
Betreuungsmöglichkeiten für 
Schüler nach dem Unterricht 
zu schaffen, plant er eine Ar-
beitsgruppe mit den Kommu-
nen. Anfang Mai hatte das bay-
erische Kabinett entschieden,  
10.000 neue Hortplätze zu 
schaffen. Die Große Koalition 
in Berlin plant zudem einen 
Rechtsanspruch für die Ganz-
tagsbetreuung von Schülern.

Pakt für Wohnungsbau

Ein weiterer dringender 
Wunsch Söders: ein Pakt für 
Wohnungsbau. Hierzu kündigte 
er massive Investitionen in den 
Wohnungsbau an. Bis 2025 sol-
len 500.000 neue Wohnungen 
im Freistaat entstehen. Hier leis-
teten auch die Kommunen ihren 
Anteil, zumal der Wohnungsbau 
laut Verfassung eine kommu-
nale Aufgabe ist. Des Weiteren 
stellte der Ministerpräsident die 
Einführung einer bayerischen Ei-
genheimzulage von 10.000 Euro 
als einmaligen Festbetrag sowie 
ein bayerisches Baukindergeld 
Plus in Höhe von 1.500 Euro pro 
Kind und Jahr in Aussicht.

Positiv bewertete der Minis-
terpräsident die Entscheidung 
des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs, wonach das von Na-
turschützern beantragte und von 
den Grünen forcierte Volksbe-
gehren „Betonflut eindämmen 
– damit Bayern Heimat bleibt“ 
aus formalen Gründen unzuläs-
sig ist. Das Grundanliegen, Flä-
chen zu schonen, stelle ein ge-
meinschaftliches Anliegen dar. 
Aber der Ansatz der Grünen sei 
der falsche Weg, erklärte Söder. 
Verbote funktionierten nicht. Die 
Staatsregierung setze vielmehr 
darauf, finanzielle Anreize sowohl 
für die Aufwertung von Ortsker-
nen als auch für die Entsiegelung 
nicht mehr benötigter Flächen zu 
geben. „Sie als demokratisch ge-
wählte Bürgermeister entschei-
den, wie ihre Stadt aussehen 
soll“, meinte Söder.

Den Rathauschefs aus ganz 
Bayern sagte Söder zu, weiter 
für eine ausreichende finanzielle 
Unterstützung der Kommunen 
zu sorgen. Wichtig sei es, „uns als 
Partner auf Augenhöhe zu ver-
stehen“. Gerade die Stabilisie-
rungshilfe für finanziell schlech-
ter gestellte Kommunen habe 
sich bewährt und sei eine sehr 
gute Entscheidung der Staatsre-
gierung gewesen. Das Geld habe 
vielen Städten bei der Entschul-
dung geholfen und die Eigenver-
antwortlichkeit des Stadtrats ge-
stärkt. Die Unterstützungsleis-
tung werde fortgesetzt.

Plädoyer für fairen  
sprachlichen Umgang

Abschließend plädierte Sö-
der für einen faireren sprach-
lichen Umgang der politischen 
Akteure untereinander – auch 
dann wenn man inhaltlich nicht 
übereinstimme. „Die Standards 
in Sprache und Umgang, die wir 
jetzt setzen, werden uns vie-
le Jahre begleiten“, mahnte der 
Ministerpräsident.

Im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion (Moderation: Stephanie 
Heinzeller, Bayerischer Rund-
funk) wurden einige politische 
Schlaglichter nochmals aufge-
griffen, wobei das Thema Woh-
nungsbau klar dominierte. Es 
debattierten Markus Blume, 
Generalsekretär der CSU, Na-
tascha Kohnen, Landesvorsit-
zende der BayernSPD, Ludwig 
Hartmann, Fraktionsvorsitzen-
der von Bündnis90/Die Grünen 
im Bayerischen Landtag, und 
Hubert Aiwanger, Fraktionsvor-
sitzender der Freien Wähler im 
Bayerischen Landtag. � DK
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talisierung meinte Rößle: „Eine 
belastbare Infrastruktur sichert 
den Erfolg unserer Wirtschaft. 
Deshalb brauchen wir flächen-
deckend Breitbandinternet über 
Glasfaser bis 2025 am besten in 
jedes Haus und schnellstmöglich 
eine flächendeckende 5G-Ver-
sorgung. Beim 5G-Mobilfunk ist 
vor allem der Bund gefragt – aber 
der Freistaat und die CSU müs-
sen noch mehr Druck ausüben, 
damit die Mobilfunkanbieter 
zur Flächendeckung verpflichtet 
werden. Die Digitalisierung muss 
auch in der Verwaltung weiter 
umgesetzt werden mit einmali-
ger elektronischer Identifikation 
und Online-Kfz-Anmeldung so-
wie Online-Wohnsitznahme in ei-
ner Gemeinde.“

Riesenthema Mobilität

Neben dem Bereich Bildung 
liegt das kommunale Augen-
merk u.a. auf dem „Riesenthe-
ma“ Mobilität. Benötigt würden 
leistungsfähige Straßen auf allen 
Ebenen. Etliche Staatsstraßen 
befinden sich Rößle zufolge in ei-
nem sanierungsbedürftigen Zu-
stand. Um eine flächendecken-
de funktionierende Infrastruktur 
aufrechtzuerhalten, müsse der 
Freistaat hier noch mehr finanzi-
elle Mittel aufwenden.

Auch auf dem Sektor der öf-
fentlichen Mobilität würden 
neue Impulse und flexible An-
gebote benötigt. „Nur, wenn bei 
der ‚Öffentlichen‘ Taktung, Kom-
fort und Preis gleichzeitig pas-
sen, werden die Menschen vom 
Individualverkehr umsteigen. 
Deshalb müssen auch Carsha-
ring, Rufbussysteme, Mitfahr-
zentralen und vieles mehr Teil 
eines bayernweiten Mobilitäts-
paktes werden – inklusive För-
derung“, machte der KPV-Vor-
sitzende deutlich.

Stichwort Schwimm- und Hal-
lenbäder: Bäder stellen in vielfa-
cher Hinsicht ein Stück Lebens-
qualität für Bürgerinnen und 
Bürger dar. Die KPV fordert des-
halb deutlich bessere Förder-
voraussetzungen für die Sanie-
rung (inklusive Ersatzneubau) 
von kommunalen Schwimm- 
und Hallenbädern im Sinne des 
Schüler- und Breitensports. Die 
bisherigen Fördervoraussetzun-
gen für reine Schulsportanlagen 
seien insbesondere für kleine-
re Kommunen in der Regel nicht 
zu erfüllen. Rößle: „Wir sehen es 
als klaren Erfolg der KPV, dass 
das Thema aufgegriffen und ei-
ne Arbeitsgruppe mit Vertre-
tern von Landtag, Staatsregie-
rung und Spitzenverbänden ein-
gerichtet wurde. Denn wir wa-
ren es, die diese Initiative als 
erste gefordert haben.“

Im Koalitionsvertrag auf Bun-

desebene wurde festgesetzt, 
die Energiewende und den Aus-
bau von Erneuerbaren Energien 
deutlich voranzubringen. „Als 
KPV unterstützen wir dieses 
Vorhaben und fordern dahin-
gehend die Fortschreibung des 
bayerischen Energieprogramms 
mit einer verbesserten Steue-
rungsfunktion der Partnerschaft 
im Zusammenhang mit dem 
Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien“, hob Rößle hervor.

Mit Blick auf die anstehende 
Landtagswahl forderte der Lan-
desvorsitzende dazu auf, ge-
schlossen für die Politik der CSU 
einzustehen und gemeinschaft-
lich auf die Wählerinnen und 
Wähler zuzugehen. Wahlstrate-
gisch dürfe es nicht so enden, 
„dass wir letztendlich am rech-
ten Rand wenig hinzugewin-
nen und wir gleichzeitig die Ge-
mäßigten in der Mitte des Par-
teienspektrums durch weitere 
Drohgebärden und durch eine 
unglückliche Wortwahl massiv 
verschrecken“. In den verblei-
benden Wochen vor der Land-
tagswahl gelte es, sich verstärkt 
auf die Vermittlung der hervor-
ragenden Sachpolitik auf Lan-
desebene zu konzentrieren. 
„Hier können wir am besten 
punkten“, unterstrich Rößle.

15.600 Mitglieder

Die KPV zählt derzeit 15.600 
Mitglieder (Stand: Juni 2018). 
Darunter 7 Bezirkstagspräsiden-
ten, 88 Bezirksräte, 52 Landräte, 
25 Oberbürgermeister und 942 
Bürgermeister, 2372 Stadträte, 
1855 Kreisräte, 7438 Gemeinde-
räte. Sie ist somit nach der Jun-
gen Union und der Frauen-Uni-
on die drittgrößte Arbeitsge-
meinschaft innerhalb der CSU. 

In Gastbeiträgen sagten Dr. 
Florian Herrmann, MdL, Leiter 
der Staatskanzlei und Staats-
minister für Bundesangelegen-
heiten und Dr. Hans Reichhart, 
MdL, Staatssekretär im Bayeri-
schen Staatsministerium der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat der KPV ihre Unter-
stützung bei kommenden Her-
ausforderungen zu, bedankten 
sich für die bisherige Arbeit und 
baten um Unterstützung für den 
Landtagswahlkampf. 

Seismograph  
der Lebenswirklichkeit

Florian Herrmann zufolge 
sind die Kommunalpolitiker „der 
Seismograph der Lebenswirk-
lichkeit“. Keine Partei sei so 
stark in den Kommunen ver-
ankert wie die CSU, dazu trage 
auch die KPV bei. Die anstehen-
den Herausforderungen wie Di-
gitalisierung, Demografie, Kli-
mawandel und Globalisierung 
müssten gemeinsam gelöst wer-
den, stellte Herrmann fest. 

Der Freistaat Bayern investie-
re in den nächsten Jahren 5,5 
Milliarden Euro in die Digitali-
sierung, so viel wie kein anderes 
Bundesland. Bei der digitalen 
Bildung setze Bayern Maßstäbe: 
Fördermittel für 50.000 digitale 
Klassenzimmer, Aus- und Wei-
terbildung für die digitale Ar-
beitswelt, gigabitfähiger Glasfa-
seranschluss.  

Heimatstrategie

Als wirksames Mittel gegen 
eine alternde Bevölkerung dient 
laut Herrmann die Heimatstra-
tegie. „Der Trend zeigt, dass 
wieder mehr junge Leute auf 
das Land ziehen“, so der Staats-
kanzleichef.    

Der Freistaat fördere zudem 
bezahlbare Wohnungen und die 
ärztliche Versorgung auf dem 
Land. Ziel ist es, bis 2025 in Bay-
ern insgesamt 500.000 Woh- 
nungen zu errichten. „Bayern-
Heim“ sei jüngst mit der Gesell-
schaftsgründung gestartet. Das 
Ziel: 10.000 Wohnungen in ganz 

Orientierungshilfe ... Das Beste für ...

Bayern bis 2025 für Menschen 
mit geringerem Einkommen.

Mit dem vom Ministerrat be-
schlossenen Förderprogramm 
unterstützt die Staatsregierung 
die Landkreise bei ihrer Aufga-
be, die stationäre Versorgung in 
ihrem Gebiet sicherzustellen. Et-
liche kleine Krankenhäuser müs-
sen aufgrund der demografi-
schen Entwicklung ihre Struktu-
ren neu ausrichten, um ihr Ver-
sorgungsangebot zukunftsfest 
auszugestalten. Dieser Prozess 
stellt die Landkreise vor große 
finanzielle Herausforderungen. 

Hilfe für die Landkreise

Der Freistaat Bayern greift 
den betroffenen Landkreisen 
daher unter die Arme und über-
nimmt während der Umset-
zung eines Umstrukturierungs-
konzepts künftig 85 Prozent der 
Summe, mit der ein Landkreis 
die Betriebskostendefizite be-
troffener Krankenhäuser für die 
Jahre 2019, 2020 und/oder 2021 
ausgleicht. Die Förderung ist auf 
1 Mio. Euro pro Jahr bzw. 2 Mio. 
Euro pro Jahr bei trägerübergrei-
fender Kooperation gedeckelt.

In punkto Klimaschutz un-
terstrich Herrmann: „Wir wol-
len bis 2050 die Treibhausgas  
(THG)-Emissionen pro Kopf und 
Jahr auf weniger als 2 Tonnen 
senken. Das Klimaschutzpro-
gramm Bayern 2050 fuße auf 
drei Säulen: THG-Minderung, 
Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels sowie Forschung 
und Entwicklung. Die kommu-
nale Ebene habe hier eine Vor-
bildfunktion, so Herrmann. Un-
terstützt werde sie u.a. bei der 
Teilnahme an Qualitätsmanage-
ment- und Zertifizierungsver-
fahren und dem „Kllimacheck“ 
für Kommunen als Tool zur Un-
terstützung für Klimaanpassung 
vor Ort.

Kooperation  
beim Flächensparen

Zum Thema Flächenverbrauch 
meinte der Staatskanzleichef: 
„Auch wir wollen die Heimat be-
wahren, aber nicht mit der üb-
lichen Keule der Linken, Verbo-
ten und Gängelungen. Wir set-
zen lieber auf Kooperation und 
Anreize zur Flächenreduzierung, 
ohne die Entwicklungschancen 
der Kommunen zu beeinträch-
tigen.“ Auch bei den Straßen-
ausbaubeiträgen habe die CSU 
die Nase vorn gehabt, weil die 
Freien Wähler „die Kommunen 
finanziell im Regen stehen las-
sen wollten“. Die Staatsregie-
rung kompensiere dagegen nun 
die Einnahmeausfälle der Städte 
und Gemeinden. 

Im Anschluss an die Landesver-
sammlung fand der traditionel-
le KPV-Sommerempfang im Gar-
ten der CSU-Landesleitung statt. 
Mit dieser Veranstaltung bedank-
te sich die KPV erneut bei allen 
kommunalpolitisch Aktiven, die 
Tag für Tag Politik vor Ort in den 
Kommunen gestalten.  � DK

Der neue  
KPV-Landesvorstand

Vorsitzender: Stefan Rößle
Stellvertreter: 
Christine Borst, Christoph 
Göbel, Dr. Klemens Gsell
Repräsentant der Bezirke: 
Josef Mederer
Schriftführer: Hannelore 
Langwieser, Matthias Dießl
Zehn weitere Mitglieder 
(Beisitzer): Maximilian Böltl, 
Helmut Bucher, Anja Burk-
hardt, Michael Kießling, Sieg-
fried Lösch, Hans Loy, Ger-
hard Preß, Dr. Ulrich Reuter, 
Alois Scherer, Johann Stadler
Zehn Mitglieder im Haupt-
ausschuss: Josef Bauer, Chris-
ta Begert, Thomas Einwang, 
Heiko Hain, Horst Kratzer, Ve-
ronika Mirlach, Gerlinde Sigl, 
Cornelia Trinkl, Gerhard We-
ber, Andreas Zenglein.  � DK
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GEMEINSAM NAH AM KUNDEN:
DG HYP UND WL BANK FUSIONIEREN ZUR DZ HYP.
Die DZ HYP bietet Ihnen als eine führende Immobilienbank in Deutschland umfassende Lösungen für gewerbliche, 
wohnwirtschaftliche, kommunale und private Finanzierungsvorhaben. Vertrauen, Kompetenz und Partnerschaft sind 
die Fundamente unseres Geschäfts. Deshalb setzen wir in enger Zusammenarbeit mit den Volksbanken Raiffeisenbanken 
auf unsere besondere Stärke: die fachliche, regionale und persönliche Nähe zu unseren Kunden.

50.000. Besucherin in Ettal geehrt: Verena Gulder aus Germering 
und Sabina Metz aus Bad Kissingen begleiten Daniela Holzmann 
aus Eppishausen, die von Landrat Anton Speer, Pater Johannes 
Bauer und Direktor Dr. Richard Loibl als 50.000ste Besucherin in 
der Landesausstellung begrüßt wurde. 
� © Haus der Bayerischen Geschichte, Foto: Michael Winter

Bayerische Landesausstellung 2018:

Mythos Bayern  
lockt nach Ettal

„Wald, Gebirg und Königstraum – Mythos Bayern“ 
Die Bayerische Landesausstellung 2018 „Wald, Gebirg und Königs-
traum – Mythos Bayern“ erfreut sich großer Beliebtheit. Nach gut 
einem Drittel der Laufzeit konnte kürzlich die 50.000ste Besuche-
rin begrüßt werden. 

Direktor Dr. Richard Loibl 
zeigt sich mit der bisherigen Be-
sucherbilanz bis Mitte Juli sehr 
zufrieden: „Wir freuen uns, dass 
der Plan, die Anfänge des My-
thos am Entstehungsort zu prä-
sentieren, aufgeht. Die Zahl der 
Besuche zeigt steigende Ten-
denz. Auch die weiteren Ange-
bote im Kloster werden gut an-
genommen. Insbesondere gilt 
das für das Klosterfest. Das be-
weist wieder einmal: ohne 
Schau kein Mythos!“

Die spektakuläre Medienschau 
zu den Bauvisionen von König 
Ludwig II. wurde noch einmal 
erweitert. Neben seinen rea-

lisierten Schlössern sind jetzt 
auch die ungebauten Träume 
des Königs zu erleben: Schloss 
Falkenstein, der chinesische und 
byzantinische Palast. 

Kini lockt Besucher

Eine Einführung in die Schau 
bieten Gästeführer der Landes-
ausstellung. An ausgewählten 
Tagen ist zudem König Ludwig II. 
höchstpersönlich präsent. Dann 
kann man den szenischen Ge-
schichten aus des Königs Mund 
lauschen.

Noch bis 4. November ist die 
Ausstellung täglich geöffnet. �r

Klaus Stöttner und Klaus Holetschek: 

Tourismus neu denken
Branche unterstützen und fit machen für die Herausforderungen 

Digitalisierung, Globalisierung und Mobilität 
„Wir müssen den Tourismus neu denken“, forderte Klaus Holet-
schek in der Aktuellen Stunde im Namen der CSU-Fraktion im 
Bayerischen Landtag. Digitalisierung, Globalisierung und verän-
derte Mobilität seien die Megatrends, die auch den Tourismus 
grundlegend verändern werden. 

„Wie muss die Branche da-
rauf reagieren und wo kann der 
Staat unterstützen, damit wir 
auch in zwanzig und dreißig Jah-
ren einer der führenden Tou-
rismusstandorte bleiben? Wie 
werden Reisen künftig ausge-
sucht und gebucht? Was kann  
‚augmented reality‘ künftig leis-
ten“, fragte Holetschek. Die Be-
deutung der Branche sei enorm 
und biete wachsendes Poten-
zial. Immerhin sichert der Tou-
rismus das Einkommen von 
600.000 Menschen in Bayern. 
Die Touristen haben letztes Jahr 
31 Milliarden Euro ausgegeben.

Klaus Stöttner, der Vorsitzen-
de der Arbeitsgruppe Touris-
mus der CSU-Landtagsfrakti-
on, nannte Nachhaltigkeit und 
Gesundheit als wichtige Ziele 
für einen zukunftsgerichteten 
Tourismus. Der Freistaat Bay-
ern und seine Qualitätsbetriebe 
hätten dafür die besten Voraus-
setzungen. Stöttner verwies auf 
die neue Tourismusinitiative der 
Staatsregierung. Im nächsten 
Doppelhaushalt sollen die Mittel 
für die Tourismusförderung von 
64 auf über 100 Mio. Euro jähr-
lich angehoben werden.

Im Mittelpunkt stehen dabei 
die Förderung kleinerer Beher-
bergungsbetriebe, Gaststätten 
und Dorfwirtschaften, die die 
Hauptleistungsträger im Tou-
rismus sind und die mit Förder-
programmen wie „Qualität und 

Gastlichkeit“ oder „Barriere-
freie Gastlichkeit“ unterstützt 
werden sollen. Zudem sollen 
neue Tourismusleuchttürme wie 
hochwertige Hotellerie im gan-
zen Land angesiedelt und un-
terstützt werden. Als wichtiges 
Projekt wird an der Hochschu-
le Kempten ein Bayerisches Zen- 
trum für Tourismus errichtet, das 
die vielfältigen Kompetenzen im 
Bayerntourismus bündeln und 
neue Impulse setzen soll.

Holetschek verwies darauf, 
dass sich Tourismusförderung 
nicht auf staatliche Zuschüsse 
beschränke. „Wir müssen über-
legen, wie wir unternehmeri-
sche Kräfte freisetzen, indem 
wir Hemmnisse beseitigen. Auf 
der Agenda stehen Flexibilisie-
rungen bei den Arbeitszeiten 
und Entbürokratisierung.“ Es ge-
be dringend Handlungsbedarf 
vor allem im Bereich des Bun-
desarbeitsministeriums. Des-
halb werde die bayerische Lan-
despolitik in diesen Fragen auf 
die Bundespolitik einwirken.

„Bayern ist Tourismusland 
Nummer 1 in Deutschland und 
das soll es auch bleiben“, so 
Stöttner. Holetschek ergänzte 
abschließend: „Wir wollen ei-
nen Tourismus, der ganzheitlich 
denkt und im Einklang steht mit 
den Menschen, die in Bayern le-
ben, und mit unseren Natur-
schätzen, die wir bewahren wol-
len.“� r

Volksbegehren zum  
Flächenverbrauch  

nicht zulässig
Landkreistagspräsident Bernreiter:  Flächensparen im Einklang  

mit wirtschaftlicher Entwicklung im ländlichen Raum

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat mit seiner Entschei-
dung vom 17. Juli 2018 das Volksbegehren („Damit Bayern Hei-
mat bleibt – Betonflut eindämmen“) zur Einführung einer ver-
bindlichen Höchstgrenze für den Flächenverbrauch in Bayern für 
unzulässig erklärt. Im Kern begründet das Gericht seine Entschei-
dung damit, dass das Ziel des Volksbegehrens die verfassungs-
rechtlich verankerte kommunale Planungshoheit unzulässig be-
einträchtigt. Auch beachtet der Gesetzesentwurf den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit nicht.

Landrat Christian Bernreiter, 
Präsident des Bayerischen Land-
kreistags, begrüßt die heutige 
Entscheidung des Bayerischen 
Verfassungsgerichtshofes über 
die Unzulässigkeit des Volksbe-
gehrens zum Flächenverbrauch: 
„Zweifellos wird der Umgang mit 
der in Bayern vorhandenen Flä-
che immer wichtiger. Das Span-
nungsfeld aus wirtschaftlichen 
Interessen, Stadt/Land, Woh-
nungsmarkt, Kulturlandschaft 
und Landwirtschaft ist groß. Es 
kann aber nicht einseitig zu Las-
ten eines Akteurs beantwortet 
werden. Im kommunalen Be-
reich kommt es ganz besonders 
auf das „Miteinander“ an. Bei 
uns zählt nicht allein staatlicher 
Dirigismus, sondern Flexibilität, 
Subsidiarität und Regionalität. 
Schließlich geht es darum, den 
ländlichen Raum als attraktiven 
Arbeits- und Lebensraum zu er-
halten und weiter zu stärken.“

Der Bayerische Landkreistag 
fordert, die Rahmenbedingungen 
für einen schonenden und spar-
samen Flächenverbrauch in der 
Art zu gestalten, dass die wirt-
schaftliche Entwicklung des länd-

lichen Raums nicht zunichte ge-
macht wird. Das Ziel, gleichwer-
tige Lebensverhältnisse in ganz 
Bayern zu schaffen, darf nicht 
durch eine absolut wirkende Be-
grenzung des Flächenverbrauchs 
konterkariert werden. Aktuell be-
stehende Ungleichgewichte zwi-
schen den Regionen müssen an-
gegangen und dürfen nicht auf 
Dauer zementiert werden.

„Unsere Regionen sind viel-
fältig und die Ausgangsbedin-
gungen vor Ort entsprechend 
verschieden. Jeder Einzel-
fall ist anders. In Zukunft soll-
ten die Abwägungs- und Ent-
scheidungsmöglichkeiten vor 
Ort deswegen noch weiter ge-
stärkt werden. Neben Bürger-
meistern sind die Landräte am 
nächsten an den Bedürfnissen 
vor Ort dran. Die kommunale 
Ebene weiß, womit sie die regio-
nale Wirtschaft stärken und Ar-
beitsplätze schaffen kann, ohne 
unverhältnismäßig in die Land-
schaft einzugreifen. Der Bayeri-
sche Verfassungsgerichtshof hat 
heute die kommunale Selbst-
verwaltungsgarantie gestärkt“, 
so Bernreiter. � r
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Neue Publikation:

Nachhaltigkeit gestalten
Nachhaltige Projekte schrecken manche Bauherren zunächst einmal ab, 
weil sie als komplex und zeitintensiv gelten, ein hohes Maß an Engage-
ment und viel Know-how erfordern. Hinzu kommt, dass sich ihr Erfolg 
nicht allein anhand wirtschaftlicher Kriterien bemisst: Um im Sinne der 
Nachhaltigkeit gelungen zu sein, muss ein Projekt zudem eine Vielzahl 
baulicher, sozialer und umweltgerechter Anforderungen erfüllen. Der 
Aufwand aber lohnt in jedem Fall, denn nachhaltige Projekte schaffen 
für Nutzer, Baukultur und Umwelt langfristig einen großen Mehrwert. 

Mit der von der Bayerischen Ar-
chitektenkammer herausgegebe-
nen und vom Bayerischen Staats-
ministerium für Wohnen, Bau und 
Verkehr unterstützten Publikation 
„Nachhaltigkeit gestalten“ gibt es 
nun eine konkrete und umfassen-
de Unterlage für Bauherren und 
Planer, die Planungsthemen und 
-prozesse unter dem Blickwinkel 
der Nachhaltigkeit praxisorien-
tiert darstellt. Sie ergänzt etablier-
te Angebote der Architektenkam-
mer wie das Beratungsangebot 
der „Beratungsstelle Energieeffizi-
enz und Nachhaltigkeit – BEN“ und 
das ökologische Baustoffinforma-
tionssystem „WECOBIS“. 

Unterstützt von ehrenamtli-
chen Experten und der Geschäfts-
stelle der Bayerischen Architek-
tenkammer hat das Autorenteam 
von eeconcept aus Darmstadt we-
sentliche Themen und Prozesse 
evaluiert, bearbeitet und sich auf 
Optimierungspotenziale nachhal-
tiger Herangehens- und Realisie-
rungsweisen konzentriert. 

Orientierung an  
konkreten Fragestellungen

Dabei orientiert sich der Leitfa-
den an konkreten Fragestellungen 
von Architekten, Planern und Bau-
herren: Welche Maßnahmen sind 
für ein nachhaltiges Projekt rele-
vant? Wann sollten im Planungs-
prozess bestimmte Entscheidun-
gen getroffen und Planungspart-
ner eingebunden werden? Wel-
che Grundlagen sind notwendig, 
um optimal nachhaltig handeln zu 
können? Was muss man hierfür 
wissen? Welche Rahmenbedin-
gungen und Hilfestellungen bie-
ten Gesetze, Normen, Förderun-
gen, Leitfäden, technische Pro-
gramme, Online-Portale und Be-
ratungsstellen? 

Die Publikation beantwortet 
diese und weitere Fragen und 
hinterlegt sie mit weiterführen-
den Informationen und anschau-
lichen Grafiken. Entlang der Leis-
tungsphasen der HOAI kann der 
Leser Planungsparameter und da-
mit verbundene Nachhaltigkeits- 
aspekte ableiten. Fünf überge-
ordnete Nachhaltigkeitskriteri-
en „Funktionalität und Komfort“, 
„Energie“, „Material“, „Schadstof 

fe“ und „Wirtschaftlichkeit“ bil-
den die Grundlage für die um-
fassenden Inhalte. Es wird aufge-
zeigt, welche Optionen und Po-
tenziale bestehen und wie sich 
diese möglichst frühzeitig im Pla-
nungsprozess verankern lassen. 
Das Spektrum reicht von einfach 
umsetzbaren Maßnahmen bis hin 
zu komplexen Lösungen für Bau-
aufgaben kleinerer und mittlerer 
Größe. Infoboxen fassen Grund-
lageninformationen, etwa zu 
den Themen „Energiestandards“, 
„Suffizienz“ oder „Materialkon-
zept“, kompakt zusammen. Darü-
ber hinaus schärfen sie den Blick 
für weitere Nachhaltigkeitsaspek-
te (z. B. Barrierefreiheit, Schad-
stoffarmut) oder Berechnungs-
methoden bzw. Nachweise (z. B. 
Ökobilanzierung, Raumluftmes-
sung). Somit kann der Leitfaden 
„Nachhaltigkeit gestalten“ auch 
als Basis einer strukturierten Dis-
kussion zwischen Bauherren und 
Planern genutzt werden. 

Als maßgebliche Akteure des 
Baugeschehens können Archi-
tekten die am Bau Beteiligten für 
Nachhaltigkeitsthemen sensibili-
sieren und den Planungs- und Bau-
prozess entsprechend steuern. 

Kammerpräsidentin Christine 
Degenhart bringt dies in ihrem 
Vorwort auf den Punkt: „Ganzheit-
liche Betrachtung baulicher Struk-
turen im gesellschaftlichen Kon-
text ist eine Kompetenz, die Archi-
tekten zu Recht für sich beanspru-
chen. Sie verbinden ökologische, 
soziale, ökonomische, funktiona-
le und gestalterische Aspekte und 
unterstützen die Abstimmung und 
Harmonisierung partikularer und 
öffentlicher Interessen“. 

Dem Autorenteam von ee-con-
cept, Matthias Fuchs, Arma-
ni Badr, Thomas Stark und Mar-
tin Zeumer ist ein hilfreicher Bei-
trag zum Nachhaltigen Bauen 
gelungen. Besonderer Dank ge-
bührt den ehrenamtlichen Mitar-
beitern der ByAK-Projektgruppe: 
Vorstandskooperator Clemens 
Richarz, Petra Wurmer-Weiß, 
Thomas Strunz, Florian Lichtblau 
und Markus Mayer sowie allen 
weiteren Unterstützern des Pro-
jekts. 
Weitere Infos: www.byak-ben.de 

� Kathrin Valvoda

Die Baupreise 
normalisieren sich

„Die Baupreise normalisieren sich derzeit. Sie sind in den 
vergangenen Jahren teilweise gefallen. Ihr Anstieg bleibt 
mittelfristig immer noch unter der Inflation“, kommentiert 
Thomas Schmid, Hauptgeschäftsführer des Bayerischen 
Bauindustrieverbandes, die Meldungen in der Presse über 
eine starke Erhöhung der Baupreise.

Die Baukonjunktur ist derzeit gut, so Schmid, aber das war sie 
nicht immer. „In schlechten Zeiten waren die Bauunternehmen 
gezwungen, Angebote unter ihren Kosten zu machen, sonst hät-
ten sie keinen Auftrag bekommen“, erläutert Schmid. Dieses ver-
zerrte Preisniveau könne man aber nicht als Basis für die Ermitt-
lung eines aussagefähigen Preisanstiegs verwenden.

Man dürfe auch nicht den Schluss ziehen, für den Anstieg der 
Baupreise seien die Bauunternehmen verantwortlich, so Schmid, 
oder sie profitierten davon. Massive Antreiber der gestiegenen 
Baupreise seien vor allem die Materialkosten und auch die Löhne.

Kostensteigernd sind auch die staatlichen Regulierungen, wie 
die energetischen Anforderungen oder die stark gestiegenen Ge-
bühren für die Deponierung des Erdaushubs oder des Bauabfalls.

Im Öffentlichen Bau habe es zwar durchaus Ausschreibungen 
gegeben, bei denen sich wenige oder in einigen Fällen überhaupt 
keine Bieter beteiligt hätten. „Kein Bieter weiß aber vorher, wer 
noch mitbietet. Jeder kalkuliert daher sein Angebot so knapp wie 
möglich, damit er den Auftrag bekommt.“

„Die Aufträge werden im Öffentlichen Bau fast immer an den 
billigsten Bieter vergeben, in guten wie in schlechten Zeiten. Kri-
terien wie Bauqualität, Zuverlässigkeit und Termintreue kommen 
da fast nie zum Zug,“ so Schmid abschließend.� r

Neuer Planungsleitfaden für Städte und Gemeinden:

Öffentliche Räume  
barrierefrei gestalten

„Barrierefreiheit ist kein Extraservice, Barrierefreiheit ist ein Muss.  
Je weniger Barrieren im öffentlichen Raum sind, desto leichter ha-
ben es beispielsweise Menschen mit Gehhilfen, Rollstühlen oder mit 
schwerem Gepäck, Mütter mit Kinderwägen oder Bürgerinnen und 
Bürger, die schlecht sehen oder hören. Wir wollen Menschen mit Ein-
schränkungen den Alltag erleichtern“, so Bauministerin Ilse Aigner. 

Gemeinsam mit Sozialministe-
rin Kerstin Schreyer sowie der Prä-
sidentin der Bayerischen Architek-
tenkammer, Christine Degenhart, 
hat Aigner einen neuen Leitfaden 
mit Planungsgrundlagen zum bar-
rierefreien Bauen im öffentlichen 
Verkehrs- und Freiraum vorge-
stellt, der Planern aber auch Kom-
munen das Bauen erleichtern  soll. 

Ob es der abgesenkte Bordstein 
ist, Leitelemente für blinde und 
sehbehinderte Menschen oder 
klar verständliche Ansagen und 
Fahrgastinformationen am Bus-
wartehäuschen. Aigner, Schreyer 
und Degenhart machen sich stark 
dafür, dass Straßen, Wege und 
Plätze für alle Bürgerinnen und 
Bürger als Begegnungsräume zur 
Verfügung stehen und das: sicher, 
selbstständig und selbstbestimmt 
benutzbar. 

Technische Regelungen

Der Leitfaden, der von der Bay-
erischen Architektenkammer in 
Kooperation mit dem Bayerischen 
Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr und dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Fami-
lie, Arbeit und Soziales entwickelt 
wurde, erläutert die einschlägigen 
technischen Regelungen für Bar- 
rierefreiheit im öffentlichen Raum. 
Er komplettiert das mit Mitteln des 
Freistaats geförderte Beratungs-

angebot der Beratungsstellen Bar-
rierefreiheit der Bayerischen Ar-
chitektenkammer. Der Leitfaden 
informiert Kommunen darüber, 
was Planungen erfüllen müssen, 
um barrierefrei zu sein. 

Hochwertige Lösungen finden

Die Umsetzung ist oft schwieri-
ger als gedacht. Nicht selten bleibt 
die Gestaltung auf der Strecke und 
schreckt dann wiederum Bürge-
rinnen und Bürger ab. „Wir wol-
len Städten und Gemeinden hel-
fen, die bestehenden Barrieren im 
öffentlichen Raum abzubauen, und 
die Planer unterstützen, zugleich 
qualitativ und gestalterisch hoch-
wertige Lösungen zu finden. Vor 
allem in den Ortskernen und Alt-
städten ist das besonders wichtig. 
Alle Bürger, vor allem auch Men-
schen mit Behinderung sollen in 
die Planungen eingebunden wer-
den, sie sind Experten in eigener 
Sache“, so Aigner.

Inklusion ernst nehmen

Sozialministerin Kerstin Schreyer 
betonte: „Wenn wir Inklusion ernst 
nehmen, dann muss es für jeden 
Menschen möglich sein, jedes Ziel 
zu erreichen. Egal, ob er eine Be-
hinderung hat oder nicht. Und 
wenn Inklusion gelingen soll, dann 
ist Barrierefreiheit der erste gro-

ße Schritt, den wir auch brauchen. 
Dieser Leitfaden ist ein wichtiges 
Handwerkszeug auf dem Weg zur 
Barrierefreiheit. Und wenn wir al-
le miteinander helfen, Barrieren 
abzubauen, dann wird es ein bes-
seres, gerechteres Bayern geben.“

Neue Wege gehen

Präsidentin Christine Degen-
hart ergänzt: „Der öffentliche Ver-
kehrs- und Freiraum ist geprägt 
von vielen Akteuren. Barriere-
freiheit stellt daher eine beson-
dere gesellschaftliche Herausfor-

derung dar. Die zugehörige Norm 
DIN 18040-3 gibt mit konkre-
ten Schutzzielen vor, was erreicht 
werden soll. Doch in der Umset-
zung kommt es auf das „Wie“ an. 
Oftmals braucht es maßgeschnei-
derte Lösungen, insbesondere 
beim Umgang mit dem Bestand. 
Für die optimale Umsetzung sind 
die Sensibilität und Innovations-
kraft von Planern gefragt und auch 
die Bereitschaft von Kommunen, 
neue Wege zu gehen. Dies unter-
stützen wir mit dem neuen Leit-
faden und unserem kostenfreien 
Erstberatungsangebot.“� r

Bayerischer Architekturpreis und  
Bayerischer Staatspreis für Architektur
Der diesjährige Bayerische Architekturpreis geht an Johannes 
Berschneider aus der Oberpfalz, Peter Haimerl aus Niederbayern 
sowie an die beiden Professoren Donata und Christoph Valenti-
en aus Coburg und Stuttgart für ihr Lebenswerk. Mit den Preisen 
werden Persönlichkeiten ausgezeichnet, die sich um die Baukul-
tur in Bayern verdient gemacht haben. 

Die höchste Auszeichnung im 
Freistaat Bayern für gute Archi-
tektur, den „Bayerischen Staats- 
preis für Architektur“, erhält zu-
sätzlich der Architekt Peter Hai-
merl. 

„Gute Architektur ist kein Lu-
xus! Gute Architektur ist ein kla-
res Bekenntnis zur Baukultur 
und im Kulturstaat Bayern ein 
Muss! Mit Ihren Projekten über-
schreiten Sie auf ganz wunder-
bare Weise die Grenzen konven-
tioneller Architektur und das von 
München bis Blaibach!“ Mit die-
sen Worten hat Bauministerin 
Ilse Aigner Peter Haimerl in der 
Münchner Freiheizhalle bei der 
Preisverleihung gewürdigt.

„Das baukulturelle Geschehen 
in Bayern findet auf hohem Ni-
veau statt. Dies zu würdigen und 
zu befördern ist Aufgabe des 
Bayerischen Architekturprei-
ses und des Bayerischen Staats- 
preises für Architektur“, beton-

te Kammerpräsidentin Christine  
Degenhart bei der Ehrung der 
Preisträger und Ausgezeichne-
ten.

Eine Anerkennung erhielt die 
Architektin Susanne Flynn aus 
Düsseldorf, die in München 
lebt. Sie engagierte und enga-
giert sich nach wie vor für die 
„KunstWohnWerke“ in München. 
„KunstWohnWerke“ ist eine Ge-
nossenschaft von und für Archi-
tekten und Künstler, die sich für 
Wohnraum und Ateliers einsetzt. 
Flynn ist auch Mitglied im Auf-
sichtsrat der Genossenschaft.

Eine weitere Anerkennung 
ging an den Münchner Journalis-
ten und Essayisten Wilhelm War-
ning. Er wurde für seinen uner-
müdlichen Einsatz ausgezeich-
net, mit dem er der Gesellschaft 
das baukulturelle Verständnis 
näher bringt.

Die Preisträger erhalten je-
weils 10.000 Euro.� r
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* Lindner gewährt auf Neufahrzeuge mit Stufenlosgetriebe (Lintrac 90 & Unitrac 112 LDrive) in Verbindung mit dem TracLink-System 3 Jahre Garantie

DAS STUFENLOS
PROGRAMM VON
LINDNER

33
MIT

Der Beste am Berg

TRAKTORENWERK LINDNER GMBH
Ing.-Hermann-Lindner-Str. 4
6250 Kundl/Tirol
lindner-traktoren.at

Alle Informationen zum Stufenlos-Programm von Lindner gibt es 
auf der Galabau 2018 in Nürnberg. Mit dem Unitrac 112 LDrive und 
der Lintrac-Serie bietet Lindner stufenlose Fahrzeuge, die im Ganz-
jahreseinsatz punkten.� r

Stufenlos auf  
der Galabau 2018

Von 12. bis 15. September wird das Messezentrum Nürnberg wie-
der zum Nabel der Garten- und Landschaftsbaubranche. Der Tiroler 
Traktoren- und Transporterhersteller Lindner wird auf der Galabau 
2018 sein Stufenlosprogramm präsentieren. 

Vom Lintrac 90 – dem ersten 
stufenlosen Standardtraktor mit 
4-Rad-Lenkung – hat Lindner be-
reits mehr als 700 Stück ausgelie-
fert. Technische Highlights sind die 
Hochleistungs-Arbeitshydraulik 
von Bosch und die besonders ein-
fache LDrive-Bedienung. Die hinte-
re Achse lenkt bis zu 20 Grad ein. 
Die Heck-, Front- und Arbeitshy-
draulik mit Verstellpumpe machen 
den Lintrac zum variablen Geräte-
träger – und das 365 Tage im Jahr.

Stufenloser Lintrac 110

Mit dem stufenlosen Lintrac 
110 erweitert Lindner die Lin-
trac-Serie. Das höchstzulässige 
Gesamtgewicht liegt bei acht Ton-
nen, die Nutzlast bei rund 3,5 Ton-
nen. Herzstück des neuen Traktors 
ist das stufenlose Getriebe TMT11 
von ZF. Im Vergleich zum TMT09 
aus dem Lintrac 90 ist es mit einer 
größeren Hinterachse ausgerüs-
tet. Das Getriebe punktet mit sei-
ner kompakten Bauweise und ma-
ximaler Zugkraft. Besonders ein-
fach ist die Bedienung über den 
LDrive-Drehregler. Weitere High-
lights sind die Arbeitshydraulik mit 
88-Liter-Axialkolbenpumpe, die 
verstärkte 4-Rad-Lenkung und das 
verbesserte Lichtsystem für lange 
Nachteinsätze.

Die ideale Ergänzung zum Lin-
trac ist Unitrac 112 LDrive – der 
erste Lindner-Transporter mit Stu-
fenlostechnologie und besonders 
einfacher LDrive-Bedienung. Der 
Motor erfüllt die Kriterien von EU-
RO 6c. Die Nutzlast des Transpor-

ters beträgt sechs Tonnen. Das 
TracLink-System enthält ein digita-
les Fahrtenbuch und erkennt An-
baugeräte automatisch. Außerdem 
erinnert TracLink an wichtige Prü-
fungen oder Servicearbeiten wie 
einen Ölwechsel. Ein weiterer Plus-
punkt ist die geringe Lautstärke in 
der Fahrerkabine – diese erreicht 
maximal 74 dB. Lindner produziert 
den Unitrac 112 LDrive seit Som-
mer 2017. Mittlerweile wurden be-
reits mehr als 20.000 Einsatzstun-
den mit dem Fahrzeug absolviert.
www.lindner-traktoren.at� r

Das gibt’s nur einmal – aber alle Jahre!

Das Karpfhamer Fest 
mit Rottal-Schau

„Oans wia koans.“ Der Slogan des Karpfhamer Festes mit Rottal-Schau 
ist bestes bayerisches Superlativ: So ein einmaliges Fest mit Riesen-
schau gibt’s nur einmal! Denn es gibt nur noch „das“ Karpfhamer Fest 
des Karpfhamer Festvereins, das größte aller Zeiten mit der größten Rot-
tal-Schau auf insgesamt 170.000 qm Fläche für über 400.000 Besucher. 

Das schönste bayerisch-öster-
reichische Familien- und Land-
wirtschaftsfest findet vom 30. Au-
gust bis 4. September 2018 statt. 
Die Fachbesucher der Rottal-Schau 
kommen aus ganz Deutschland, 
Österreich, Tschechien, Südtirol, 
Schweiz und Ungarn. Karpfham ist 
bei Landtechnik-Ausstellern wie 
auch Besuchern einer der wichtigs-
ten Orte für Präsentation und In-
formation in Mitteleuropa.

Auf nunmehr über 70.000 m² 
Freigelände und 6.000 m² Hallen 
zeigen 600 Firmen aus der gesam-

ten Bundesrepublik und dem be-
nachbarten Ausland ein breites 
Warenangebot. Nach wie vor liegt 
der Schwerpunkt auf allen Berei-
chen der Landwirtschaft. Jedoch 
findet der Besucher auch unter 
anderem eine klassische Verbrau-
chermesse und eine Energiemesse 
auf dem neuen Gelände direkt an 
der B388. Außerdem werden Kraft-
fahrzeuge, Kommunaltechnik und 
jede Menge interessanter Neuhei-
ten präsentiert.
Weitere Info: www.karpfhamer-
fest.de� r

Digitalisierung in der  
Bauwirtschaft forcieren

Mittelstand 4.0-Kompetenzzentrum Planen und Bauen 
schließt die digitale Lücke

Für kleine und mittelständische Unternehmen und Handwerksbe-
triebe bietet das Mittelstand 4.0-Kompetenzzentrum Planen und 
Bauen Testfelder für die praxisgerechte Erprobung digitaler Techni-
ken und Methoden für die gesamte Wertschöpfungskette Bau an. 
So kann die Lücke zwischen digitalen Möglichkeiten und dem prak-
tischen Einsatz geschlossen werden. „Wir möchten gemeinsam mit 
innovativen Unternehmen belegen, welcher Mehrwert und Wett-
bewerbsvorteil aus der Digitalisierung entsteht und damit die an-
deren zur Nachahmung motivieren“, sagt Thomas Kirmayr, Gesamt-
leiter des Mittelstand 4.0-Kompetenzzentrums Planen und Bauen.

Es mag paradox klingen, doch 
die Übernahme von modernen 
digitalen Methoden und Werk-
zeugen durch das deutsche Bau-
gewerbe stockt aufgrund der ak-
tuellen Hochkonjunktur. Kaum 
ein Bauherr ist bereit, sein Bau-
projekt baubegleitend als ein 
mögliches Anwendungs- und 
Übungsfeld für neue digitale An-
wendungen und Prozessketten 
anzubieten. Zu groß ist schlicht 
der Bedarf, Bauvorhaben so 
schnell wie möglich abzuschlie-
ßen und das nächste Projekt 
starten zu können. 

Die Bereitschaft, neue Tech-
nologien, neue Methoden und 
neue Prozesse einem praxisge-
rechten Test zu unterziehen ist 
gering. Die Folge ist, dass das 
enorme Wertschöpfungspo-
tential von digitalen Methoden 
und Techniken ungenutzt bleibt 
und die mittelständisch gepräg-
te Bauwirtschaft in Deutschland 
weiter an Wettbewerbskraft 
verliert. Viele Hersteller und 
Unternehmer sehen die Gefahr, 
auch und besonders im interna-
tionalen Wettbewerb weiter ins 
Hintertreffen zu geraten. Jetzt, 
da man bereit ist, die Digitalisie-
rung aktiv anzugehen, scheitert 
es an den Möglichkeiten, dies 
zu tun. Es fehlen in großem Um-
fang die notwendigen Umset-
zungs- und Übungsfelder.

Praxisgerechtes Testfeld

Genau hier hilft das neue Mit-
telstand 4.0 Kompetenzzentrum 
Planen und Bauen mit seinen 
fünf regionalen Standorten und 
Forschungseinrichtungen. Um 
die Hürden beim Auftraggeber zu 
nehmen, werden von den Part-
nern des Kompetenzzentrums 
Planen und Bauen Zwischen-
schritte mit zielgruppenspezifi-
schen Demonstratoren, generi-
schen Bauanwendungsfeldern 
und ersten Umsetzungsprojek-
ten initiiert.

Im geschützten, aber praxisge-
rechten Testfeld können gemein-
sam mit kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen neue digi-
tale Lösungen und Prozessketten 
aufgebaut, erprobt, optimiert 
und der erzielbare Mehrwert 
nachgewiesen werden. Damit 

wird der Bauherr nicht zum Erst- 
anwender neuer digitaler Tech-
niken und Methoden, sondern 
erhält durch die praxisgerech-
te Anwendung im Testfeld einen 
nachvollziehbaren Nachweis der 
Funktions- und Leistungsfähig-
keit der neuen Lösungen.

Prove of Concept

Damit steigen die Chancen, ei-
nen Erstanwender für neue Lö-
sungen am freien Markt zu fin-
den deutlich. Hierfür hat das 
Kompetenzzentrum bereits ei-
ne Reihe von Bauherren an sich 
gebunden, die bereit sind, neue 
Lösungen nach einem entspre-
chenden „Prove of Concept“ 
durch das Kompetenzzentrum 
Planen und Bauen in ihre Bau-
vorhaben einzubinden.

Erste Umsetzungsprojekte 
wurden gestartet und es sollen 
noch viele weitere folgen. Auf 
der Webseite des Kompetenz-
zentrums wird man in Kürze die 
Möglichkeit haben, eigene Um-
setzungs- und Anwendungspro-
jekte zu vernetzen, so dass der 
Austausch an Erfahrung und An-
wendung beschleunigt und in-
tensiver wird.

„Die Digitalisierung des Mittel-
standes und des Handwerks wird 
scheitern oder zumindest mas-
siv verzögert werden, wenn wir 
nicht für das notwendige Anwen-
dungsfeld sorgen“, ist Thomas 
Kirmayr, Leiter des Mittelstand 
4.0-Kompetenzzentrums Planen 
und Bauen, überzeugt.

Neue Prozessketten nötig

„Neue digitale Geschäftsmo-
delle erfordern neue funktions-
fähige Prozessketten, bevor sie 
am Markt erfolgreich platziert 
werden können.“ Hiervon sind 
vor allem mittelständische Bau-
produkthersteller, das Handwerk 
und Start-Ups betroffen.

„Es müssen digitale Prozess-
ketten zwischen mehreren Bau-
prozessbeteiligten geschlossen 
werden und das kann nicht in re-
alen Bauprojekten erprobt wer-
den. Die Partner des Kompetenz-
zentrums Planen und Bauen wer-
den den Zielgruppen Lösungen, 
Anwendungsprojekte und De- monstratoren von der Projekt-

entwicklung über die Planung, 
der Bauausführung und dem 
Bauhandwerk bis hin zum Gebäu-
debetrieb mit SmartHome und 
IoT zur Verfügung stellen.“

Dafür baut das Kompetenzzen-
trum neben den festen Partnern 
ein starkes Netzwerk aus kleinen 
und mittelständischen Unter-
nehmen und innovativen Hand-
werksbetrieben auf. Aber auch 
Bauherren und Multiplikatoren 
gehören zu den engen Koopera-
tionspartnern.

„Wir müssen gemeinsam mit 
innovativen Unternehmen be-
legen, welcher Mehrwert und 
Wettbewerbsvorteil aus der Di-
gitalisierung entsteht und damit 
die anderen zur Nachahmung 
motivieren“, erläutert Kir-
mayr die Umsetzungsstrategie. 
„Nichts treibt mehr zur Nach-
ahmung an als die erfolgreiche 
Anwendung digitaler Techni-
ken durch den ärgsten Konkur-
renten.“ 

„Wir wollen zeigen was geht, 
und davon kontinuierlich mehr“, 
lautet das einfache Credo.� r

Ernst Weidenbusch zum GBW-Verkauf: 

Vorwürfe der Opposition 
brechen in sich zusammen 

Auch die neuesten Zeugenaussagen im Untersuchungsausschuss 
belegen, dass der Verkauf der GBW-Anteile durch die Bayerische 
Landesbank an einen privaten Bieter unausweichlich war. 

Der zuständige Ministerialbe-
amte im Bayerischen Innenminis-
terium erklärte im Landtag: „Die 
Oberbürgermeister Ude, Maly und 
Balleis haben uns mitgeteilt, dass 
die EU-Kommission einen exklusi-
ven Verkauf der GBW an das kom-
munale Konsortium nicht akzep-
tiert.“

Dazu sagt Ernst Weidenbusch, 
Abgeordneter der CSU-Fraktion im 
Bayerischen Landtag und Mitglied 
des Untersuchungsausschusses: 

„Nachdem alle bisherigen Zeugen 
im Untersuchungsausschuss die 
Unvermeidbarkeit des Verkaufs 
der GBW bestätigt haben, ist da-
mit auch die Behauptung wider-
legt, die GBW hätte exklusiv an das 
kommunale Konsortium verkaufen 
können.“ 

Es bleibe dabei, dass der Ver-
kauf der Anteile faktisch verboten 
war. „Die Vorwürfe der Opposition 
brechen damit endgültig in sich zu-
sammen“, so Weidenbusch.� r
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ganz nah bei
den Zuschauern
Bayerns.
Von Aschaffenburg
bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten
• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus
Ihrer Region

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im
Programm von RTL und jeden Sonntag um 17:00 Uhr
auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Mehr unter:
www.tvbayernlive.de

Diskutierten politische, planerische und bautechnische Ansätze, wie zügig bezahlbarer Wohnraum 
geschaffen werden kann (von links): Landrat Peter Dreier, Claudia Zehentbauer, Obermeisterin der 
Bauinnung Landshut, Dr. Heike Piasecki vom Bauwirtschaftsanalysten bulwiengesa, Oberbürgermeis-
ter Alexander Putz, Stefan Feigel, Inhaber des Architekturbüros Feigel Dumps, Helmut Spillmann,  
Geschäftsführender Gesellschafter des Bauunternehmens Kellhuber, Thomas Bader, Vorstand des 
Bayerischen Ziegelindustrie-Verbands, und Moderator Michael Bragulla.� r

Bauinnung Landshut und Bayerischer Ziegelindustrie-Verband:

Kommunaler Wohnungsbau 
im Fokus

Die Bauinnung Landshut und der Bayerische Ziegelindustrie-Verband 
(BZV) haben im Zeughaus in Landshut das Kommunale Wohnungs-
baugespräch 2018 veranstaltet. Unter dem Motto „Bezahlbarer Woh-
nungsbau – nachhaltig, wohngesund und kosteneffizient“ diskutierten 
Claudia Zehentbauer, Obermeisterin der Bauinnung Landshut, BZV-Vor-
stand Thomas Bader, Oberbürgermeister Alexander Putz und Landrat 
Peter Dreier mit Vertretern aus Kommunen, Politik und Wirtschaft über 
die Lage auf dem Wohnungsmarkt und in der Bauwirtschaft. Zusätzlich 
informierten Bauexperten in kurzen Vorträgen darüber, wie Kommu-
nen günstigen Wohnraum mit hoher Qualität schaffen können.

„Wir haben in Landshut vie-
le erfolgreiche Wohnbaugenos-
senschaften, die jederzeit be-
reit sind, weitere Wohnungen 
zu errichten, wenn die Stadt 
dafür Grundstücke zur Verfü-
gung stellt“, sagte Bauinnungs-
obermeisterin Zehentbauer. Ei-
ne städtische Wohnbaugesell-
schaft sei keine Lösung. Denn 
obwohl es viele solche Gesell-
schaften in Deutschland gebe, 
sinke die Zahl der Sozialwohnun-
gen bundesweit immer schnel-
ler – allein von 2010 bis 2016 sei 
sie von fast 1,7 Millionen auf nur 
noch 1,3 Millionen Wohnungen 
zurückgegangen. 

„Dem Sozialwohnungsbau in 
Landshut ist mit privaten Inves-
toren und den hervorragend ar-
beitenden Wohnbaugenossen-
schaften mehr geholfen, als mit 
der teuren Gründung einer städ-
tischen Gesellschaft.“ Die Stadt 
müsse vielmehr massiv Bauland 
ausweisen und versuchen, diese 
Flächen selbst in die Hand zu be-
kommen, um die extremen Preis-
spekulationen einzudämmen. 
„Nur so können Investoren dazu 
gebracht werden, bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen.“ Laut Ze-
hentbauer müssten in Landshut 
pro Jahr rund 200 Wohnungen 
mehr gebaut werden, als aktu-
ell entstehen, um die Nachfrage 
trotz des hohen Zuzugs auf glei-
chem Niveau zu halten.

BZV-Vorstand Bader nann-
te den politischen Einfluss auf 

das Bauen immens. Die Ab-
schaffung des sozialen Woh-
nungsbaus 2001 und der Eigen-
heimzulage 2006 hätten we-
sentlich zur aktuellen Krise auf 
dem Wohnungsmarkt beigetra-
gen. „Darum sind wir froh, dass 
die Staats- und die Bundesregie-
rung nun erkannt haben, dass 
das gesellschaftliche Megathe-
ma Bauen nur mit Unterstüt-
zung der Politik gemeistert wer-
den kann.“ Vor allem aus dem 
neu geschaffenen bayerischen 
Bauministerium erhoffe man 
sich neue Impulse. 

Erhoffte neue Impulse 

Mehr Stabilität für die Bau-
wirtschaft brächten zum Beispiel 
steuerliche Regelungen, die den 
Verkauf von Baugrund für Land-
wirte attraktiver machen. Au-
ßerdem solle den Bauherren die 
Entscheidung überlassen wer-
den, mit welchen Technologien 
und Baustoffen die Energieein-
sparvorgaben erreicht werden. 
„Das würde Genehmigungsver-
fahren beschleunigen, das Bau-
en günstiger machen und damit 
den angespannten Wohnungs-
markt zügiger entlasten.“

Oberbürgermeister Putz be-
tonte, dass die Stadt auf die an-
gespannte Lage auf dem Woh-
nungsmarkt reagiert und vor 
wenigen Monaten im Baure-
ferat ein neues Sachgebiet für 
Wohnungsbau und Wohnungs-

wesen eingerichtet habe. „Dort 
sollen sämtliche strategische 
Fragen des Wohnbaus erörtert 
und die Kräfte in diesem Bereich 
gebündelt werden. Einige große 
Projekte, zum Beispiel der Neu-
bau von 107 Sozialwohnungen 
an der Breslauer Straße und am 
Isarweg für rund 18 Millionen 
Euro, sind bereits angelaufen.“ 

Den stetig steigenden Bedarf 
an bezahlbarem Wohnraum wer-
den die Stadt Landshut – wie an-
dere Wachstumsregionen auch 
– aber nicht alleine lösen kön-
nen. Dazu sei einerseits die Mit-
wirkung privater Investoren und 
Genossenschaften nötig. „Ande-
rerseits sehe ich auch den Frei-
staat und den Bund in der Pflicht, 
sich stärker als in den vergange-
nen Jahren im Wohnungsbau zu 
engagieren.“ Ermutigende Sig-
nale dazu gebe es schon. „Jetzt 
müssen die Ankündigungen aber 
auch nachhaltig umgesetzt wer-
den, damit diese gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe gemeinsam 
gelöst werden kann.“

Zuzugsregion Landshut

Landrat Dreier zufolge ist in 
der Zuzugsregion Landshut der 
Wohnungsmarkt schon seit län-
gerem äußerst angespannt. 
„Darum brauchen wir vor allem 
neue Lösungen für das Bauen im 
Außenbereich, damit zum Bei-
spiel nicht mehr genutzte Bau-
ernhöfe in Wohnraum umge-
wandelt werden können.“ Der 
große Nachholbedarf bei der 
Schaffung von Wohnraum stelle 
auch die Bauwirtschaft vor He-
rausforderungen. „Darum kön-
nen wir uns glücklich schätzen, 
vor Ort weltweit bekannte Un-
ternehmen dieser Branche zu 
haben, deren vielseitige Innova-
tionen und Ideen ein Segen für 
die Bauherren sind.“ Außerdem 

seien sie als verlässliche Arbeit-
geber eine bedeutende Stüt-
ze für die wirtschaftliche Stärke 
des Landkreises.

Um den Kommunen Ansätze 
für eine Entspannung des Woh-
nungsmarktes aufzuzeigen, infor-
mierten drei Bauexperten über 
kommunales Bauen. Dr. Hei-
ke Piasecki, Leiterin der Münch-
ner Niederlassung des Bauwirt-
schaftsanalysten bulwiengesa, 
sprach zum Thema „Kostentrei-
ber im Wohnungsbau in Bayern 
und was Kommunen selbst da-
gegen tun können“. Der größte 
Kostentreiber aus Sicht der Bau-
träger sind laut Piasecki die Zeit-
verzögerungen in den Genehmi-
gungsverfahren bis zur Erteilung 
des Baurechts. 

Zeit und Geld sparen

„Investoren würden sich wün-
schen, dass die Behörden frühzei-
tig kommunizieren, wie die Chan-
cen oder Risiken für ihre Projekte 
stehen“, sagte Piasecki. Es könne 
viel Zeit und Geld gespart wer-
den, wenn schon in der Ideenpha-
se klare Antworten kommen wür-
den und nicht erst bei einer Bau-
voranfrage. „Die Kommunen müs-
sen aber personell, fachlich und 
auch finanziell in die Lage versetzt 
werden, diesem Anspruch ge-
recht zu werden.“ Es reiche nicht, 
wenn die Politik Wohnbauförder-
maßnehmen beschließe, wenn 
die Genehmigungsbehörden sie 
nicht umsetzen könnten.

Beispiele aus der Praxis

Stefan Feigel vom Landshuter 
Architekturbüro Feigel-Dumps 
stellte anhand von Praxisbeispie-
len über Genossenschaftswoh-
nungen in Landshut und Ingol-
stadt vor, wie anspruchsvoll und 
dennoch günstig gebaut werden 
kann: Die Gebäude müssten ein-
fach strukturiert sein, in allen 
Geschossen die gleichen Grund-
risse und Konstruktionen auf-
weisen und glatte Fassaden mit 
einheitlichen Fenstertypen ha-
ben. Außerdem sollten Balko-
ne mit dem Rohbau verbunden 
werden. „Um das einzuhalten, 
müssen aber auch wir Planer uns 
stets kritisch hinterfragen.“

Helmut Spillmann, geschäfts-
führender Gesellschafter des 
Bauunternehmens Kellhuber, 
zeigte Wege zum günstigen Woh-
nungsbau mit öffentlicher För-
derung auf. „Nur durch steuer-
liche Anreize für Grundstücksei-
gentümer wird es möglich sein, 
dass Bauträger und Kommunen 
künftig an bezahlbaren Baugrund 
kommen.“ Wenn Grundstücke zur 
Verfügung stehen, sollten Kom-
munen von Bauträgern in Wett-
bewerben Bebauungspläne ent-
wickeln lassen. „Das ist eine gu-
te Basis für kommunale Entschei-
dungen und kostenbewusstes 
Bauen.“� Michael Bragulla

Abensberg:

Neue Wohnanlage im 
preisgünstigen Segment
Im niederbayerischen Abensberg ist Wohnraum für mehr als  
70 Einheimische mit niedrigem Einkommen und anerkann-
te Flüchtlinge entstanden. Die Wohnanlage mit insgesamt 13 
Wohneinheiten im preisgünstigen Segment hat das Staatliche 
Bauamt Landshut in nur neun Monaten mit Mitteln aus dem So-
fortprogramm errichtet. 

Kurzpass-Spiel zwischen 
Stadt und Freistaat

Nach den Worten von Bay-
erns Baustaatssekretär Josef 
Zellmeier eine rundum gelunge-
ne Sache. „Das Projekt in Abens-
berg ist ein hervorragendes 
Kurzpass-Spiel zwischen Stadt 
und Freistaat. Der Baugrund ist 
kommunal, im Gegenzug haben 
wir auf der Fläche der Stadt die 
staatliche Wohnanlage für drei 
Millionen Euro Baukosten fi-
nanziert und gebaut. Abensberg 
kann nun dort rund 30 Prozent 
der neuen Wohnplätze selbst 
verwenden, um Einheimischen 
mit niedrigem Einkommen ein 
neues Zuhause zu bieten“, so 
Zellmeier.

Leergefegter Markt

Die Nachfrage nach preis-
günstigem Mietwohnraum ist 
groß, der Markt ist entspre-
chend leergefegt. Der Freistaat 
hat mit dem ‚Wohnungspakt 
Bayern‘ ein umfangreiches Maß-
nahmenpaket beschlossen, da-
mit schnell mehr preisgünstiger 
Wohnraum entsteht. Dabei ist 
der Freistaat nicht nur Förder-
mittelgeber, sondern auch selbst 
Bauherr. Die staatlichen Bauäm-
ter in Bayern errichten mit Mit-
teln aus dem Sofortprogramm 
des Wohnungspakts Wohnun-
gen für anerkannte Flüchtlinge 
und Einheimische mit niedrigem 
Einkommen. 

„Insgesamt 40 Projekte sind 
seit 2016 mit Geldern des So-
fortprogramms bereits entstan-
den. Das Budget von 140 Millio-
nen Euro ist bereits vollständig 
verplant“, so Zellmeier. Mit dem 
neuen Bauministerium haben 
Bauministerin Aigner und Bau-
staatssekretär Zellmeier dem 
Wohnungsbau eine klare Priori-
tät eingeräumt.

Eigenplanung des Staatlichen 
Bauamts Landshut

Das Projekt in Abensberg ist 
eine Eigenplanung des Staatli-
chen Bauamts Landshut. Errich-
tet ist die Wohnanlage in Holz-
systembauweise. Das langge-
streckte Grundstück zwischen 
Traubenstraße und Bahnanla-
ge stellte die Planer und Bau-
firmen vor große Herausforde-
rungen. Herzstück der Wohn-

anlage ist laut Baustaatssekre-
tär die „Wohnstraße“ zwischen 
den Gebäuden, die Raum für 
Spiele, Gespräche und ein ange-
nehmes Miteinander bietet. Zell-
meier: „Mit dieser offenen und 
zugleich gemeinschaftlichen Si-
tuation hoffe ich, dass die Be-
wohner hier bald ein echtes Zu-
hause finden.“

Brandls Appell

Zuvor hatte der Behörden-
leiter des Staatlichen Bauamts 
Landshut, Reinhard Piper, alle 
Anwesenden im Innenhof der 
Wohnanlage begrüßt. Abens-
bergs Erster Bürgermeister Dr. 
Uwe Brandl dankte dem Staat-
lichen Bauamt mit einem „herz-
lichen vergelt‘s Gott“ für die 
Leistung auf diesem „schwie-
rigen Grundstück: Wer könn-
te besser demonstrieren, hier 
so etwas Schönes entstehen zu 
lassen?“ 

Brandl erinnerte daran, dass 
es nicht nur in Ballungsräumen 
immer schwieriger werde, güns-
tigen Wohnraum zu schaffen. Er 
appellierte auch an umliegen-
de Kommunen, sich Anfragen 
der Regierung nach bebauba-
ren Grundstücken nicht zu ver-
schließen. Dem Abensberger 
Helferkreis dankte er ausdrück-
lich für die intensive Betreu-
ungsarbeit.

Der Staat als Vermieter

Regierungspräsident Rainer 
 Haselbeck zollte der Leistung 
ebenfalls seinen Tribut: „Eine 
exzellente Arbeit, vor der ich 
meinen Hut ziehe!“ Er erinnerte 
daran, dass der Freistaat Bayern 
schon 2015 auf die Wohnungs-
not reagiert habe – seither ist 
der Wohnungspakt in Kraft; am 
Standort Abensberg werde nun 
mit diesem Projekt nochmals ei-
ne neue Seite aufgeschlagen: 
„Der Staat als Vermieter; wir 
werden schnell lernen und gut 
mit der Kommune zurechtkom-
men.“ 

An Dr. Brandl gerichtet, sag-
te Haselbeck: „Es hätte mich ge-
wundert, wenn Sie heute nur 
die Eröffnung genießen.“ Brandl 
hatte zuvor gesagt, er habe ein 
weiteres Grundstück in der Hin-
terhand, auf dem er sich staat-
liches Engagement vorstellen 
könnte.� r
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Herausragende Verdienste bei Denkmalschutz und Denkmalpflege: 

Medaillenvergabe in München
30 Persönlichkeiten und Einrichtungen aus ganz Bayern sind we-
gen ihres Engagements und ihrer leidenschaftlichen Arbeit für 
alte Gemäuer im Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege in 
München geehrt worden. Wie Kunstministerin Prof. Dr. med. Ma-
rion Kiechle feststellte, „gibt Denkmalpflege unserer Vergangen-
heit eine Zukunft“. 

„Denkmäler sind Geschichts-
quellen, die uns viel über die Ver-
gangenheit verraten können; an-
ders als schriftliche Quellen tun 
sie dies unkommentiert – sie 
transportieren Fakten, nicht Mei-
nungen. Die Träger der Denkmal-
schutzmedaille bewahren mit ih-
rem Engagement das kulturelle 
Erbe Bayerns, so dass auch nach-
folgende Generationen aus die-
sen Quellen schöpfen können“, 
betonte Kiechle.

Fit für die Zukunft

Generalkonservator Prof. Dipl.- 
Ing. Architekt Mathias Pfeil er-
gänzte: „Seit mittlerweile 40 Jah-
ren zeichnen wir in Bayern mit 
der Denkmalschutzmedaille Men-
schen für ihre herausragenden 
Verdienste um die Denkmalpfle-
ge aus. Die diesjährigen Preisträ-
ger haben sich mit größtem En-
gagement um ihre Denkmäler ver-
dient gemacht. Sie haben sie mit 
viel Leidenschaft, Ausdauer und 
Verständnis fit für die Zukunft ge-
macht.“

Folgende Kommunalvertreter 
wurden heuer mit der Denkmal-
schutzmedaille geehrt:   Die Ge-
meinde Strullendorf, vertreten 
durch 1. Bürgermeister Wolfgang 
Desel, und der Heimatkundliche 
Verein Zeegenbachtal e.V., ver-
treten durch Karl Körner für den 
Kulturbauernhof Strullendorf in 
Strullendorf, Landkreis Bamberg. 

Für die Instandsetzung einer stei-
nernen Bogenbrücke in Markt Lup-
burg-Eggenthal (Landkreis Neu-
markt i.d.OPf) wurde der Markt 
Lupburg, vertreten durch 1. Bür-
germeister Manfred Hauser, aus-
gezeichnet.

Altbürgermeister Karl-Heinz Kel-
ler wurde seinerseits gewürdigt 
für seine Verdienste um die Sa-
nierung der historischen Altstadt 
Karlstadt in Karlstadt am Main 
(Landkreis Main-Spessart), wäh-
rend Altoberbürgermeister Jo-
sef Kellerer für seine Verdienste 
um den Denkmalschutz im ober-
bayerischen Fürstenfeldbruck die 
Denkmalschutzmedaille über-
reicht bekam.

Auszeichnung für 
Maitenbeth und Feldafing

Die oberbayerische Gemeinde 
Maitenbeth (Landkreis Mühldorf 
am Inn), vertreten durch 1. Bür-
germeister Josef Kirchmaier, wur-
de für die Instandsetzung der „Al-
ten Post“ ebenso geehrt wie die 
Gemeinde Feldafing (Landkreis 
Starnberg), vertreten durch 1. 
Bürgermeister Bernhard Sont- 
heim, für den Umbau des ehema-
ligen Bahnhofs zum Rathaus mit 
Bürgersaal.

Die Broschüre „Denkmalschutz-
medaille 2018“, downloadbar un-
ter www.blfd.bayern.de, stellt alle 
Preisträger und ihre Projekte aus-
führlich vor.� DK

V. l.: Christian Rank (Fa. Robert Decker), Dr. Ernst Böhm (Sachver-
ständiger im Verwaltungsrat), Firmeninhaber Robert Decker, Bür-
germeisterin Angelika Obermayr, Landrat Robert Niedergesäß,  
Alexander Müller (Sachverständiger im Verwaltungsrat), Brigitte 
Keller (Kaufmännischer Vorstand), Klaus Beslmüller (Technischer 
Vorstand), Bürgermeister Eugen Gillhuber.� r

KommWFP-gefördertes Mehrfamilienhaus:

Einweihung in Grafing
Kürzlich wurden feierlich die insgesamt 21 Wohnungen der neu 
gegründeten Wohnbaugesellschaft Ebersberg gKU eingeweiht. 
Landrat Robert Niedergesäß und Erste Bürgermeisterin Angelika 
Obermayr nahmen gemeinsam mit den beiden Vorständen Brigit-
te Keller und Klaus Beslmüller den „Schlüssel“ von Generalunter-
nehmer Robert Decker entgegen.

Von der Idee bis zum Ein-
zug der Mieter vergingen weni-
ger als zwei Jahre. Stefan Detig: 
„Das Ziel, schnell und günstig zu 
Bauen wurde in beeindrucken-
der Geschwindigkeit erreicht.“ 
DETIG: RSW gratuliert sehr herz-
lich und freut sich laufend recht-

liche, steuerliche sowie be-
triebswirtschaftliche Begleitung 
geleistet zu haben!

Die nächsten Objekte in Moo-
sach und Anzing werden bereits 
geplant. Weiterhin viel Erfolg 
dem jungen Wohnungsbauun-
ternehmen!� r

Vorbildhafte Holzbauten 
gesucht

Vorbildlich konstruierte, umweltfreundliche und kostengünsti-
ge Bauten aus Holz werden beim Wettbewerb um den „Holzbau- 
preis Bayern 2018“ ausgezeichnet. Wie Forstministerin Michaela 
Kaniber in München mitteilte, können dazu Architekten, Bauinge-
nieure und Bauherren noch bis zum 20. August außergewöhnli-
che Holzbauprojekte einreichen, die seit 2014 im Freistaat fertig-
gestellt worden sind.

„Wir suchen beispielhafte Pro-
jekte, die Bauherren und Ar-
chitekten überzeugen und den 
Holzbau in Bayern voranbrin-
gen“, so Kaniber. Für die Minis-
terin liegen die Vorteile von Holz 
auf der Hand: Es ist ein lebendi-
ger Baustoff mit hervorragen-
den baubiologischen und tech-
nischen Eigenschaften, leicht zu 
bearbeiten, schall- und wärme-
dämmend und als nachwachsen-
der Rohstoff in großen Mengen 
vor der Haustüre verfügbar. Au-
ßerdem hat Holz eine unschlag-
bare Ökobilanz: Ein Kubikmeter 
entzieht der Atmosphäre wäh-
rend seines Wachstums eine 
Tonne Kohlendioxid.

„Wer in Holz baut, leistet ei-
nen aktiven Beitrag zum Klima-
schutz“, so Kaniber. Bestechende 
Vorteile biete der Universalbau- 
stoff zudem bei der Aufstockung 

bestehender Gebäude in engen 
urbanen Räumen. Denn das ge-
ringe Gewicht und die Möglich-
keit zur Vorfertigung der Einzel-
module sorgen der Ministerin 
zufolge für kurze Bauzeiten und 
verringern die Lärm- und Staub-
belästigung.

Gemeinschaftsprojekt

Der mit 10.000 Euro dotierte 
Holzbaupreis Bayern ist ein Ge-
meinschaftsprojekt von Forst-
ministerium, Landesbeirat Holz 
Bayern und proHolz Bayern, das 
auch von der Bayerischen Archi-
tektenkammer und der Bayeri-
schen Ingenieurekammer-Bau 
unterstützt wird. 

Die Preise wird Ministerin Ka-
niber voraussichtlich auf der 
Messe BAU 2019 im Januar ver-
leihen.� r

Chancen für mehr Wohnraum für alle:

„Nur was sich rentiert, 
wird realisiert“

Von Dr. Lore Mühlbauer, Sachgebiet Wohnungswesen an der Regierung von Oberbayern

Mehr bezahlbarer Wohnraum für alle wird allein durch die Dis-
kussion darüber nicht geschaffen. Nur wenn für Entscheidungs-
träger und Betroffene die Vorteile auf der Hand liegen, wird ein 
Bauprojekt realisiert. Können wir das Wohnungsproblem lösen?

Der Mangel an Wohnraum ist 
regional unterschiedlich und nicht 
nur in Ballungsräumen eklatant. 
Die durchschnittliche Wohnflä-
che je Einwohner stieg in Deutsch-
land von  34 m² 1991 auf 47 m² 
2017 (www.deutschlandinzahlen.
de). Dies führt selbst bei stagnie-
renden Einwohnerzahlen zu ei-
nem steigenden Bedarf an Wohn-
fläche.

Bauland ist knapp

Im gleichen Zeitraum hat sich 
die Siedlungs- und Verkehrsflä-
che in Deutschland von 40.000 
km² auf 47.000 km² erhöht. In 
Bayern werden täglich 9,8 Hekt-
ar Fläche verbraucht, 14 Fußball-
felder täglich (www.stmuv.de).  
Um diesen Flächenverbrauch den 
Wohnungssuchenden zuzufüh-
ren, wurde in Städten wie Mün-
chen und Freising versucht, den 
Baugrund sozialgerecht zu nut-
zen: Baurecht wird nur erteilt, 
wenn ein Teil der Flächen für so-
zialgerechten Wohnungsbau ver-
wendet wird.

Kommunale Potenziale

Kommunen kennen den örtli-
chen Bedarf am besten und soll-
ten durch den Bau von eigenen 
Wohnungen steuernd in die Ent-
wicklung vor Ort eingreifen. Dies 
erfordert Eigeninitiative und eine 
gut ausgestattete Verwaltung. Im 
Ergebnis zeigen gute Beispiele vor 
Ort, dass sich diese Mühen lang-
fristig auszahlen. Hier unterstützt 
staatliche Förderung fachlich und 
finanziell, muss aber aktiv ange-
fordert werden. Gefördert wer-

den zudem Architekturwettbe-
werbe und alternative Planungen, 
die die Qualität der Architektur si-
chern und die Möglichkeit bieten, 
lokale Akteure bereits im Vorfeld 
einzubeziehen.

Standards und Baupreise

Höhere Energiekosten aber 
auch Komfortansprüche im Elek-
tro- und Sanitärbereich verteu-
ern das Bauen. Demgegenüber 
stehen die Einsparpotentiale, 
die durch serielle Produktions-
bauweisen auch im Wohnungs-
bau möglich sind. Aufwendige 
Vergabeverfahren für Planun-
gen und Baumaßnahmen schre-
cken ab, sind aber für öffentliche 
Auftraggeber insbesondere bei 
Überschreiten der EU-Schwel-
lenwerte verpflichtend. Bewährt 
hat sich die Trennung von Pla-
nung und Bauausführung, ei-
ne professionelle Bauherrenbe-
treuung und von Anfang an eine 
gute Planung qualifizierter Ar-
chitekten. 

Wohnungsstandards

Das Rad muss insbesondere im 
Wohnungsbau nicht neu erfun-
den werden. Erprobte Standards 
wie übereinanderliegende Grund-
risse, gute Orientierung der Auf-
enthaltsräume und sparsame Er-
schließung ergänzen sich mit neu-
en Anforderungen wie eine durch-
gängige Barrierefreiheit und dem 
der Wohnung zugeordnete Freibe-
reich / Balkon. Gesunde und recy-
celbare Baumaterialien sind in der 
Anschaffung vielleicht etwas teu-
rer, zahlen sich aber aus. Es gilt ei-

nen guten Mix aus Qualität im Ent-
wurf, konstruktiv sinnvollen und 
bewährten Details und eine ange-
nehme Gestaltung des Wohnum-
felds zu finden.

Wohnen für alle

Gut durchdachte und flexibel 
nutzbare Grundrisse eignen sich 
für viele unterschiedliche und 
wechselnde Bewohner. Barriere- 
und Schwellenfreiheit innerhalb 
der Wohnung erleichtert das Le-
ben für alle. Durch die Anhebung 
der Einkommensgrenzen zum 1. 
Mai 2018 erhalten nun 60% der 
Bevölkerung in Bayern Zugang 
zu öffentlich gefördertem Wohn-
raum. Kommunen sind bei der Be-
legung ihrer Wohnungen frei und 
entscheiden selbst. Dennoch ist 
die Mischung aus frei finanzierten 
und staatlich oder kommunal ge-
förderten Wohnungen in Hinblick 
auf die Stabilität im Quartier emp-
fehlenswert.  

Attraktive Förderung

Zur besseren Versorgung mit 
Wohnraum baut der Freistaat Bay-
ern zukünftig mit seiner eigenen 
Wohnungsbaugesellschaft Bay-
ernHeim selbst. Mit dem Kommu-
nalen Wohnraumförderprogramm 
unterstützt er Städte und Gemein-

den beim Bau eigener kommu-
naler Wohnungen (KommWFP). 
Während der Laufzeit finanzie-
ren die Mieteinnahmen die Kredi-
te, danach kann die Kommune Ge-
winn verbuchen. 

Private Investoren, Stiftungen 
oder Genossenschaften kommen 
in den Genuss der einkommens- 
orientierten Förderung (EOF).  
Diese besteht aus zwei Darlehen-
steilen und einem ergänzenden 
Zuschuss von 300 Euro/m² Wohn-
fläche. Das objektabhängige Dar-
lehen wird in Form eines Festbe-
trags je m² geförderter Wohnflä-
che vergeben. Das belegungsab-
hängige Darlehen ist abhängig von 
den Einkommensstufen der Mie-
terhaushalte bei Erstbezug. 

Den Berechtigten kann der ge-
förderte Wohnraum mietpreis- 
vergünstigt zur Verfügung ge-
stellt werden (zwischen 4 und 6  
Euro/m²). Durch die Zusatzför-
derung, welche die Mieter vom 
Landratsamt erhalten, kann der 
Vermieter dennoch eine ortsüb-
liche Miethöhe erzielen. Verbes-
serte Zinskonditionen machen 
die Kredite der Landesbank seit 
dem 1.7.2018 noch attraktiver.

Fazit: Der Wohnungsbau kommt 
in Fahrt. Auch wenn aktuell al-
le Baufirmen ausgelastet schei-
nen, mit der Fertigstellung ei-
nes Gebäudes kann ein neues be-
gonnen werden. Das Sachgebiet 
Wohnungswesen der Regierung 
von Oberbayern hat 2017 ca. 210 
Mio. Euro für 1.500 Wohnungen 
ausgegeben, im ersten Halbjahr 
2018 waren es 56 Mio Euro für 
400 Wohnungen. Die Verstetigung 
und Fortführung dieser Entwick-
lung bedarf der Anstrengung aller 
Beteiligten.� r

Ein großer Schritt auf dem Weg 
zu ligninbasierten Aerogelen

Forscher der Technischen Universität Hamburg-Harburg (TU HH) 
haben erfolgreich überwiegend ligninbasierte Aerogele herge-
stellt und unter anderem zu Dämmstoffplatten verarbeitet. Zwei 
Ausgründungen der TU HH treiben die Markteinführung des 
Werkstoffs nach Projektende weiter voran, sie stellen interessier-
ten Firmen Lignin und Aerogele im Pilotmaßstab zur Verfügung. 

Als Aerogele bezeichnet man 
feste, hochporöse Materialien 
mit geringer Dichte und gerin-
ger Wärmeleitfähigkeit. Noch ist 
die Herstellung reiner Lignin-Ae-
rogele nicht möglich. Ein Team 
um die Professorin Irina Smirno-
va von der TU HH ist diesem Ziel 
jedoch ein großes Stück näherge-
kommen. 

Die Wissenschaftler nutzten 
das Lignin aus Buchenrestholz 
und Weizenstroh, das im Kon-
sortium mit Hilfe zweier umwelt-
freundlicher Aufschlussverfah-
ren – dem Organosolv- und dem 
Aquasolv-Verfahren – gewonnen 
wurde. Mittels fünf unterschied-
licher Gelierungsstrategien wan-
delten sie die Lignine dann in 
Aerogele um. Einer der erfolg-
reichsten Ansätze führte zu hy-
briden Lignin-Polyurethan-Ae-
rogelen mit einer einstellbaren 
Dichte zwischen 50 und 250 kg/
m3. Der massebezogene Lignin-
gehalt liegt bei 78 Prozent, das 
Verfahren wurde bis in den Tech-
nikumsmaßstab skaliert. 

Dämmplatten aus diesem Ae-
rogeltyp erreichen eine Wär-
meleitfähigkeit von 24 mW/
m·K und übertreffen damit die 
Isoliereigenschaften von Po-
lystyrol oder Steinwolle deut-
lich. Aussichtsreich sind auch  
ligninbasierte Resorcin-Formal-
dehyd-Aerogele mit Oberflächen 
von 500 m2/g und einem sehr 
breiten Spektrum einstellbarer 
Eigenschaften. Sie sind bis zu 70 
Prozent ligninbasiert. 

Zwei Ausgründungen widmen 
sich künftig dem Thema ligninba-
sierter Aerogele: BioMP (www.
thebiomp.de) bündelt Kompe-
tenzen im Bereich der Heißwas-
serhydrolyse und Herstellung 
von Lignin zur Bemusterung und 
Weiterverarbeitung. Aerogelex 
(www.aerogelex.com) stellt ver-
schiedene Arten organischer Ae-
rogele her und bietet u. a. Lig-

nin-PU-Aerogelplatten für indus-
trielle Tests an. 

Das Vorhaben „Stoffliche Nut-
zung von Lignin: Nanoporöse Ma-
terialen“ wurde vom Bundes-
ministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft (BMEL) über den 
Projektträger Fachagentur Nach-
wachsende Rohstoffe e. V. (FNR) 
gefördert. Der Abschlussbericht 
steht auf fnr.de unter dem För-
derkennzeichen 22018312 zur 
Verfügung. 

Am Projekt waren neben der 
TU HH das Fraunhofer-Institut 
für Chemisch-Biotechnologische 
Prozesse (CBP), die Universität 
für Bodenkultur Wien, das Baye-
rische Zentrum für Angewandte 
Energieforschung und die Firmen 
Dräger Safety und Loick Biowert-
stoffe beteiligt.� r 
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Gesundheitsministerin Huml und Finanzminister Füracker: 

681 Millionen Euro für  
26 Krankenhaus-Baumaßnahmen

Kabinett beschließt neue Projekte für Krankenhausbauprogramme 2019 bis 2022

Der Ministerrat hat den Startschuss für 26 neue Krankenhausbau-
vorhaben in Bayern gegeben. Das Gesamtfördervolumen dieser 
Maßnahmen beläuft sich auf rund 681 Millionen Euro. 

Gesundheitsministerin Mela-
nie Huml betonte: „Die Bayeri-
sche Staatsregierung setzt sich 
nachhaltig und mit hoher Inten-
sität für eine qualitativ hoch-
wertige flächendeckende statio-
näre Versorgung und leistungs-
fähige Kliniken in Stadt und Land 
ein. Deshalb investieren wir 
kräftig in unsere Krankenhäu-
ser. Das tun wir zum Wohle der 
Menschen in unserem Land! Das 
vom Kabinett freigegebene In-
vestitionsvolumen erreicht Rek-
ordniveau und trägt wesentlich 
dazu bei, die Qualität der stati-
onären Versorgung im Freistaat 
weiter zu verbessern.“

Ein Plus von 140 Mio. Euro

Finanz- und Heimatminister 
Albert Füracker unterstrich: 
„Der Freistaat Bayern kommt 
damit seiner Finanzierungs-
verantwortung im Bereich der 
Krankenhausinvestitionsförde-
rung vorbildlich nach. Aktuell 
wurde der Krankenhausförder- 
etat um 140 Millionen Euro auf 
jährlich 643 Millionen Euro kräf-

tig angehoben. Damit stehen 
ausreichend Mittel zur Verfü-
gung, um die bayerischen Kli-
niken zukunftsorientiert auszu-
bauen und auszustatten. Bay-
ern leistet bei der Krankenhaus-
finanzierung im bundesweiten 
Vergleich deutlich mehr als an-
dere Bundesländer.“

Die neuen Bauvorhaben ver-
teilen sich auf alle sieben Regie-
rungsbezirke. Minister Füracker 
erläuterte: „Wir setzen auf eine 
wohnortnahe Krankenhausver-
sorgung in ganz Bayern. Etwa 
79 Prozent der Fördermittel sind 
für Kliniken in ländlichen Regio-
nen vorgesehen.“

Herausragende Projekte sind 
heuer die Baumaßnahmen am 
Klinikum Nürnberg – Betriebs-
stätte Süd (Fördersumme: 
104,46 Millionen Euro), am Kli-
nikum Main-Spessart Lohr am 
Main (Fördersumme: 99,28 Mil-
lionen Euro), am Klinikum Kulm-
bach (58,86 Millionen Euro), am 
Krankenhaus Landshut-Achdorf 
(Fördersumme: 35,38 Millio-
nen Euro) und am Klinikum Neu-
markt (19,84 Millionen Euro).

Gesicherte finanzielle  
Grundlage für  
Krankenhausbauprojekte

Ministerin Huml fügte hin-
zu: „Die Kabinettsentscheidung 
verschafft Krankenhausbaupro-
jekten eine gesicherte finanzi-
elle Grundlage. Jetzt können die 
Krankenhausträger umgehend 
die weiteren Schritte für einen 
schnellen Baubeginn einleiten. 
Der Freistaat bleibt ein verläss-
licher und starker Partner der 
bayerischen Kliniken bei der 
Modernisierung und Verbesse-
rung der stationären Behand-
lungsangebote.“ Sie ergänzte: 
„Bayern verfügt mit aktuell 414 
zugelassenen Krankenhäusern 
über ein engmaschiges Netz ei-
nander ergänzender Versor-
gungsstandorte. Die stationäre 
medizinische Versorgung ist nir-
gendwo so gut wie in Bayern.“

Minister Füracker hob her-
vor: „Bayern hat für seine Kran-
kenhäuser viel geleistet: Allein 
in den letzten zehn Jahren ha-
ben wir etwa 4,7 Milliarden Eu-
ro für Investitionen an unseren 
Kliniken ausbezahlt. Einen In-
vestitionsstau gibt es in Bayern 
nicht.“ � r

Beschluss der Staatsregierung:

Meilensteine für die medizinische 
und pflegerische Versorgung

Söder: Landespflegegeld für die Pflege daheim kommt

Mit Gesundheit und Pflege befasste sich die Staatsregierung bei 
ihrer jüngsten Sitzung. In ganz Bayern soll bestmögliche medizi-
nische und pflegerische Versorgung sichergestellt werden. „Mit 
dem Förderprogramm für kleinere Krankenhäuser sorgen wir für 
eine breite medizinische Versorgung insbesondere im ländlichen 
Raum. Dafür investiert der Freistaat 3 Mrd. Euro in den nächsten 
Jahren“, so Ministerpräsident Dr. Markus Söder. 

„Bayern ist Gesundheitsland. 
Für die Staatsregierung bedeu-
tet das: Den ländlichen Raum 
stärken und neue Spitzentech-
nik. Das heißt: gezielte Struk-
turförderung zur Zukunftssiche-
rung für kleinere Krankenhäuser 
im ländlichen Raum, Rekord-In-
vestitionen in den Krankenhaus- 
bau, Schaffung neuer Einrich-
tungen für die Hochleistungs-
medizin und gezielte Maßnah-
men wie der Hebammen-Bo-
nus“, verspricht der Minister-
präsident.  

Landespflegegeld kommt

„Die Pflege ist eine Frage der 
sozialen Sicherheit. Mit unse-
rem Landespflegegeld in Höhe 
von 1.000 Euro pro Jahr stärken 
wir die Selbstbestimmung pfle-
gebedürftiger Menschen in Bay-
ern und unterstützen sie schnell 
und unbürokratisch“, betont Sö-
der. Das Landespflegegeld steht 
jedem zu, der in Bayern seinen 
Hauptwohnsitz hat und mindes-
tens von Pflegegrad 2 betroffen 
ist. Die Auszahlung erfolgt erst-
malig im September 2018. „Die 
Resonanz ist mit bereits mehr 
als 136.000 Anträgen überwälti-
gend“, so Söder.  

Pflegeministerin Melanie Huml 
stellt zudem heraus: „Mit dem 
Landespflegegeld bekommen 
Pflegebedürftige mehr finanziel- 
len Spielraum. Die Pflegebedürf-
tigen können selbst entschei-
den, wofür sie das Geld verwen-
den – und ob sie mit dem Geld 
zum Beispiel pflegenden An-
gehörigen oder anderen Men-
schen, die sie in ihrem Alltag un-
terstützen, eine finanzielle Aner-
kennung zukommen lassen.“  

Beste medizinische  
Versorgung im ländlichen Raum 

Ziel ist, eine qualitativ hoch-
wertige und wohnortnahe me-
dizinische Versorgung in allen 
Regierungsbezirken.  
•	 Verbesserung für Klinken im 
ländlichen Raum:  Bayern unter-
stützt die aufgrund des demo-
graphischen Wandels nötig ge-
wordene Umstrukturierung der 
ländlichen Krankenhäuser mit 
einem Förderprogramm. Versor-
gungsangebote sollen zukunfts-
fest sein. Der Freistaat trägt 85 
Prozent der Kosten, die der zu-
ständige Landkreis für die Be-
triebskostendefizite betroffener 
Krankenhäuser in den kommen- 
den drei Jahren ausgleichen muss.
•	 Einführung einer Landarzt-
quote: Bayern hat eine Land-
arztquote beschlossen, um die 
ärztliche Versorgung im länd-
lichen Raum zu sichern. Künf-
tig sollen bis zu 5 % aller Medi-
zinstudienplätze für Studenten 
vorgehalten werden, die sich 
bereit erklären später in unter-
versorgten Regionen als Haus-
arzt zu praktizieren.  
•	 Ausbau der Telemedizin: Der 
Zugang zu ärztlicher Betreuung 
soll ohne weiten Anfahrtsweg 
möglich sein. Gesundheitsminis-
terium und Landesärztekammer 
gründen gemeinsam ein Fachfo-
rum „Online Arzt“. Zudem wird 
ein Forschungsprojekt „Digita-
les Dorf—Medizin Digital zur 
Verbesserung der Versorgung 
auf dem Land“, kurz MeDiLand 
ins Leben gerufen. Ziele sind u.a. 
die Vernetzung von Intensiv- 
pflegediensten mit Hausärzten 
sowie die Entlastung von Ärz-
ten durch Fachangestellte, wel-

che digital direkt mit den Ärzten 
kommunizieren. 

Krankenhäuser stärken 

Bayerns Krankenhäuser er-
halten einen kräftigen Investi-
tionsschub. Die Staatsregierung 
hat den Startschuss für 26 neue 
Krankenhausvorhaben in Bay-
ern mit Schwerpunkt im ländli-
chen Raum gegeben. Die neuen 
Bauvorhaben verteilen sich auf 
alle Regierungsbezirke. So wird 
die qualitativ hochwertige flä-
chendeckende stationäre Ver-
sorgung mit leistungsfähigen 
Kliniken weiter für die Zukunft 
gesichert.  

Offensive für Spitzenmedizin 

Die Offensive für Spitzenme-
dizin, die Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder in seiner Regie-
rungserklärung angekündigt hat, 
nimmt Gestalt an: 
•	 Das Bayerische Krebsfor-
schungszentrum soll ab 2019 an 
den Start gehen. 
•	 Mit der Entwicklung des welt-
weit modernsten digitalen OP-
Saals setzt das Deutsche Herz-
zentrum München einen Mei-
lenstein in der Spitzenmedizin 
und trägt zur Verbesserung von 
Herzoperationen in Bayern bei.  
•	 Das Forschungsinstitut für 
neue Immun- und Infektions-
krankheiten in Regensburg 
(RCI) soll ein außeruniversitäres  
Forschungsinstitut der Wissen-
schaftsgemeinschaft Gottfried 
Wilhelm Leibniz (WGL) werden. 
•	 Am Helmholtz Zentrum für Ge-
sundheit und Umwelt (HMGU) 
in München-Neuherberg soll ein 
Zentrum für Hochleistungsse-
quenzierung zur besseren Früh- 
erkennung und Diagnose von 
Krankheiten angesiedelt wer-
den.  

1.000 € Hebammen-Bonus 

Ab 1. September können Heb-
ammen, die in der Geburtshilfe 
arbeiten, den Hebammen-Bo-
nus von 1.000 Euro pro Jahr be-
antragen. Er wird ab Oktober 
jährlich ausgezahlt. „Damit ver-
bessern wir auf unbürokratische 
Weise die Arbeitsbedingungen 
für Hebammen und schaffen ei-
nen finanziellen Anreiz, sich in 
der Geburtshilfe zu engagieren. 
Mir ist wichtig, dass alle Mütter 
in Bayern die Betreuung durch 
Hebammen bekommen, die sie 
brauchen“, so Ministerpräsident 
Söder.  

Parallel geht das Zukunfts-
programm Geburtshilfe an den 
Start, mit dem Kommunen in 
Bayern unterstützt werden, die 
wohnortnahe Geburtshilfe zu 
erhalten.  

Bessere Förderung für Kinder

Einführung einer erweiterten 
Schuleingangsuntersuchung 

Derzeit sind in Bayern alle Kin-
der verpflichtet, im Jahr vor Auf-
nahme in die 1. Klasse an der 
Schuleingangsuntersuchung 
teilzunehmen. Im Mittelpunkt 
steht bisher die Beurteilung der 
Schulfähigkeit. Künftig sind Kin-
der in Bayern ein Jahr früher bei 
der neu konzipierten Schulein-
gangsuntersuchung. Ziel der ab 
2019 greifenden Reform ist es, 
mit modernen Testmethoden 
frühzeitig mögliche Entwick-
lungsdefizite festzustellen. Kin-
der mit einem auffälligen Ergeb-
nis beim Entwicklungsscreening 
werden künftig schulärztlich un-
tersucht und die Eltern ausführ-
lich über mögliche Fördermaß-
nahmen beraten.  

Söder dazu: „Wir wollen, dass 
jedes Kind in Bayern bestmög-
liche Entwicklungschancen be-
kommt. Mit der neuen Schul- 
eingangsuntersuchung wollen 
wir frühzeitig den möglichen 
Förderbedarf zu erkennen. Da-
mit helfen wir jedem Kind und 
sorgen zugleich auch für mehr 
Chancengerechtigkeit.“  � r 

Inspizierte auch den Hubschrauberlandeplatz auf dem Dach des neuen Klinikums: Gesundheitsmi-
nisterin Melanie Huml (4. v. l.) mit (v. l.) Drittem Lichtenfelser Bürgermeister Winfried Weinbeer, 
Landrat Christian Meißner und Gattin Daniela, Leitendem Verwaltungsdirektor Günter Ebert (Land-
ratsamt Lichtenfels), Krankenhausdirektorin Eva Gill (Mitte), RegiomedHauptgeschäftsführer Joa-
chim Bovelet (vorne), Projektleiter Tristan Rinker (hinten), technischem Leiter Markus Semmelroch, 
Kreisrätin Monika Faber (weitere Stellvertreterin des Landrats) und Pflegedirektorin Anja Schön-
heit-Müller. 	 Foto: Landratsamt Lichtenfels/Heidi Bauer

Gesundheitsministerin Huml lobt Klinikneubau als Leuchtturmprojekt:

„Green Hospital Lichtenfels“ punktet mit  
Nachhaltigkeit und Patientenfreundlichkeit
„Das Green Hospital in Lichtenfels wird nach Deutschland aus-
strahlen“, da ist sich die Bayerische Staatsministerin für Gesund-
heit und Pflege, Melanie Huml, sicher. Mit dem Pilotprojekt 
„Green Hospital Lichtenfels“ wurde erstmals in Bayern ein Kran-
kenhausneubau durch ein planerisches, bauliches und betriebli-
ches Gesamtkonzept umfassend nachhaltig ausgerichtet. 

„Dieses hochmoderne Jahr-
hundertbauwerk setzt weltweit 
neue Maßstäbe“, stellte Land-
rat Christian Meißner fest. „Es 
ist ein Großprojekt aus der Re-
gion für die Region. Die Fertig-
stellung ist ein Meilenstein für 
den Landkreis, zumal das Klini-
kum der größte Arbeitgeber in 
der Stadt und einer der größten 
im Landkreis ist.“ 

Sicherung der  
medizinischen Versorgung

Mit dem Beschluss zum Klini-
kumneubau im Jahr 2009 für ak-
tuell 116 Millionen Euro (inklu-
sive Parkhaus) habe der Kreis-
tag von Lichtenfels ein wichtiges 
Zeichen gesetzt: zur Sicherung 
der medizinischen Versorgung 
der Bürger, zur Sicherung des 
Krankenhausstandortes, zur Si-
cherung und zum Ausbau von 
hochqualifizierten Arbeitsplät-
zen, zur Stärkung des Standor-
tes Lichtenfels als Medizin-, Ar-
beits- und Wohnstandort. 

Neben der klassischen Kran-

kenhaus-Förderung, die sich bei 
dem Projekt auf rund 71,83 Mil-
lionen Euro belief, hat der Frei-
staat Bayern im Zuge des Pro-
gramms „Aufbruch Bayern“ wei-
tere acht Millionen Euro für den 
Neubau in die Hand genommen, 
um den neuen Krankenhaustyp 
„Green Hospital“ zu realisieren. 

Energetisch und ökologisch 
neuer Standard

Das „Green Hospital Lichten-
fels“ setzt energetisch und öko-
logisch einen neuen Standard. 
39 Einzelmaßnahmen sind in 
diesem Green Hospital-Konzept 
enthalten. Damit soll künftig der 
Energieverbrauch um 32 % un-
ter der Energieeinsparverord-
nung von 2009 liegen. Durch 
den Einsatz innovativer Tech-
niken und Materialien wird  
annähernd Passivhausstandard 
erreicht. LED-, Hybrid- sowie 
neuentwickelte OLED-Leuch-
ten werden den Beleuchtungs-
stromverbrauch im Vergleich 
zum Altbau des Klinikums um 
zirka 60 Prozent verringern. 

Der Wärmebedarf wird hal-
biert. Regenerative Energien wer- 
den zwölf Prozent des Strombe-
darfs und 26 Prozent des Wär-
me-Dampf-Bedarfs decken. Das 

Energieeinsparpotential wird 
auf 1.400 Euro pro Jahr und Bett 
beziffert. Die Photovoltaikan-
lagen erzeugen die Energie, die 
30 Vier-Personen-Haushalte pro 
Jahr verbrauchen. Die Patien-
tenzimmer verfügen über eine 
Fußbodenheizung, die aus Geo-
thermie gespeist wird.

Insgesamt verfügt das neue 
Klinikum über die Fachabteilun-
gen Innere Medizin, Chirurgie, 
Gynäkologie, Geburtshilfe, Ra-
diologie/Nuklearmedizin, Anäs-
thesie, Neurochirurgie, Neuro-
radiologie, Schmerzmedizin und 
Nephrologie. Es zählt 276 Bet-
ten, davon zehn im Bereich ITS 
und zwölf im IMC. Es gibt aus-
schließlich Doppel- und Einbett-
zimmer, die mit modernem Bad 
ausgestattet sind. Alle Betten 
sind mit Bildschirmen zur Fern-
seh- und Internetnutzung ausge-
stattet. Fünf Operationssäle ste-
hen zur Verfügung, aus einem ist 
eine Live-Übertragung während 
der Operation möglich. 

Der Landkreis Lichtenfels, der 
das Haus für den Klinikverbund 
REGIOMED baute, stand mit die-
sem Bauprojekt vor einer enor-
men Herausforderung, die er 
mit Bravour meisterte: „Mit den 
Bauausgaben liegen wir inner-
halb des vorgegebenen Bud-
gets“, freut sich Landrat Chris-
tian Meißner. Allerdings sei dies 
auch manchmal eine Gratwan-
derung zwischen den Wünschen 
und dem finanziellen Rahmen 
gewesen.� r

Raum.Perspektive.Würzburg
Bürger arbeiten am Flächennutzungsplan mit

Die Stadt Würzburg stellt in den kommenden Jahren ihren Flä-
chennutzungsplan neu auf. Im Zuge dieses Neuaufstellungsver-
fahrens werden unter breiter Öffentlichkeitsbeteiligung Entwick-
lungsziele mit dem Titel Raum.Perspektive.Würzburg. erarbeitet. 

Schon bei der öffentlichen In-
formationsveranstaltung brach-
ten die Würzburger ihre Ideen 
ein. An der künftigen Stadtent-
wicklung werden alle Bürger be-
teiligt. Am Ende des Prozesses 
steht die räumliche Perspektive, 
die strategische Entwicklungs-
ziele integriert. Diese dient als 
Grundlage für die Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplans.

Es wird um die verschiedensten 
Felder der Flächennutzung gehen: 
Wo können Flächen für neuen 
Wohnraum geschaffen werden? 
Wie gelangt genügend Frischluft 
in die Stadt? Welche Freiräume 
müssen freigehalten werden? Wie 
und wo können Produktionsflä-
chen Raum finden? Wie lassen 
sich verschiedene Nutzungen 
kombinieren, um Quartiere und 
Stadtteile attraktiv und lebendig 
zu halten? 

Der Platz in Würzburg ist be-
grenzt. Die Stadt braucht al-
so neue Ideen und Ansätze, die 
als roter Faden für die Stadtent-
wicklung der nächsten 15 bis 20 
Jahre dienen können.

Nach dem Auftakt im Juli wird 
es im Herbst eine Konzeptions-
werkstatt geben und Ende des 
Jahres ist geplant, mehrere Ver-
anstaltungen auf Stadtteilebene 
durchzuführen, so dass die erar-
beiteten Handlungsansätze auf 
der lokalen Ebene geprüft und 
überarbeitet werden können. Im 
Frühjahr 2019 soll dann die ge-
meinsam erarbeitete Raumper-
spektive öffentlich vorgestellt 
und diskutiert werden.

Das Projekt Raum.Perspektive. 
Würzburg. schafft einen Rahmen 
für diese Diskussionen und kom-
biniert das Expertenwissen der 
Würzburger mit dem frischen 
Blick von außen: Die Stadt Würz-
burg hat ein externes Team aus 
Bürgerbeteiligern und Planern 
beauftragt, diesen stadtweiten 
Dialogprozess zu gestalten
Informationen

Alle Veranstaltungen im Rah-
men des Projektes Raum.Per-
spektive.Würzburg., wie auch 
Protokolle und andere Un-
terlagen finden Sie auf www.
raum-perspektive-würzburg.de 
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Dichtheitsprüfung von Freispiegelleitungen und Schächten, Teil 3:

Eigenüberwachung  
und Gütesicherung

Zum Nachweis der Dichtheit von Abwassersystemen werden un-
terschiedliche Verfahren mit den Prüfmedien Wasser (Verfahren 
„W“) und Luft (Verfahren „L“) angewendet. Geprüft werden kann 
dabei entweder eine gesamte Haltung, ein einzelner Haltungsab-
schnitt oder auch eine einzelne Rohrverbindung. Bei allen Prüfun-
gen wird zunächst ein zulässiger Prüfmedienverlust definiert und 
mit den Prüfergebnissen abgeglichen. Ist der gemessene Prüfme-
dienverlust geringer als der nach Regelwerk zulässige bzw. im Ein-
zelfall zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer vereinbarte 
Wert gilt die Dichtheitsprüfung als bestanden.

Nachdem sich die Teile 1 und 2 
der Fachartikel-Reihe zur Dicht-
heitsprüfung mit den Vorausset-
zungen bzw. der Prüfung an sich 
beschäftigt haben, geht es im Teil 
3 um die Dichtheitsprüfung ein-
zelner Rohrverbindungen sowie 
deren Protokollierung.

Allgemeine Bestimmungen

Ist die haltungsweise oder ab-
schnittsweise Prüfung aus tech-
nischen oder wirtschaftlichen 
Gründen schwierig oder aufwän-
dig kann alternativ das Verfah-
ren der Einzelverbindungsprü-
fungen, auch Muffenprüfung ge-
nannt, angewendet werden. In 
DIN EN 1610, Abschnitt 13.4 heißt 
es hierzu: „Falls nicht anders an-
gegeben, kann die Prüfung ein-

zelner Verbindungen anstatt der 
Prüfung der gesamten Rohrlei-
tung, üblicherweise größer als 
DN 1000, anerkannt werden. 
Für die Prüfung von einzelnen 
Rohrverbindungen ist die Ober-
fläche für die Prüfung „W“ ent-
sprechend der Oberfläche eines 
1 m langen Rohrabschnitts zu 
wählen, falls nicht anders gefor-
dert. Die Prüfungsanforderun-
gen entsprechen denen nach 
13.3.4 (Verfahren „W“) mit ei-
nem Prüfdruck von 50 kPa am 
Rohrscheitel. Die Bedingungen 
der Prüfung „L“ entsprechen 
den Grundsätzen in 13.2 (Ver-
fahren „L“) und sind im Einzelfall 
festzulegen.“

Die hier geforderten, im Einzel-
fall festzulegenden Bedingungen 
für die Prüfungen mit dem Prüf-

medium Luft werden in der Pra-
xis leider zu selten vor der Prü-
fung getroffen. Dabei wäre dies 
nicht nur sinnvoll sondern auch 
notwendig, da die Prüfgeräte un-
terschiedliche Prüfvolumina auf-
weisen und das Prüfvolumen  
bei der Einzelverbindungsprüfung 
erheblichen Einfluss auf das Prüf- 
ergebnis hat. Eine Abstimmung 
der Kriterien vor der Prüfung ver-
meidet nachträgliche Diskussio-
nen zum Thema. Da DIN EN 1610 
keine weiteren Vorgaben und 
Anforderungen zur Prüfung ein-
zelner Verbindungen enthält, ist 
es empfehlenswert, diesbezüg-
lich ergänzend die Vorgaben des 
DWA-Arbeitsblattes 139 vertrag-
lich zu vereinbaren.

Einzelverbindungsprüfung 
nach DWA-A 139

DWA-A 139 gibt im Abschnitt 
13 „Verfahren und Anforderun-
gen für Dichtheitsprüfungen 
von Freispiegelleitungen“ wich-
tige allgemeine Hinweise für die 
Durchführung der Dichtheits-
prüfungen. Dabei sind u. a. fol-
gende Festlegungen hinsichtlich 
der einzusetzenden Geräte be-

schrieben, die auch für die Ein-
zelverbindungsprüfung einzuhal-
ten sind:
•	 Mindestanforderungen an die 
Prüfausrüstung
•	 Kennzeichnung der Absperr- 
elemente
•	 Nachweis einer durchgeführ-
ten Kalibrierung
•	 Nachweis der Dichtheit der 
Prüfeinrichtung
•	 Vorgaben zur Befülleinrichtung 
für Verfahren „L“

Darüber hinaus enthält Ab-
schnitt 13.4.1 weitere Angaben, 
die im Falle einer Prüfung einzel-
ner Rohrverbindungen einzuhal-
ten sind. Dies betrifft unter an-
derem die exakte Positionierung 
der Absperrelemente, die Einseh-
barkeit des Prüfraumes sowie die 
Verwendung von Doppelpacker-
systemen. 

Die Prüfung einzelner Rohr-
verbindungen stellt höhere An-
forderungen an die Dichtheit 
des Systems als die haltungswei-
se Dichtheitsprüfung. Um die An-
forderungen exakter aufeinander 
abzustimmen, sollten die Ergeb-
nisse der Einzelverbindungsprü-
fung im Rahmen einer sogenann-
ten Abweichungsbetrachtung be-
zogen auf die Haltungslänge be-
wertet werden. Hierzu gibt das 
DWA Arbeitsblatt 139 im Anhang 
H entsprechende Hinweise. 

Eine Einzelverbindungsprüfung 
ist verglichen mit der haltungs-
weisen Prüfung fehleranfälliger; 
insbesondere dann, wenn bei der 
Prüfung mit Luftüberdruck das 
Prüfvolumen zugunsten einer 
kurzen Prüfzeit minimiert wird. 
Daher ist in der Regel die hal-
tungs- oder abschnittsweise Prü-
fung – wo technisch möglich – ei-
ner Einzelverbindungsprüfung vor-
zuziehen. 

Prüfung, Verfahren „L“

Die Prüfzeit bei der Prüfung 
mit Luft ist abhängig von der Art 
des eingesetzten Prüfgerätes. 
Bei Prüfgeräten, deren Prüfraum 
über den gesamten Rohrquer-
schnitt uneingeschränkt ist, kön-
nen die Prüfzeiten der Tabel-
le für die haltungsweise Dicht-
heitsprüfung entnommen oder 
nach den zugehörigen Glei-
chungen berechnet werden. 
Bei Prüfgeräten mit ringförmi-
gen Prüfraum, berechnet sich 
die Prüfzeit in Abhängigkeit des 
ringförmigen Prüfraumvolu-
mens (V) und der Wandfläche 
des Prüfraumes (A). 

Während der Prüfung ist der 
Prüfraum wasserfrei zuhalten. 
Über eine Referenzmessung an 
einem „optisch dichten“ Rohr-
stück neben der zu prüfenden 
Rohrverbindung ist im Vorfeld si-
cherzustellen, dass die Prüfap-
paratur einerseits und die Kon-
taktfläche zwischen Absperrele-
ment und Rohrwand anderer-
seits dicht ist. Nach Aufbringen 
des Prüfdruckes ist eine Beruhi-
gungszeit von mindestens 30 Se-

Im Rahmen der Baustellen- und Firmenbesuche bewerten die Prüf- 
ingenieure der Gütegemeinschaft Kanalbau die unterschiedlichen 
Arbeits- und Verfahrensweisen der Gütezeicheninhaber bei der 
Dichtheitsprüfung von Einzelrohrverbindungen sowie deren Doku-
mentation.� Bild: Güteschutz Kanalbau

kunden abzuwarten, in der sich 
die Luft- der Rohrwandungstem-
peratur angleicht. Die Prüfung 
sollte folgendermaßen durchge-
führt werden:
•	 Reinigung des Prüfabschnittes 
und ggf. Absperrungen möglicher 
Zuflüsse (Wasserfreiheit)
•	 Testen des Prüfgerätes auf 
Funktionsfähigkeit
•	 Durchführung der Referenzmes- 
sung
•	 Positionierung des Prüfgerätes 
•	 Aufbringung des Prüfdruckes 
und Abwarten der Beruhigungs-
zeit
•	 Messung des Druckverlustes
•	 ggf. bei nicht bestandener Prü-
fung: Abweichungsbetrachtung 
nach Anhang H.

Prüfung, Verfahren „W“

Für die Prüfung mit Wasser gel-
ten für den Wasserzugabewert, 
den Prüfdruck und die Ersatz-
rohrlänge (1,0 m) die Vorgaben 
der DIN EN 1610 bzw. Abschnitt 
13.3 des DWA-A 139 für die hal-
tungsweise Dichtheitsprüfung. 
Bei Rohren mit DN größer 1000 
kann die Prüfzeit in Abstimmung 
zwischen Auftraggeber und Auf-
tragnehmer von 30 auf 10 Minu-
ten verkürzt werden. Die Wasser-
zugabemenge beträgt bei Roh-
ren (außer Beton) in diesem Fall 
dann 0,035 l/m2 und bei zement-
gebundenen oder zementausge-
kleideten Rohrleitungen 0,05 l/
m2. Bei kleineren Durchmessern 
würde eine Verkürzung der Prüf-
zeiten schnell zu Prüfkriterien 
führen, die für die Baustellenpra-
xis ungeeignet sind. 

Protokollierung 

Nach Abschnitt 13.5 des 
DWA-A 139 ist für jede einzelne 
Prüfung einer Rohrverbindung 
unmittelbar nach Beendigung 
der Prüfung von dem Aufsicht 
Führenden ein Prüfprotokoll an-
zufertigen und dieses durch Un-
terschrift zu bestätigen. Dies gilt 
auch im Falle einer nichtbestan-
den Prüfung. Im Einzelnen muss 

das Protokoll Angaben zu den fol-
genden Punkten enthalten:
•	 Objektbezogene Daten (u. a. 
Prüfort, Straßenname, Auftrag-
geber, Auftragnehmer etc.)
•	 Bestandsdaten des zu prü-
fenden Objektes (u. a. Prüfab-
schnitt, Nennweite, Werkstoff, 
Kanalart etc.)
•	 Prüfbezogene Daten (u. a. An-
gaben über die Prüfvorschrift, 
Prüfdruck, Datum, Uhrzeit, Prüf-
zeit etc.)
•	 Darstellung des Messergeb-
nisses (u. a. grafische Darstel-
lung des Druckverlaufes, Anga-
ben über die gemessene Druck-
differenz bzw. zulässige Wasser-
zugabe etc.).

Fazit: Undichtheiten in Leitun-
gen und Kanälen können – über 
die Verunreinigung von Boden 
und Grundwasser hinaus – auch 
deren Nutzungsdauer verkür-
zen bzw. Standsicherheit gefähr-
den. Daher ist deren Dichtheit 
über ein entsprechende Prüfung 
mit dem Medium Wasser oder 
Luft nachzuweisen. Die Dicht-
heitsprüfung einzelner Rohrver-
bindungen stellt im Vergleich zur 
haltungsweisen Prüfung ande-
re und in der Regel weitergehen-
de Anforderungen an Qualifikati-
on und Ausstattung eines Unter-
nehmens. 

Im Rahmen der Baustellen- 
und Firmenbesuche bewerten 
die Prüfingenieure der Gütege-
meinschaft Kanalbau die unter-
schiedlichen Arbeits- und Verfah-
rensweisen der Gütezeichenin-
haber bei der Dichtheitsprüfung 
von Einzelrohrverbindungen so-
wie deren Dokumentation. Der-
zeit führen die beauftragten Prüf- 
ingenieure jährlich fast 4.000 un-
angekündigte Baustellenbesuche 
im Rahmen der Gütesicherung 
Kanalbau durch.

Die Gütesicherung RAL-GZ 961 
bietet dem Auftraggeber somit 
Orientierung bei der Bewertung 
der fachlichen Eignung von aus-
führenden Unternehmen, auch 
in Bezug auf die vergleichswei-
se komplexe Prüfung einzelner 
Rohrverbindungen.� r

Kurz gebaut – lange sicher
Neubau eines Regenwasserkanals in Mosbach mit HS®-Rohren von Funke

Zeit war der wichtigste Faktor und gleichzeitig das knappste Gut 
auf der Baustelle „Eisenbahnstraße“ im baden-württembergischen 
Mosbach. Gerade einmal vier Monate waren für den Bau eines Re-
genwasserkanals, die teilweise Erneuerung der Straßeneinläufe und 
Hausanschlüsse sowie die Aufbringung einer neuen Asphaltbeton-
decke veranschlagt worden. Die vielbefahrene Eisenbahnstraße mit 
ca. 15.000 Fahrzeugen pro Tag in der fast 25.000-Einwohner-Stadt 
durfte nach dem Willen des Bauherrn, der Stadt Mosbach, nicht für 
längere Zeit für den Durchgangsverkehr gesperrt werden. Zudem 
sollte der Anwohnerverkehr – unter den Anliegern befinden sich 
auch mehrgeschossige Wohngebäude – aufrechterhalten bleiben. 

Um zu einem schnellen Baufort-
schritt beizutragen, entschieden 
sich die Verantwortlichen für den 
Einsatz von HS®-Regenwasseroh-
ren im Nennweitenbereich von 
DN/OD 315 bis DN/OD 630 der 
Funke Kunststoffe GmbH, die mit 
Hilfe der Funke-Auftriebssicherung 
auf einer Länge von knapp 100 m 
von der HLT Baugesellschaft mbH 
aus Neckargerach verlegt wurden.

Als in den Jahren 2007/2008 das 
Majolika-Einkaufs- und Dienstleis-
tungszentrum an der Eisenbahn-
straße gebaut wurde, hatten die 
Verantwortlichen in Zusammen-
arbeit mit der Stadt Mosbach ei-
ne Regenwasserbehandlung vor-
gesehen. Dabei wird das gesam-
melte Oberflächenwasser aus ei-
ner Fläche über 14.000 m² in einer 
zentralen Regenwasserzisterne ge-
speichert. Dieses Wasser nutzt ein 
Gartenmarkt zu Bewässerung der 
Pflanzen; der Überlauf der Zisterne 
wurde provisorisch an einen Misch- 
wasserkanal angeschlossen.

Rund zehn Jahre später sollte 
dies anders werden: Im Rahmen 
der Baumaßnahme „Eisenbahnstra-
ße“ wurde eine getrennte Regen-
wasserableitung zum bestehenden 
Entlastungskanal des Regenüber-
laufs RÜ 7 in der Eisenbahnstra-
ße erstellt, der schließlich in den 
nahegelegenen Fluss Elz mündet. 
Aufgrund der durch die Bestän-
de vorgegebenen Zwangspunk-
te und der Tieflage des Mischwas-
serkanals musste zudem ent- 
lang der Trasse des Regenwasser-
kanals ein separater Schmutzwas-
serkanal im Gehweg neu verlegt 
werden. Darüber hinaus wurden 
die Hausanschlüsse für Wasser und 
Gas in diesem Bereich tiefer gelegt. 
Die Schwierigkeit: Im Gehweg be-
findet sich ein Leerrohrpaket ei-
nes Telekommunikationsanbieters, 
das aufgrund seiner Größe nicht 
verlegt werden konnte. Was wie-
derum bedeutete, dass zwischen 
dem bestehenden Mischwasser-
kanal und dem Leerrohrpaket äu-

ßerst wenig Platz war, wodurch 
die Regelbreite des zwischen 1,60 
und 2,00 m tiefen Grabens nicht 
eingehalten werden konnte. Hin-
zu kam, dass die Beteiligten auf-
grund der herausfordernden Ver-
kehrsverhältnisse vor Ort unter 
besonderem Zeitdruck standen.

„Geht nicht, gibt’s nicht“

Vor diesem Hintergrund fiel die 
Wahl auf das einfach und schnell zu 
verlegende HS®-Kanalrohrsystem 
(16 kN/m2 nach ISO 9969). „Bauen 
im Bestand ist immer eine Heraus-
forderung; daher musste es schnell 
gehen, damit die Beeinträchtigun-
gen so gering wie möglich gehalten 
werden können“, erklärt Dipl.-Ing. 
(FH) Dirk Johmann, Bauleiter bei 
HLT. Die im Vergleich zu anderen 
Rohrbaustoffen deutlich leichte-
ren PVC-U-Rohre sind für Tiefbau-
arbeiten entwickelt worden, bei 
denen es einerseits auf eine ho-
he Ring- und Längsbiegesteifigkeit 
ankommt, die andererseits aber 
auch einfach auf der Baustelle zu 
handhaben und sicher zu verle-
gen sind. 

Aufgrund der guten Erfahrun-
gen mit dem Material setzt der 
Mosbacher Leiter der Tiefbauab-
teilung Nanke Grißtede seit Jahren 
auf die Kunststoffrohre und macht 
auch kein Hehl daraus, dass dies so 
bleiben soll. Nicht zuletzt auch auf-
grund des breiten Sortiments von 
Funke, das für jede Herausforde-
rung die passende Lösung biete. 
„Geht nicht, gibt’s nicht“, so Fun-
ke-Fachberater Ralph Mayer. Das 
bestätigt auch Grißtede: „Selbst 
bei Sonderwünschen können wir 
uns auf eine schnelle Lieferung an 
die Baustelle innerhalb von nur 
wenigen Arbeitstagen verlassen.“

Verfüllt wurde der Leitungsgra-
ben mit selbstverdichtendem Flüs-
sigboden, was angesichts der re-
duzierten Grabenbreite zahlreiche 
Vorteile mit sich brachte: „Der Bo-
den musste nicht verdichtet wer-

den, was aufgrund der engen Platz-
verhältnisse auch kaum möglich 
gewesen wäre“, erklärt Jan Tho-
mas von der IFK Ingenieure Part-
nerschaftsgesellschaft mbB aus 
Mosbach. Der Bautechniker wei-
ter: „Auf diese Weise konnten wir 
auf den Einsatz von Verdichtungs-
maschinen verzichten.“ 

Ein weiterer entscheidender 
Vorteil: Der Einsatz des Flüssig-
bodens spart Zeit. So dauerte der 
Einbau an der Eisenbahnstraße 
nur rund vier Stunden. Johmann: 
„Sonst hätten wir drei bis vier Tage 
gebraucht.“ Beim Einbau des zeit-
weise fließfähigen Verfüllbaustof-
fes kam die Funke-Auftriebssiche-
rung zum Einsatz. 

Zunächst wurde hierzu die Soh-
le begradigt und dann die Auf-
triebssicherung über die gesam-
te Länge der Haltung mit einem 
Abstand von jeweils 2 m aufge-
stellt. Die Sicherung besteht aus 
einer Bodenplatte und einer senk-
recht angebrachten Halbschale,  
deren Abmessung sich an den 
Durchmesser der in Mosbach ver-
legten Rohre anpassen lässt. Nach-
dem die zur besseren Unterschei-
dung blau eingefärbten Regenwas-
serrohre aufgelegt und mit den 
mitgelieferten Spanngurten fixiert 
waren, konnte der Flüssigboden 
zunächst bis zur Unterkante der 
Rohre verfüllt werden. Nachdem 
diese erste Schicht nach rund zwei 
Stunden abgebunden hatte, erfolg-
te die komplette Verfüllung des 
Grabens. „Rohrverlegehilfen oder 
Beschwerungsgewichte, wie sie in 
anderen Fällen eingesetzt werden 
müssen, sind hier nicht nötig“, er-
läutert Mayer.

Eine detaillierte Baustellenpla-
nung, die gute Baustellenkoordi-
nation und Abstimmung der Bau-
beteiligten untereinander sowie 
auch der Einsatz Zeit und damit 
Aufwand sparender Produkte tru-
gen dazu bei, dass die im Juli 2017 
begonnene Baumaßnahme an der 
Eisenbahnstraße in Mosbach nach 
nur vier Monaten im Oktober er-
folgreich abgeschlossen werden 
konnte. Monate, die dafür gesorgt 
haben, dass das Regenwasser nun 
bis zu 80 Jahre lang sicher über 
die HS-Rohre abgeleitet werden 
kann. Denn so lange ist nach Her-
stellerangaben die durchschnittli-
che Nutzungsdauer der HS®-Kunst-
stoffrohre, was von der Bund-Län-
der-Arbeitsgemeinschaft-Wasser/
LAWA bestätigt wird.� r
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Was der elektronische  
Wasserzähler wirklich weiß

Die Metapher „Big Brother is watching you“, auch bekannt aus 
George Orwells Roman „1984“ wird immer wieder im Kontext mit 
elektronischen Wasserzählern genannt. Doch wofür wird diese 
neue Technologie in der Wassermessung benötigt und wie steht 
es um den Datenschutz wirklich?

Wasser ist ein kostbares Gut 
– daher gehen die Aufgaben ei-
nes Wasserversorgers heutzutage 
weit über die Abrechnung der Ge-
bühren hinaus. An oberster Stelle 
steht die Gewährleistung einer si-
cheren Versorgung mit Trinkwas-
ser, dazu ist eine Umstellung auf 
neue Technologien erforderlich.

Ein elektronischer Wasserzäh-
ler unterstützt dabei, Prozesse zu 
optimieren und Wasserverluste 
zu analysieren, um zeitliche sowie 
personelle Ressourcen zu sparen. 
Diese freien Kapazitäten können 
für andere Aufgaben, die für eine 
zukunftsfähige Wasserversorgung 
erforderlich sind, genutzt wer-

den. Dem Kunden wird bei gleich-
bleibender Qualität eine sichere 
Trinkwasserversorgung zu einem 
fairen Preis garantiert. Der End-
verbraucher erhält nicht nur ex-
akte Abrechnungsdaten, sondern 
auch Information über bisher oft 
jahrelang unentdeckte Leckagen. 

Datenschutz ist das A und O

Seit 25. Mai 2018 ist europa-
weit die neue DSGVO (Daten-
schutz-Grundverordnung) in Kraft 
und damit müssen noch mehr als 
zuvor Datenschutz sowie –sicher-
heit von Anfang an in der Zähler-
lösung integriert sein. Die DSG-

VO beinhaltet Vorschriften zum 
Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten und zum freien Ver-
kehr dieser Daten. Sie dient der 
Wahrung der Grundrechte und 
Grundfreiheiten natürlicher Per-
sonen und insbesondere deren 
Recht auf Schutz personenbezo-
gener Daten. Zusätzlich dazu gibt 
es in den einzelnen Bundeslän-
dern in Deutschland spezifische 
Anforderungen, wie beispielswei-
se in Bayern die Bayerische Ge-
meindeverordnung, worin der 
Einsatz elektronischer Wasser-
zähler rechtssicher geregelt ist 
(Artikel 24, Satz 5-7). Somit dürfen 
die gespeicherten Daten zur pe- 
riodischen Abrechnung, zur Zwi-
schenabrechnung des Wasser-
verbrauchs oder anlassbezogen, 
sofern es zur Betriebssicherheit 
und Hygiene im Wasserversor-

gungsnetz erforderlich ist, ver-
wendet werden (http://www.ge-
setze-bayern.de/Content/Docu-
ment/BayGO-24).

Mehrstufiges  
Sicherheitskonzept

Der dänische Zählerherstel-
ler Kamstrup hat ein mehrstu-
figes Sicherheitskonzept entwi-
ckelt, das unter anderem aus Da-
tenverschlüsselung, rollenba- 
sierten Zugängen, Aktivitätspro-
tokollen und einem Notfallplan 
besteht. Der Haushaltswasserzäh-
ler MULTICAL® 21 von Kamstrup 
entspricht zu 100 % den daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen 
der EU bis hin zu allen bundes-
landspezifischen Datenschutzge-
setzen. 

Jeder Zähler ist individuell ver-
schlüsselt und kann ausschließ-
lich mit einer speziellen Software 
des autorisierten Versorgers ent-
schlüsselt werden. Die Sende-
einheit ist unidirektional, daher 
nicht von außen beeinflussbar 
und übermittelt immerzu dassel-
be Funkprotokoll mit folgenden 
Inhalten: Zählernummer, tagesak-
tueller Verbrauchsstand, Ver-
brauchsstand des Vormonats-
letzten, evtl. Fehlermeldungen 
(Leckagen, Rohrbrüche, Rück-
wärtsvolumen, Trockenlauf oder 
Manipulation), die durchschnittli-
che Wasser- und Umgebungstem-
peratur des Vormonats.

Endverbraucher profitieren

Wird mittels eines elektroni-
schen Zählers nur der tagesaktu-
elle Verbrauchsstand nach jeweils 
24 Stunden übertragen, kann auf 
kein Bade- bzw. Duschverhalten  
oder sonstige Verbrauchsgewohn- 
heiten geschlossen werden.

Im Vergleich dazu sind deutsch-
landweit ca. 30 Millionen Was-
ser- /Wärme- und Kältezähler so-
wie Heizkostenverteiler mit Funk 
und Datenlogger in der Woh-
nungswirtschaft im Einsatz. Die-
se sind zum größten Teil unver-
schlüsselt und durch die Energie-
effizienzrichtlinie erlaubt. 

„Unsere langjährigen Erfah-
rungen zeigen, dass Endver-
braucher durch das Erkennen 
von Leckagen in Hausinstallatio-
nen und Wasserversorger durch 
Prozessoptimierung vom Ein-
satz elektronischer Zähler profi-
tieren. Wir nehmen den Daten-
schutz sehr ernst und haben mit 
unserem Haushaltswasserzähler 
eine zukunftsfähige und siche-
re Lösung“, so Gerald Landrock, 
Niederlassungsleiter Kamstrup 
Deutschland.� r

Bayerischer Biodiversitätspreis 2018: 

Stehende Kleingewässer  
als (H)orte der Artenvielfalt

Zahlreiche Arten finden in Teichen, Tümpeln und Weihern wertvol-
len Lebensraum. Die Teilnehmer des mit insgesamt 15.000 Euro do-
tierten diesjährigen Bayerischen Biodiversitätspreises „NaturViel-
faltBayern“ haben mit ihren Projekten ganz wesentlich zum Erhalt 
der Rückzugsorte für bedrohte Arten beigetragen. Umweltminister 
Dr. Marcel Huber übergab nun im Schlosspark von Schloss Bluten-
burg in München die Urkunden an die fünf Preisträger. 

Mit dem 1. Preis bzw. Haupt-
preis (7.500 Euro) und der Sie-
gerskulptur wurde die Stiftung 
KulturLandschaft Günztal ausge-
zeichnet. Ihr Projekt „Tümpelkam-
pagne“ hat einen hohen natur-
schutzfachlichen Anspruch und 
ist auch für gefährdete Arten wie 
die Gelbbauchunke von großer 
Bedeutung. Seit Beginn der Kam-
pagne wurden auf 30 Maßnah-
meflächen insgesamt 88 Tümpel 
und Weiher in der Günzaue neu 
gestaltet. Die umfangreiche In-
formations- und Bildungsarbeit 
mit Wanderausstellung, Bestim-
mungshilfen, Exkursionen, Pro-
jekttagen und Amphibienkoffer 
ist ebenso vorbildlich wie die Ein-
bindung zahlreicher Akteure in ei-
nem großen Projekt-Netzwerk. 

Der zweite Preis (3.500 Eu-
ro) ging an den Bund Natur-
schutz in Bayern e.V., Kreisgrup-
pe Mühldorf am Inn. Sein Pro-
jekt „Büffel als Biobagger – Anla-
ge und Erhalt von Kleingewässern 
ohne Maschineneinsatz im Rah-
men landwirtschaftlicher Tierhal-
tung“ zeichnet sich durch seinen 
besonderen Ansatz zur Lebens-
raumerhaltung aus: Im Verband 
mit Landwirten werden Schutz 
und Nutzung eng verbunden. Die 
Qualität der durchgeführten Maß-
nahmen geht weit über vergleich-
bare Projekte hinaus und hat Vor-
bildcharakter. Darüber hinaus do-
kumentiert der Bund Naturschutz 
seit Projektbeginn die Auswirkun-
gen der Beweidung auf Flora, Fau-
na und Lebensräume und liefert 
damit umfangreiches Datenmate-
rial zur Evaluierung.

Vier private Teichbesitzer in 
der Aischgründer Teichlandschaft 
– die Familien Geier, Hollmann, 
Schuhmann und Sponsel – erran-
gen den dritten Preis in Höhe von 
2.000 Euro. Ihnen gehören soge-
nannte Himmelsweiher, die nur 
von Oberflächenwasser der Um-
gebung und Regenwasser ge-
speist werden. Als nährstoffarme 
Teiche sind sie besonders interes-
sant für den Naturschutz. Die Fa-
milien engagieren sich seit vielen 
Jahren mit teils mühevoller Ar-
beit für den Erhalt dieser Klein- 

odien der Biologischen Vielfalt. 
Mit Ihrem Verständnis und ihrer 
Bereitschaft zur Extensivierung ist 
es gelungen, vom Aussterben be-
drohte Arten zu erhalten, darun-
ter bundesweit einzigartige Laich-
krautbestände, mehrere Wasser-
schlauch- und Moorlibellenarten 
sowie die besten Bestände des 
Moorfrosches in Mittelfranken.

Über einen ebenfalls dritten 
Preis durfte sich Dr. Ernst Krach 
mit seinem Projekt „Flächende-
ckende Gewässeruntersuchun-
gen in den Landkreisen Eichstätt, 
Ingolstadt, Neuburg a.d. Donau, 
Pfaffenhofen a.d. Ilm und Wei-
ßenburg-Gunzenhausen“ freuen. 
Dr. Krach, seines Zeichens Bota-
niker und ein anerkannter Exper-
te für Amphibien, Reptilien und Li-
bellen, hat seit 1980 in vier Land-
kreisen um Ingolstadt mit großem 
ehrenamtlichen Engagement in 
knapp 7.000 Gewässern von der 
Wildschweinsuhle bis zum Kies-
weiher über 13.000 Amphibien-
laichpopulationen nachgewie-
sen. Seine Untersuchungen fin-
den sich in zahlreichen Veröffent-
lichungen. 

Grünes Klassenzimmer

Mit dem Sonderpreis 2018 
(1.000 Euro) wurde schließlich das 
Gymnasium Steigerwald-Land-
schulheim Wiesentheid mit dem 
Projekt „Werdsee im Erlenbruch-
wald in Wiesentheid“ bedacht. 
Der Werdsee ist ein wichtiges 
Amphibiengewässer, in dem vor-
wiegend Seefrosch und Erdkrö-
te heimisch sind. Der See und der 
angrenzende Erlenbruchwald die-
nen dem Gymnasium als Schul-
biotop und „grünes Klassenzim-
mer“. Dort lernen die Schüler 
Wissenswertes über Gewässer-
biologie und erwerben bzw. ver-
tiefen ihre Artenkenntnisse. 

Die Schüler entwickeln ein Ge-
spür für die komplexen Zusammen-
hänge zwischen See und Wald. He-
rauszuheben ist auch die hervorra-
gende Zusammenarbeit des Gym-
nasiums mit der BN-Ortsgruppe 
und der Gemeinde, um das Biotop 
ökologisch aufzuwerten.� DK

Umweltcluster Bayern/Wasserwirtschaft:

Zwei Leuchttürme für 
herausragende Projekte

Augsburg. Innovationen müssen sichtbar gemacht werden und 
unternehmerischer Mut und visionäres Denken gefördert wer-
den. Deshalb zeichnet der Umweltcluster Bayern Projekte aus, 
die einen vorbildlichen Beitrag zur Entwicklung der Umwelttech-
nologie leisten. In diesem Jahr wurden zwei Leuchttürme verge-
ben: Die Kelheim Fibres GmbH wurde für das Projekt „Biologisch 
abbaubares feuchtes Toilettenpapier mit der Viskose-Spezialfaser 
VILOFT®“ ausgezeichnet. Die Schraml GmbH erhielt den Leucht-
turm für das Projekt „Kanalnetzbewirtschaftung 4.0 bei der Stadt- 
entwässerung Nürnberg (SUN)“. Die Preisverleihung fand thema-
tisch passend im Augsburger Maximilianmuseum statt, in dem 
aktuell die Ausstellung „Wasser Kunst Augsburg“ zu sehen ist. 

„Es freut mich, dass ich in die-
sem Jahr im Namen des Umwelt-
clusters zwei Leuchttürme verge-
ben darf. Beide Projekte leisten 
einen herausragenden Beitrag 
zur Entwicklung der Wasserwirt-
schaft in Bayern und setzen so-
wohl national, als auch internati-
onal ein Zeichen“, freut sich Pro-
fessor Reinhard Büchl, Sprecher 
des Umweltcluster Bayern.

Toilettengängige 
Feuchttücher

Das Projekt „Biologisch ab-
baubares feuchtes Toilettenpa-
pier mit der Viskose-Spezialfa-
ser VILOFT®“ ist auf Grund der 
zunehmenden Verwendung von 
Feuchttüchern und deren nega-
tiven Auswirkungen auf Abwas-
serbehandlungsanlagen und Ka-
nalsysteme entstanden. Mit der 
Entwicklung von Feuchttüchern 
auf Cellulosebasis ist eine erheb-
liche Entlastung der Abwasser-
behandlung zu erwarten. Tücher 
mit der VILOFT®-Faser disper-
gieren schnell und stellen so für 
die Aggregate im Abwassersys-
tem kein Problem dar. Und da 
sie zu 100 % aus Cellulose beste-
hen, hinterlassen sie nach dem 
natürlichen Zersetzungsprozess 
keine Reste. Die innovativen VI-
LOFT®-Kurzschnittfasern auf cel-
lulosischer Basis mit speziellem 
Querschnitt sind ein zukunfts-
weisendes Produkt und wurden 
daher mit dem Leuchtturm 2018 
ausgezeichnet.

Bewusstseinsbildung

„Wir beschäftigen uns seit mehr 
als zehn Jahren mit dem Thema 
„toilettengängige Feuchttücher“. 
Inzwischen gibt es gute Lösungen 
und wir sind stolz, dass wir mit un-
seren Fasern helfen können, Ab-
wassersysteme und Umwelt zu 
entlasten. Neben der technischen 
Lösung ist aber auch die Bewusst-
seinsbildung bei den Verbrau-
chern eine der großen Herausfor-
derungen bei diesem Thema – die 
Auszeichnung als Leuchtturmpro-
jekt leistet dazu einen wertvol-
len Beitrag und wir freuen uns 
sehr darüber“, so Matthew North, 
Commercial Director. 

Kanalnetzbewirtschaftung 
4.0 bei der SUN

Das Projekt „Kanalnetzbewirt- 
schaftung 4.0 bei der Stadtent-
wässerung Nürnberg (SUN)“ um-
fasst eine kanalnetzweite, mo-
dulare Abflusssteuerung ba-
sierend auf Fernwirkstation 
übergreifenden Niveau-/Becken- 
durchflusswerten und perma-
nenter Überwachung der Ist/
Soll-Werte im System. Abwas-
serbehandlungsanlagen müssen 
aufgrund der stark schwanken-
den Zuflüsse (hydraulische Be-
lastung) mit großen Pufferkapa-
zitäten ausgeführt werden. 

Durch den Einsatz digitaler 
Sensorik und Steuerung kann 
der Zufluss zur Kläranlage ge-
regelt werden und die Bauwer-
ke (Becken) und Aggregate der 
Kläranlage innerhalb einer engen 
Bandbreite dimensioniert wer-
den. Abgesehen von einer Op-
timierung des Betriebs wird da-
durch eine erhebliche Reduktion 
von Investitionskosten erreicht. 
Das Projekt setzt Zeichen für ei-
ne standortspezifische, nachhal-
tige Lösung durch Digitalisierung 
im Bereich der Abwasserwirt-
schaft und wurde dafür mit dem 
Leuchtturm 2018 prämiert.

Optimierte Prozesse

„Wir freuen uns sehr über die 
Auszeichnung als Leuchtturm-
projekt 2018. Sie bestätigt, dass 
unsere Lösungen viel mehr leis-
ten können als die reine Überwa-
chung des Kanalnetzes. Unsere 
Prozessleit- und Fernwirktechnik 
ermöglicht die Vernetzung und 
intelligente Steuerung der Statio-
nen und Komponenten im Nürn-
berger Kanalnetz. Damit konn-
ten die Prozesse zur Kanalnetz-
bewirtschaftung deutlich opti-
miert werden. 

Mensch und Technik

Die Auszeichnung ist aber 
auch Beweis für das erfolgrei-
che Zusammenspiel von Tech- 
nik und Mensch. Denn nur 
mit der großen Kompe-
tenz und Erfahrung der SUN- 
Verantwortlichen in Nürnberg 

konnte das Projekt so erfolgreich 
umgesetzt werden. Für die Stadt 
Nürnberg heißt das: erfreuliche 
wirtschaftliche Vorteile, Vermei-
dung von Schäden und Risiken 
bei Starkregen und vor allem ein 
messbarer Beitrag zum Gewäs-
serschutz“, erläutert Dr. Stepha-
nie Kauf-Schraml, Mitglied der 
Geschäftsleitung der Schraml 
GmbH.

Jährliche Auszeichnung

Die Auszeichnung Leuchtturm-
projekt wird jährlich vom Um-
weltcluster Bayern an besonders 
herausragende Umwelttechno-
logie-Projekte mit Signalwirkung 
verliehen. Bewerben können 
sich Projektträger aus Bayern mit 
einem konkreten Produkt, einem 
Verfahren, einer Anlage, einem 
Konzept oder einer Entwicklung, 
welche bereits erfolgreich um-
gesetzt wurden und wirtschaft-
lich arbeiten. „Wir sind stolz da-
rauf, Vorzeigeprojekte aus Bay-
ern mit unserem Umweltclus-
ter-Leuchtturm auszuzeichnen. 
Auch für den Leuchtturm 2019 
freuen wir uns auf Bewerbun-
gen mit zahlreichen, innovati-
ven Projekten“, erklärte Profes-
sor Reinhard Büchl.

Wegen Legionellen-Gefahr:

Klimaanlagen müssen 
künftig gemeldet werden

Weil von Verdunstungskühlanlagen, Kühltürmen und Nassabscheidern 
Gesundheitsgefahren ausgehen können, sind diese Anlagen seit 20. Juli 
2018 anzeigepflichtig. Das hat der Bundesgesetzgeber mit der 42. Ver-
ordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (42. 
BImSchV) vorgeschrieben, die – mit Ausnahme der Bestimmungen zur 
Anzeigepflicht – bereits am 19. August 2017 in Kraft getreten ist. 

Sicherheitstag im Ergomar
Wasserwacht schult Kinder für ungefährdeten Badespaß

Kürzlich haben das Ergomar in Ergolding und die Wasserwacht 
Landshut 13 Kinder in der Ergoldinger Badewelt fit für das Thema 
Sicherheit im und am Wasser gemacht. Die Teilnehmer des ERGO-
MAR-Sicherheitstags im Alter zwischen sechs und zwölf Jahren leg-
ten verschiedene Schwimmabzeichen ab und lernten die Hilfsmittel 
für Rettungseinsätze der Wasserwacht kennen. Außerdem erfuhren 
sie von den Profis, welche Verhaltensregeln für Schwimmer gelten. 

„Nur wer selbst sicher schwimmt, 
kann anderen bei einem Notfall 
im Wasser helfen“, sagte Christi-
an Riedel, Vorsitzender der Wass-
erwacht Landshut. Darum begann 
der Tag für die jungen Teilnehmer, 
die sich im Vorfeld dafür angemel-
det hatten, mit der Abnahme ver-
schiedener Schwimmabzeichen – 
vom Seepferdchen bis zum Silber-
abzeichen, bei dem man unter an-
derem 400 Meter schwimmen, 
zwei Meter tief sowie zehn Meter 
weit tauchen muss.

Danach zeigten die Experten 
von der Wasserwacht, wie und 
mit welcher Ausrüstung sie Men-
schenleben retten. Riedel de-
monstrierte unter anderem, wie 
man den Rettungsring richtig wirft 
und wieder einholt. Daneben ging 
es um Rettungsgurt, Wurfsack, 
Rettungsboje und das Wasser-
wacht-Fahrzeug mit Tauchaus-
rüstung. Außerdem brachten die 
Vertreter der Wasserwacht den 
Jungs und Mädchen in einer The-

oriestunde die wichtigsten Ver-
haltensregeln bei – dazu gehört 
zum Beispiel, nicht zu weit allei-
ne zu schwimmen und immer da-
rauf zu achten, was um einen her-
um gerade passiert. Die Kinder üb-
ten auch, einen Notruf abzusetzen 
und Grundlagen der Ersten Hilfe.

„Die Gefahren am und im Was-
ser werden oft unterschätzt“, sag-
te ERGOMAR-Verwaltungsleiterin 
Jutta Pappler. „Darum wollen wir 
als Badbetreiber Verantwortung 
übernehmen und die Kinder sen-
sibilisieren, damit sie noch lange 
ungetrübten Badespaß genießen 
können.“

Für die Teilnehmer gab es frei-
en Eintritt, eine Urkunde, eine 
Brotzeit mit Getränk und zum Ab-
schluss ein Eis. Die Wasserwacht-
ler spendierten die Schwimmab-
zeichen und bekamen zum Dank 
für ihren Einsatz ERGOMAR-Gut-
scheine überreicht – schließlich 
geht auch ein Retter gerne mal 
zum Spaß in die Badewelt.� r

Hintergrund dieser neuen Re-
gelung ist unter anderem ein 
tödliches Unglück, das sich im 
Winter 2009/10 in Ulm und 
Neu-Ulm ereignete. Damals lös-
te ein großes Rückkühlwerk, das 
auf dem Dach eines Firmenge-
bäudes in der Ulmer Innenstadt 
betrieben wurde, eine Infekti-
onswelle aus: 64 Menschen er-
krankten an Legionellose, fünf 
starben. Durch die Verdunstung 
des kontaminierten Wassers ge-
langten die Legionellen in die 
Luft und infizierten viele Men-
schen, die sich im näheren Um-
kreis aufgehalten hatten.

Auf dieses dramatische Ereig-
nis und ähnliche Vorfälle in an-
deren Städten hat die Politik re-
agiert und verfügt, dass ent-
sprechende Anlagen nun gegen-
über der zuständigen Behörde 
anzuzeigen sind. Für den Land-
kreis Neu-Ulm ist dies das Land-
ratsamt. 

Über bereits bestehende An-
lagen hat der Betreiber den 
Fachbereich „Immissionsschutz 
und Abfallrecht“ bis spätestens 
einen Monat nach dem 19. Juli 
2018 zu informieren. Neuanla-
gen sind spätestens einen Mo-
nat nach der ersten Befüllung 
mit Nutzwasser zu melden. Zu-
dem müssen Änderungen der 
Anlage, eine Stilllegung oder ein 
Betreiberwechsel spätestens in-
nerhalb eines Monats angezeigt 
werden. 

Regelmäßige Prüfmessungen 
im Nutzwasser der Anlage sind 
künftig Pflicht. Falls dabei die 
zulässige Legionellen-Konzent-
ration  überschritten wird, muss 
der Betreiber sofort das Land-
ratsamt benachrichtigen. Ins-
gesamt vier Wochen hat er bei 
Grenzwertüberschreitung Zeit, 
weitere von der Verordnung ge-
forderte Angaben nachzulie-
fern.� r
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V. l.: Uwe Fritsch, Leiter des Staatlichen Bauamts Weilheim; Michael Kießling, CSU -Bundestags-
abgeordneter; CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt, MdB; Vize-Bürgermeister Dr Klaus 
Rieskamp; Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer; Bayerns Verkehrsministerin Ilse Aigner sowie 
Landrat Karl Roth	 Bild: Regina Welk

Und er kommt doch –  
der Tunnel in Starnberg!

Der erste Spatenstich für den Starnberger Tunnel ist geschafft. 
Nach rund 30 Jahren Diskussionen und Vorplanungen soll der 1,9 
km lange Tunnel nun gebaut werden und die Durchfahrung Rich-
tung Weilheim entlasten. 

Die Festveranstaltung auf 
dem Gelände des Landrats- 
amtes, zu der Bayerns Bau-
ministerin Ilse Aigner, ihr Kol-
lege aus dem Bund, Andreas 
Scheuer sowie dessen Vorgän-
ger Alexander Dobrindt ange-
reist waren, wurde nicht nur 
von Musik und Beifall beglei-
tet; vielmehr waren die Tunnel-
gegner mit zahllosen Plakaten 
angerückt, auf denen sie ihre 
Meinung klar bekundeten. Sie 
veranstalteten zudem ein oh-
renbetäubendes Pfeifkonzert. 
Für ihre Anhängerschaft hatten 
Demonstrations-Veranstalter 
vorsorglich vorher Ohrenstöp-
sel verteilt. 

Blaskapelle und ...

Bevor der Leiter des Staatli-
chen Bauamtes Weilheim, Uwe 
Fritsch, die Konzeption des 
Großprojektes erläuterte, spiel-
te zur Eröffnung der festlichen 
Veranstaltung die Stadtkapelle 
Starnberg. 

Bundes verkehr sminis ter  
Andreas Scheuer zeigte sich er-
staunt über die Agitationen der 
Gegner. Immerhin brachte der 

Minister aus Berlin 200 Millio- 
nen Euro für den Tunnel mit. Er 
hält diesen Betrag des Bundes 
für den Tunnel für „gut inves-
tiertes Geld in eine Stadt mit ei-
ner immensen Verkehrsbelas-
tung. Es ist völlig unverständ-
lich, dafür auch noch ausgepfif-
fen zu werden“. 

... Trillerpfeifen 

Auch die anschließenden Re-
den von Vize-Ministerpräsiden-
tin Ilse Aigner, Landrat Karl Roth 
und Zweitem Bürgermeister 
Klaus Rieskamp wurden von 
lautstarkem Dauer-Pfeifkonzert 
der Gegner und gleichzeitigem 
lautem Klatschen der Befürwor-
ter begleitet. 

Lediglich Eva John, Erste Bür-
germeisterin der Stadt Starn-
berg, durfte als Tunnelgegnerin 
ohne Radau-Übertönung spre-
chen. Sie interpretierte den 
lautstarken Auftritt ihrer politi-
schen Freunde als Artikulation 
ihrer Angst und warb dafür, ih-
nen trotz aller Gegensätze mit 
Anstand und Respekt zu begeg-
nen. Im Starnberger Stadtrat 
hatten die Tunnelbefürworter 

jedoch eine deutliche Mehrheit.

Landrat Roth:  
Gräben zuschütten!

Landrat Roth hingegen fand 
versöhnliche Worte: „Es wäre 
schön, wenn die Bezeichnungen 
„Tunnelgegner“ und „Tunnelbe-
fürworter“ bald der Vergangen-
heit angehören würden. Möge 
der Aushub ausreichen, die Grä-
ben in der Starnberger Bevölke-
rung zuzuschütten!“

Unter den Ehrengästen befan-
den sich auch der frühere Bun-
desverkehrsminister Alexander 
Dobrindt, der in seiner Amts-
zeit den Tunnel begleitet hatte, 
der CSU-Bundestagsabgeord-
nete Michael Kießling und die 
Landtagsabgeordnete Dr. Ute 
Eiling-Hütig, zahlreiche Stadträ-
te u. v.a.

Alle Gäste hatten Gelegen-
heit, sich die genauen Pläne für 
den Tunnel sowie die Reihenfol-
ge der Baumaßnahmen anzuse-
hen. Auch ein Modell des „Tun-
nelbohrers“ konnte bestaunt 
werden. Einen Informations-
container gibt es in Kürze eben-
falls. Nach dem Festakt waren 
die Gäste in weißen Zelten zu ei-
nem Imbiss geladen – anfangs 
ebenfalls noch unter lautstar-
kem Pfeifkonzert. � Regina Welk

Bergrheinfeld:

350 Jahre altes Rathaus  
generalsaniert

Nach fast dreijähriger Bauzeit ist in Bergrheinfeld (Land-
kreis  Schweinfurt) das 1666 erbaute und unter Denkmalschutz 
stehende generalsanierte Rathaus mit Anbau und neugestalte-
tem Zehnthof im Rahmen des jährlich stattfindenden Brunnen-
festes eingeweiht worden. Es wurde energetisch modernisiert 
und barrierefrei gestaltet. Die Gemeinde investierte knapp 5,3 
Millionen Euro. Nach dem Festakt zur Einweihung lud sie zu ei-
nem „Tag der offenen Tür“.

Laut 1.Bürgermeister Ulrich 
Werner „spiegelt das neugestal-
tete Rathaus den Charakter un-
serer Gemeinde wider, in der es 
keinen Stillstand gibt, sondern 
eine stetige Weiterentwick-
lung; auf festen Fundamenten 
basierend, erweitert mit neu-
en Strukturen, ohne die zentra-
le Mitte aufgegeben zu haben“. 

Neue Technik ...

Mit neuer Haustechnik, Ener-
gieeffizienz und Barrierefreiheit 
ausgestattet sowie mit moder-
nen, zweckdienlichen Büromö-
beln eingerichtet, könnten die 
Mitarbeiter der Verwaltung die 
anstehenden aktuellen und zu-
künftigen beruflichen Anforde-
rungen in den neuen Büro- und 
Besprechungsräumen gut be-
wältigen. „Die Bürgerinnen und 
Bürger werden beim Besuch des 
Rathauses spüren, dass unse-

re Gemeinde zukunftsorientiert 
aufgestellt ist, ohne ihre His-
torie und ihre Tradition zu ver-
bergen. Vor allem aber werden 
sie spüren, dass sie willkommen 
sind“, betonte Werner. 

... im alten Vogteigebäude

Das alte Vogteigebäude von 
1677 wurde im Laufe der letz-
ten Jahrhunderte immer wie-
der renoviert, liebevoll gepflegt 
und umgebaut; seine Funktion 
als Rathaus für alle Bürger hat 
es bis heute behalten. Auch bei 
dieser jüngsten Renovierung ha-
ben alle Beteiligten gemeinsam 
versucht, möglichst viel aus der 
Geschichte in die Neuzeit herü-
ber zu retten. Ein Beispiel sind 
die Stuckdecken, die mit hohem 
Aufwand und viel handwerkli-
chem Können erhalten wurden.

Die Denkmaleigenschaft des 
Hauses und seines Ensembles 

zu wahren, wurde im ersten Ge-
spräch mit dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege 
zur Maxime erklärt. Diesen Cha-
rakter sollte auch der Erweite-
rungsbau nicht schmälern. Auf-
gabe des Anbaus war es, neben 
einer gemeinsamen Treppe mit 
Aufzug, neue Ämter sowie ei-
nen großen, abtrennbaren Ver-
sammlungsraum aufzunehmen. 
Zudem sollten die Haustech-
nik und das Archiv hier unter-
gebracht werden, da im Altbau 
keine Räumlichkeiten vorhan-
den waren.

Im historischen Rathaus war 
die vornehmliche Aufgabe, die 
vorhandene Bausubstanz zu 
wahren. Reparaturen und Er-
gänzungen wurden mit Mate-
rialien (Lehm, Vollziegel, Kalk, 
Holz) und Arbeitstechniken her-
gestellt, wie es der Bestand vor-
gab. Dabei mussten die zeitge-
mäßen Anforderungen wie Bar-
rierefreiheit, Haustechnik, Ar-
beitsstättenrichtlinie, EnEV, etc. 
mit denen des Denkmals syn-
chronisiert werden. Ein An-
spruch, der auch für versierte 
Haustechniker eine Herausfor-
derung darstellte. 

Das neue Rathaus in Berg- 
rheinfeld gibt sich zudem vor-
bildlich nachhaltig. An sonnigen 
Tagen kann es sich bis zu 70 % 
selbst mit Strom versorgen. Der 
Einbau einer Pelletheizung war 
der richtige Schritt in Richtung 
Verminderung der CO2-Emis-

sion. Dem erklärten Klimaziel 
kommt Bergrheinfeld damit ei-
nen großen Schritt näher. Die 
moderne Pelletheizung hat man 
zentral im Schulgebäude unter-
gebracht, ebenfalls die Warm-
wasserversorgung durch dezen-
trale Warmwassererzeuger. 

Auch im Altbau wurden viele 
gute Ideen dazu verwendet, die 
Transmissionsverluste merklich 
zu veringern. Neue Fenster, in-
nenliegende Dämmung der Au-
ßenwände und der Bodenplatte, 
sowie die Dachdeckendämmung 
haben die Mindestanforderung 
der EnEV im modernisierten Alt-
bau weit unterboten. 

Im Neubau hat man die  
Außenwände mit Mineralfaser- 
dämmstoffen gedämmt. Die 
Fenster wurden 3-fach verglast 
und mit Sonnenschutzglas aus-
gerüstet. Die moderne Photovol-
taikanlage auf dem Dach ist für 
den Eigenstromverbrauch aus- 
gerüstet und die schicke Textil-
fassade sorgt für eine Reduzie-
rung der Kühllast im Sommer. �r

Odenwald-Allianzkommunen 
ziehen positive Bilanz

Strategieseminar zum Prozess der ländlichen Entwicklung und Daseinsvorsorge  
der Städte Amorbach und Miltenberg, der Marktgemeinden Kirchzell, Schneeberg  

und Weilbach sowie der Gemeinden Laudenbach und Rüdenau
Veränderte Bevölkerungsstrukturen, knappe Finanzen und wach-
sende Anforderungen: Wie können Kommunen ihren Bürgern 
auch zukünftig modernen Service und ortsnahe Leistungen in be-
zahlbarer Weise bieten? Interkommunale Zusammenarbeit ist 
hier ein Lösungsansatz, den bereits viele Kommunen verfolgen. 
Arbeiten mehrere Gemeinden zusammen, so können sie vorhan-
dene Kompetenzen und Einrichtungen gemeinsam kostenspa-
rend nutzen und zugleich das Selbstverwaltungsrecht stärken. 

Dessen waren und sind sich 
auch die Kommunen des Bayeri-
schen Odenwaldes bewusst und 
gründeten am 26.09.2013 mit der 
Unterzeichnung einer Arbeitsge-
meinschaft die „Odenwald-Alli-
anz“. Nach der offiziellen Grün-
dung dieser Arbeitsgemeinschaft 
folgten zahlreiche Workshops 
unterschiedlicher Fachrichtun-
gen, Arbeitskreis- und Lenkungs-
gruppensitzungen. Als interkom-
munaler Leitfaden wurde ein um-
fangreiches Integriertes Ländli-

„Schule der Dorf- und Flurent-
wicklung“ in Klosterlangheim, 
bilanzierten und evaluierten ih-
re Arbeit und justierten ihre 
Handlungsfelder, an denen sie 
in den nächsten Jahren für die 
Region arbeiten möchten, neu. 

Interkommunale  
Zusammenarbeit

Die Teilnehmer waren sich be-
wusst, dass interkommunale Zu-
sammenarbeit für eine moder-

dass man die Weichen im „Bay-
erischen Odenwald“ für die Re-
gion richtig gestellt, vieles auf 
den Weg und auch teils schon 
verwirklicht hat. Bei allen Betei-
ligten war ein verstärkter Trend 
zur Suche nach weiteren sinn-
vollen Kooperationsmöglichkei-
ten in den verschiedensten Be-
reichen festzustellen.

Prioritätenliste

Unter fachkundiger Anleitung 
von Manfred Stardler vom Amt 
für Ländliche Entwicklung in Un-
terfranken und dem Architek-
ten Bernd Müller wurde folgen-
de Prioritätenliste erarbeitet:
•	 Die Sicherstellung der medizi-
nischen Versorgung im gesam-
ten Allianzgebiet hat oberste 

Teilnehmer des Strategieseminars aus den beteiligten Kommunen der Odenwald – Allianz. � r

ches Entwicklungskonzept (ILEK) 
in Kombination mit einem Da-
seinsvorsorgekonzept (DV) und 
einer Konzeption zum Flächen-
management (FM) erstellt. 

Kümmerer-Stelle

Für die Umsetzung und viel-
seitigen Aufgaben war eine 
„Kümmerer-Stelle“ notwendig, 
die mit der Einrichtung eines Al-
lianzmanagements besetzt wur-
de. Am Ende des Prozesses tra-
fen sich im Juli 2015 die Ver-
antwortlichen der beteiligten 
Kommunen zu einem Abschluss- 
bzw. Umsetzungsseminar, um 
Resümee zu ziehen und priori-
sierten die Handlungsfelder.    

Strategieseminar

In den vergangenen Jahren 
wurde nun intensiv an den ver-
schiedenen Handlungsfeldern 
gearbeitet. Anfang Juni 2018 
trafen sich die Verantwortlichen 
der beteiligten Kommunen zu 
einem Strategieseminar in der 

ne Verwaltung selbstverständ-
lich ist und auch weiter ausge-
baut werden muss. 

Zufriedenstellend blickte man 
zurück und zog eine sehr positi-
ve Bilanz, wenn auch nicht alle 
vorgenommenen Handlungsfel-
der des ILEK umgesetzt werden 
konnten. Schwerpunktthema 
der zurückliegenden Jahre war 
die Bearbeitung der medizini-
schen Versorgung im gesamten 
Allianzgebiet. Man einigte sich 
auf zentrale Standorte für am-
bulante ärztliche Versorgung, 
die Gesundheitszentren Oden-
wald-Allianz („GO“). Es handelt 
sich i.d.R. um die Verlagerung 
und Zusammenlegung von ärzt-
lichen und therapeutischen Be-
standspraxen, damit verbunden 
um neue Kooperationsformen 
(Praxisgemeinschaft, Gemein-
schaftspraxen, Filialpraxen und 
MVZ sowie Mischformen). Die 
Vernetzung durch digitale Tech-
nologien (Telemedizin und digi-
tale Akten) ist konstitutives Ele-
ment des Gesamtprojekts von 
„Campus GO“. Die Teilnehmer 
des Seminars waren sich einig, 

Priorität. (Pilotprojekt „Campus 
GO – smarte Gesundheitsregion 
Bayerischer Odenwald“).
•	 Es ist wichtig, dass die un-
befriedigende verkehrliche Si-
tuation zwischen den beiden 
Metropolen Rhein-Main und 
Rhein-Neckar im Verkehrsver-
bund verbessert wird.
•	 Mit Unterstützung des Am-
tes für Ländliche Entwicklung 
(ALE) Unterfranken und der Re-
gierung von Unterfranken SG 34 
(Städtebauförderung) Erarbei-
tung eines gemeindeübergrei-
fenden innovativen Konzepts 
zur Stärkung der Altortbereiche 
(Innenentwicklung, Flächenma-
nagement, Förderfibel).
•	 Eine intensivere interkommu-
nale Kooperation im kommuna-
len Pflichtaufgabenbereich ist 
uns sehr wichtig.
•	 Verstärkte regionale Ver-
marktung „Echt Odenwälder“.
•	 Stärkung der Tourismusregion 
„Bayerischer Odenwald.“
•	 Gemeinsame Gestaltung der 
regionalen „Energiewende“ (Re-
generative Energie).

� (Fortsetzung auf Seite 14)

Identitätsstiftende Videoclips:

Hier kannst Du ECHT sein
Neue Imagekampagne des Landkreises Cham

Mit einer Filmpremiere im Hollywood-Stil hat sich der Land-
kreis Cham wieder einmal in Szene gesetzt. Drei kurze Video-
clips zu den Themen „Heimkommen“ (Wohnen und Leben), 
„Vorankommen“ (Arbeit und Bildung) und „Zusammenkom-
men“ (Kultur und Freizeit) zeigen den Landkreis Cham von 
zwei Seiten: Erfolgreich und innovativ, aber auch humor-
voll-selbstironisch und sogar provozierend. 

„Zusammen gibt das einen menschlichen und sympathi-
schen Auftritt des Landkreises Cham als Region zum Leben 
und Arbeiten, als Region, wo man ECHT sein kann.“, meint 
Landrat Franz Löffler, der auf zahlreiche Fans und Unterstüt-
zer der Imagekampagne hofft. Die Möglichkeiten dazu sind 
vielfältig: Teilen in den sozialen Medien, Verteilen von Post-
karten bei Veranstaltungen oder Einbinden der Clips auf den 
Internetseiten von Unternehmen oder Institutionen und an-
deres mehr.

Auf der Internetseite www.hier-kannst-du-echt-sein.de und 
der Facebookseite https://de-de.facebook.com/Landkreis 
Cham können die Videoclips angesehen, runtergeladen und 
verbreitet werden.� r
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(Fortsetzung von Seite 13)
•	 Öffentlichkeitsarbeit ist uns 
dabei sehr wichtig.

In der Bemühung der Sicher- 
stellung der medizinischen Ver-
sorgung ist es wichtig, auch ei-
nen Schwerpunkt auf die Ver-
besserung der Arbeitsbedingun- 
gen aller in den Gesundheitsbe-
rufen Beschäftigten, die Min-
derung von deren Arbeitsbe-
lastung, Steigerung von Effizi-
enz und Sicherung der Qualität 
durch systematische und digital 
unterstützte Kooperation auch 
mit Pflegediensten und -heimen 
zu setzen. 

Ergänzend zu den GKV-Leis-
tungen sollen Leistungen aus 
dem Bereich der Prävention, 
der Sportmedizin und der Ar-
beitsmedizin (die betriebsärztli-
che Versorgung der öffentlichen 
Verwaltungen und der KMU der 
Region) angeboten werden, was 
die Attraktivität der entspre-
chenden Praxen fördert. Erfreu-
licherweise konnte die Oden-
wald-Allianz mit ihrem Konzept 
auf Landes- und Bundesebene 
Netzwerke gründen und interes-
sierte neue Mediziner für die Re-
gion gewinnen. Die medizinische 
Versorgung wird auch eines der 
wichtigsten Themen sein, mit 

welchem sich die Odenwald-Alli-
anz auch in den nächsten Jahren 
beschäftigen wird. 

Energiekonzept

Unabhängig davon, dass es 
sich im Rahmen der Energie-
wende sehr problematisch ge-
staltet, auch im Odenwald Ener-
gie durch Wind zu erzeugen, 
möchte die Odenwald-Allianz 
dennoch mit einem zu erstellen-
den Energiekonzept in Koopera-
tion mit den Unternehmen ihre 
Möglichkeiten und Chancen un-
tersuchen und nutzen. Neben 
der Energieeinsparung ist auch 
die Energieerzeugung der zwei-
te wichtige Bereich in der not-
wendigen Energiewende. 

Die Region „Bayrischer Oden-
wald“ ist ein bedeutender Pro-
duktionsstandort mit einem 
sehr hohen Energieverbrauch. 
Bayern wird wieder zum Import-
land für Strom, was aufgrund 
der diskutierten Netzgebüh-
ren (2 Preiszonen für Deutsch-
land) zu deutlich höheren Prei-
sen besonders für Industrie und 
Gewerbe führen kann. Durch 
die zukünftige Sektorenkopp-
lung von Mobilität, Wärme und 
Strom ist es für jeden Betrieb 

und jeden Haushalt wichtig, bei 
Investitionen im Energiesektor 
nicht nur sein eignes Gelände 
und Grundstück zu betrachten, 
sondern sich auch in der Region 
zu vernetzen.

Eigenes Regionalprofil

Der Bayerische Odenwald 
kann mit seiner Natur- und Kul-
turraumgeschichte sowie der 
Lage am Main ein eigenes, er-
gänzendes Regionalprofil so-
wie eine eigene Regionalmarke 
„Echt Odenwälder“ in die vor-
handenen Tourismusorganisa-
tionen Odenwald und Geo-Na-
turpark Odenwald einbringen. 
Durch die Gründung der Tou-
ristischen Arbeitsgemeinschaft 
„Bayerischer Odenwald“ und 
die Kooperation mit anderen 
Destinationen wurden die Wei-
chen richtig gestellt. Spannen-
de Urlaubsangebote, herausra-
gende regionale Gastronomie, 
hochwertige regionale Produk-
te, über die Grenzen des Oden-
walds hinaus bekannte Festi-
vals, hochinnovative Unterneh-
men und unzählige Sport- und 
Freizeitmöglichkeiten paaren 
sich mit Lebensfreude und ge-
sunder Luft im Odenwald. Ein 
idealer Erholungs- und Lebens-
raum mit direkter Anbindung 
an die Metropolregionen Rhein-
Main und Rhein-Neckar.

Ortskerne beleben

Ein weiteres Ziel wird es sein, 
darauf zu achten, die Ortskerne 
als Wohn- und Arbeitsraum at-
traktiv zu halten und den Leer-
standstendenzen interkommu-
nal abgestimmt entgegenzu-
wirken. Dazu sollen verstärkt 
Bauinteressenten, Sanierungs-

willige und Erwerber von Immo-
bilien unterstützt werden, um 
der Abwanderung aus den Kern- 
orten zu begegnen und deren 
Verödung zu verhindern.

Das Erfolgsmodell der inter-
kommunalen Zusammenarbeit 
ist aber längst noch nicht ausge-
schöpft. Im Mittelpunkt der ak-
tuellen Entwicklung steht in der 
Praxis eine verstärkte Zusam-
menarbeit der Kommunen bei 
den internen Servicebereichen 
im kommunalen Pflichtaufga-
benbereich. Ziel ist neben dem 
bereits errichteten gemeinsa-
men Standesamt „Bayerischer 
Odenwald“ auch andere Ver-
waltungsbereiche zu analysie-
ren und wo immer es möglich 
ist, sollen Kooperationen ange-
strebt werden. 

Nutzung von Synergieeffekten

Die Nutzung von Synergieef-
fekten ohne die eigene Identität 
zu verlieren, ist Ausdruck kom-
munaler Selbstverwaltung und 
verantwortungsbewussten Um-
gangs mit personellen und fi-
nanziellen Ressourcen. Es gibt 
viele gute Gründe, gemeinsam 
und partnerschaftlich die vor-
handenen Aufgaben zu erfül-
len und den erwünschten oder 
erforderlichen Standard zu hal-
ten oder zu erhöhen. Die Kom-
munen der Odenwald-Allianz  
stärken sich gegenseitig, oh-
ne die eigenen Charakteristi-
ka, Selbstständigkeiten und Ent-
scheidungsmöglichkeiten abzu- 
geben. Zukunft ist, was man 
d´raus macht!

Die Odenwald-Allianz ist sich 
dessen bewusst und gestaltet 
Zukunft gemeinsam für die Re-
gion. 
Peter Schmitt, Allianzsprecher

„Bayern barrierefrei 2023:

Inklusion – wo stehen wir heute?
Eine Podiumsdiskussion zum Thema „Inklusion – wo stehen wir 
heute?“ veranstalteten die Arbeitsgemeinschaft für Behinderten-
fragen (ARGE) Inklusionsbeirat für den Landkreis Starnberg und 
der VdK Kreisverband Starnberg im Landratsamt Starnberg. Trotz 
des herrlichen Sommerwetters war der große Sitzungssaal fast 
bis auf den letzten Platz gefüllt. Das lag zum einen am interessan-
ten Thema aber sicher anderseits auch am hochrangig besetzten 
Podium und der neuen VdK-Präsidentin, Verena Bentele. 

Nach den Grußworten des 
Stellvertretenden Landrats Tim 
Weidner diskutierten zusam-
men mit Moderatorin Sylvia 
Böhm-Haimerl auf dem Podium 
Nicole Bannert (Bay. Lehrer und 
Lehrerinnenverband Starnberg), 
Elisabeth Hirschnagel-Pöllmann 
(Staatliches Schulamt Landkreis 
Starnberg), Maximilian Mayer 
(Behindertenbeauftragter des 
Landkreises Starnberg), Chris-
tian Münzel (Lebenshilfe Starn-
berg gGmbH), Gudrun Preß (In-
tegrationsfachdienst ifD Starn-
berg), Petra Veronika Seidl 
(Arbeitsgemeinschaft für Be-
hindertenfragen – ARGE – In-
klusionsbeirat für den Land-
kreis Starnberg), Michael Vos-
sen (Verband Wohnen im Kreis 
Starnberg).

Achtsamkeit beim Bauen

Verena Bentele betonte in ih-
rem Referat, dass das „Thema 
Inklusion alle angeht und für al-
le nützlich ist, nicht nur für die 
Behinderten“. „Menschenrech-
te werden missachtet“, warnte 
die Referentin, wenn weiter so 

wenig achtsam gebaut werde, 
wie bisher. Zudem sei es ohne 
großen Mehraufwand möglich, 
zahlreiche Gebäude barriere-
frei zu gestalten. Deshalb müss-
ten Politik und Gesetzgeber die 
Rahmenbedingungen für Inklu-
sion schaffen. 

Barrierefreiheit bis 2023

Die Referentin verwies auf 
Horst Seehofer, der vorgegeben 
hatte, dass bis zum Jahr 2023 
überall Barrierefreiheit herge-
stellt sein soll. 

Einhelligkeit herrschte in der 
Auffassung, dass im Landkreis 
Starnberg schon vielerorts Bar-
rierefreiheit verwirklicht sei. Der 
Bahnhof See besitze zwar weder 
Rolltreppe noch Fahrstuhl, doch 
hierfür sei die Bahn zuständig. 
Im Wohnungsbau würden schon 
viele Wohnanlagen barrierefrei 
gebaut und auch Mehrgenera-
tionenhäuser werden in Angriff 
genommen. 

Theater, Kinos, Praxen müs-
sen barrierefrei erreichbar sein. 
Vor allem im Bildungsbereich 
sei das Thema Barrierefreiheit 

wichtig und vielschichtig. Auch 
„leichte Sprache“, die jeder ver-
steht wurde als Form der Inklu-
sion definiert.

Gewünscht wird eine Welt, in 
der alle Menschen ihren Platz 
haben und willkommen sind 
und nicht wegen eines Handi-
caps ausgegliedert werden.

Viele Wünsche wurden wäh-
rend der Veranstaltung geäu-
ßert – auch aus dem Publikum. 
Verena Bentele rief dazu auf, 
Forderungen zu stellen anstatt 
nur Wünsche zu formulieren. 

Trotz vieler aktueller Proble-
me, nicht nur finanzieller Art, sei 
man doch schon auf einem gu-
ten Weg, so Barbara Frey, die 
abschließend eine zusammen 
mit der ARGE verfasste Resoluti-
on vorstellte, in der die Lebens-
bereiche Wohnen, Arbeit, (früh-
kindliche) Förderung, Informa-
tion und Kommunikation in Be-
zug auf Barrierefreiheit definiert 
sind. 

https://webcache.googleu-
s e r c o n t e n t . c o m /s e a r c h? -
q=cache:_ gnJBc tVe0IJ:ht t-
ps://www.vdk.de/ov-tutzing/
downloadmime/108391/Re-
solution%2BPodiumsdiskus-
s i o n% 2B12.07. 2018 _ 2.p d -
f+&cd=1&hl=de&ct=clnk&gl=-
de&client=firefox-b . 

� Regina Welk

Aktion Mensch: Gemeinsam verschieden sein
„Inklusion“ will die gesellschaftlichen Strukturen so weit ver-
ändern, dass alle Menschen – behindert oder nicht – am ge-
meinsamen Leben teilhaben können. Inklusion bedeutet, dass 
jeder Mensch ganz natürlich dazu gehört. Egal wie er aussieht, 
welche Sprache er spricht oder ob er eine Behinderung hat. 
Jede/r kann mitmachen. 
Integration: Integriert ist, wer an den gesellschaftlichen Pro-
zessen teilhat und sich einfügt in soziale Strukturen. 

Odenwald-Allianzabkommen ...

Landkreis München:

 …und wenn das Heim  
auf einmal zusperrt? 

Leiter von Pflegeeinrichtungen und Landratsamt beschäftigen 
sich mit Problemen in der stationären Altenpflege 

Pflegemängel, personelle Unterversorgung, lange Wartelis-
ten – Woche für Woche kann man in der Presse in allen Teilen 
Deutschlands von schlecht versorgten oder vernachlässigten al-
ten Menschen und anderen Missständen in Senioren- und Pfle-
geeinrichtungen lesen. Das ist schlimm. Doch immer noch wird 
wenig über die Hintergründe gesprochen, warum solche Dinge 
passieren und was sich dringend ändern muss, um eine professi-
onelle und menschenwürdige Versorgung alter und pflegebedürf-
tiger Menschen zu jeder Zeit sicherzustellen. 

Im Landkreis München ist die 
Situation vergleichsweise gut. 
Doch vor dem Hintergrund ei-
ner immer älter werdenden Be-
völkerung sehen sich die Heime 
vor Probleme gestellt, die nur 
mit einer umfassenden Reform 
des Pflegewesens zu lösen sind. 

Der Markt ist leergefegt 

Schwarze Schafe gibt es über-
all. Am Pflegenotstand sind aber 
nicht diejenigen schuld, die Tag 
für Tag auf den Wohnbereichen 
von Senioren- und Pflegeeinrich-
tungen Dienst tun und oft selbst 
„auf dem Zahnfleisch“ daher-
kommen. Der Markt an Pflege-
kräften ist leergefegt, und man-
che gesetzliche Bestimmung, 
die es einzuhalten gilt, trägt zu 
der verfahrenen Situation bei. 

„PfLair“, eine Initiative von 
Leitern stationärer Pflegeein-
richtungen im südöstlichen 
Landkreis München, die sich 
seit langem für mehr Fairness in 
der professionellen Altenpflege 
einsetzt, und das Landratsamt 
München „schlagen gemein-
sam Alarm“, um auf die Situati-
on aufmerksam zu machen und 
an den Stellen Gehör zu finden, 
die zu einer Verbesserung der 
Situation beitragen können. In 
der vergangenen Woche haben 
sie Vertreter aus Politik und Pra-
xis zu einem Dialogforum einge-
laden, um konkrete Probleme zu 
identifizieren und Lösungsmög-
lichkeiten zu erarbeiten. 

An drei Thementischen disku-
tierten im Oberhachinger Alten-
heim St. Rita u. a. Einrichtungs- 
und Pflegedienstleiter, Kreis- 
und Gemeindevertreter und 
Mitglieder sozialer Organisati-
onen. Auch der Mediziner und 
Bundestagsabgeordnete Prof. 
Dr. Andrew Ullmann ist eigens 
nach Oberhaching gekommen, 
um sich ein Bild von den Heraus-
forderungen an der Basis zu ma-
chen. Dabei ging es um Fragen 
des Berufsbildes, des Personals 
sowie zu den sozialen und politi-
schen Rahmenbedingungen. 

Der Pflegeberuf hat  
ein schlechtes Image 

Personalmangel und die Qua-
lität der Arbeitskräfte, das sind 
die größten und wohl bekann-
testen Probleme. Wo aber lie-
gen die Ursachen? Kleine Gehäl-
ter und teurer Wohnraum auf 
der einen Seite, unregelmäßi-
ge Arbeitszeiten und – vor allem 
auch wegen des chronischen 
Personalmangels – Berge von 
Überstunden und keine verläss-
lichen Dienstpläne auf der an-
deren. Oft fehlt es aber auch an 
Wertschätzung - sowohl durch 
den Arbeitgeber als auch durch 
die Kontrollbehörden. Ausländi-
sche Fachkräfte sind heute ein 
unverzichtbarer Bestandteil der 
Pflegeteams, bis jedoch Arbeits-
erlaubnis, Anerkennung der 
Ausbildung etc. vorliegen, die 
nötigen Sprachkenntnisse vor-
handen sind und ein Mitarbeiter 
endlich eingesetzt werden kann, 
vergehen oft Monate.

„Früher sind die Leute vom 
Fließband in den Pflegeberuf 
gewechselt, weil sie etwas Sinn-
volles tun und sich für ihre Mit-
menschen engagieren wollten. 
Heute überlegen viele Pflege-
kräfte angesichts der Arbeitsbe-
dingungen, ihren Arbeitsplatz in 
der Pflegeeinrichtung mit dem 
Fließband zu tauschen.“ [Teil-
nehmerstimme]

Das Image speziell des Alten-
pflegeberufes ist immer noch 
extrem schlecht, so die einhelli-
ge Meinung. Viel zu wenige jun-
ge Menschen entscheiden sich 
für eine Ausbildung. Darüber 
hinaus wurde Quer- und Spät- 
einsteigern ein Riegel vorge-
schoben. Eine berufsbegleiten-
de Ausbildung ist heute nicht 
mehr möglich. Und drei Jah-
re Vollzeitausbildung kann sich 
jemand, der mitten im Leben 
steht und für sich selbst und 
vielleicht noch eine Familie sor-
gen muss, nicht leisten.

„Wieviel Regelung muss, 
wieviel Kreativität darf sein?“ 

Auch die Sinnhaftigkeit der 
Fachkraftquote wurde in Fra-
ge gestellt. Denn an vielen Stel-
len wären gut ausgebildete 
Hilfskräfte viel sinnvoller einge-
setzt, als eine Pflegefachkraft, 
die dann im Zweifel drei Stun-
den ihrer täglichen Arbeitszeit 
„Butterbrote schmieren“ muss. 
Gleichzeitig lässt der gelten-
de Personalschlüssel kaum in-
dividuelle Betreuung zu. An ein 
Vieraugenprinzip bei schwieri-
gen Fällen ist unter diesen Be-
dingungen nicht zu denken. Da-
bei könnten gerade damit viele 
Pflegemängel vermieden wer-
den. Viele Einrichtungen müs-

sen angesichts der Personalsitu-
ation immer wieder einen Auf-
nahmestopp verhängen. Dies 
wiederum macht einen wirt-
schaftlichen Betrieb der Einrich-
tung nahezu unmöglich, so dass 
im schlimmsten Fall die Schlie-
ßung droht. Damit aber wä-
re weder den Bewohnern noch 
den Angehörigen und Pflege-
kräften geholfen.

Die rund 30 Teilnehmer dis-
kutierten mehr als zwei Stun-
den intensiv miteinander und 
gaben der Initiative viele Impul-
se. Jetzt werden die Ergebnis-
se aus den Workshops ausge-
wertet und zusammengefasst. 
Gemeinsam mit Landrat Chris-
toph Göbel wird dann überlegt, 
an welchen Stellen man die The-
men platziert, um Änderungen 
anzustoßen.

„Ich begrüße die Initiative 
sehr“, so Landrat Christoph Gö-
bel. „Auch wenn die Situation in 
den Heimen unseres Landkrei-
ses noch lang nicht so bedenk-
lich ist wie anderenorts, steuern 
wir sehenden Auges auf einen 
dramatischen Pflegenotstand 
schon in naher Zukunft zu. Der 
Landkreis versucht, seine Mög-
lichkeiten auszuschöpfen und ar-
beitet intensiv an der Fortschrei-
bung und Umsetzung seines Se-
niorenpolitischen Gesamtkon-
zepts. Doch ist er nicht in der 
Lage, die eigentlichen Wurzeln 
des Pflegenotstands zu bekämp-
fen. Ich werde mich jedoch dafür 
stark machen, dass unsere Initi-
ative dort Gehör findet, wo die 
Weichen gestellt werden.“� r
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„36 Grad und es wird noch 
heißer...“ Mein Chef, der Bür-
germeister, trällerte einen 
Song von 2raumwohnung 
vor sich hin, dessen Refrain 
wie für den Sommer 2018 
geschrieben erscheint.

Auch eine andere Textzei-
le des melancholisch-groo-
vigen Lieds passt auf die Si-
tuation heuer wie die Eisku-
gel in die Waffel: „36 Grad 
– kein Ventilator“. Respek-
tive Ventilatoren haben wir 
schon, die helfen nur nix bei 
der Hitz. Ewig wird nur die warme Luft umge-
wälzt, aber der kühlende Effekt will sich nicht 
einstellen. Und so kann ich jedenfalls nicht un-
terschreiben, was 2raumwohnung weiter tex-
tet: „Das Leben kommt mir gar nicht hart vor“.

Doch definitiv: Dieser Sommer im Büro ist 
hart. Auch wenn mein Sommerkleid nur knapp 
vor der Grenze zur Bademode Halt macht, Kra-

watten bei den Männern nur ferne Erinnerung 
an kältere Tage sind und der erste schon ohne 
Socken in den Schuhen gesehen wurde – unse-
re Büros sind nicht für die Hitze gemacht.

Damit meine ich im Übrigen nicht nur, dass 
in den wenigsten Büros der öffentlichen Ver-
waltung Klimaanlagen eingebaut sind. Vor al-
lem haben wir nicht den richtigen Rhythmus 
für Büroarbeit bei heißen Temperaturen. So 
wäre es etwa vernünftig, früher anzufangen 
und dafür auch früher aufzuhören. Stattdes-
sen wird erwartet, dass die einzelnen Arbeits-
plätze immer gleich lange erreichbar sind – 
winters wie sommers. Wir haben auch nicht 
den Schneid, den Spaniern zu folgen und ei-
ne längere Ruhepause am Mittag einzulegen. 
Stattdessen nur eine halbe Stunde, schön den 
Magen in der Kantine vollgeschlagen und wei-
ter geht’s. Kein Wunder, dass wir noch ferti-
ger und noch kaputter nach Hause kommen, 
als schon zu normalen Zeiten.

Meiner Meinung nach müssen sich die Per-
sonalstellen mit Arbeitsmedizinern kurzschlie-
ßen, um eine Strategie im Umgang mit stei-
genden Temperaturen, längeren Wärmepe-
rioden und ausgesprochenen Hitzewellen zu 

entwickeln. Denn ob es sich 
um den berüchtigten men-
schengemachten Klimawan-
del handelt oder ob sich die 
Erde nur wieder den Klima-
verhältnissen früherer Zei-
ten annähert: Es wird ein-
fach immer heißer.

Dieses Jahr hat es die gan-
ze nördliche Halbkugel er-
wischt, samt Waldbränden 
am schwedischen Polarkreis 
und tauen des Permafrostes 
in Sibirien. In anderen Be-
reichen werden schon weit-

sichtig Konsequenzen gezogen. So wird die Eu-
ropäische Union wohl eine Flotte von Lösch-
flugzeugen zur großflächigen Brandbekämp-
fung anschaffen, da kein Land in Europa mehr 
vor riesigen Waldbränden sicher ist, auch 
Deutschland nicht, das bisher nur mit ein paar 
wackligen Hubschraubern mit überdimensio-
nalen Wassereimern aufwarten kann.

Wir werden uns darauf einstellen müssen, 
dass es mehr Jahre mit extremer Dürre geben 
wird, aber auch mehr Jahre mit ungewöhnlich 
viel Niederschlag. Wir werden Jahre mit Was-
serknappheit sehen und denjenigen nachträg-
lich auf die Schulter klopfen, die uns frühzei-
tig das Wassersparen beigebracht haben. Wir 
werden Weißwein aus Schlesien trinken und 
uns an dem kräftigen Roten laben, der künftig 
in Franken und der Pfalz wachsen wird.

Mein Chef, der Bürgermeister, schaut mich 
etwas amüsiert, aber auch nachdenklich an. 
Kann man bloß wegen einer Hitzewelle in ei-
nem Jahr solche Prognosen abgeben? Hatten 
wir nicht auch 1994 und 1995, 2003 und 2006 
tolle Sommer? Aber vor 1983 wurden noch nie 
über 40 Grad an einem Ort in Deutschland ge-
messen und seither gehen die Durchschnitts- 
temperaturen nach oben. Ob es sich nicht 
doch lohnt, nach Anpassungsstrategien zu su-
chen? Der Chef ordnet jedenfalls an, dass je-
der, der will, das Rathaus ab 14 Uhr räumen 
darf, um das Büro mit dem Badesee zu tau-
schen. Denn er kennt und schätzt die Sentenz 
von Ingeborg Bachmann: „Nichts Schöneres 
unter der Sonne, als unter der Sonne zu sein“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Wie wär‘s  
mit hitzefrei!

Neue Brauerei-Genossenschaften in Ismaning und Schleißheim: 

Engpässe, weil das Leergut ausging 
Im Zentrum von Ismaning liegt ein Duft von Steckerlfisch und 
Bratwurst in der Luft. Schon aus der Ferne ist Blasmusik zu hören. 
Zahlreiche Menschen strömen zusammen, viele tragen Tracht. Ihr 
Ziel ist an diesem frühsommerlichen Christi-Himmelfahrtstag der 
Hainplatz. Dort präsentiert die Brauereigenossenschaft Ismaning 
zum ersten Mal ihr neues Weißbier.

Beim Ausschank bildet sich 
eine lange Schlange. 9.000 Li-
ter haben die Genossen in der 
Schloßbrauerei Au-Hallertau 
brauen lassen. „Wenn es so wei-
tergeht, hoffe ich, dass es noch 
bis nächste Woche reicht“, sagt 

Thema sofort gefunden: Ein ei-
genes Bier in Schleißheim brau-
en, das wär’s doch“, erinnert sich 
Sandra Kunstwadl. Rund elf Mo-
nate später ist aus der Idee Rea- 
lität geworden: Im April 2018 ha-
ben 23 Bürger die Brauereige-

München produzieren. Das Re-
zept ist angelehnt an das his-
torische Vorbild: Früher wur-
de in Schleißheim das soge-
nannte Braunbier hergestellt, 
ein unfiltriertes Kellerbier. Mit 
der Produktion soll es im Som-
mer losgehen. Derzeit kümmern 
sich die Mitstreiter der Remon-
te-Bräu darum, Flaschen, Glä-
ser, Kästen und Kronkorken an-
zuschaffen.

Bis Ende des Jahres wollen die 
23 Gründer rund 100 Mitglie-
der gewinnen. Mit 11.000 Ein-
wohnern in Oberschleißheim 
und 29.000 Einwohnern in Un-
terschleißheim klingt das mach-
bar. Weit in der Ferne liegt da-
für ein anderer Wunsch: Die 
Genossen träumen davon, ir-
gendwann einmal das Bier wie-
der in Schleißheim zu brauen – 
am besten natürlich in der his-
torischen Schlossbrauerei. „Wir 
sind total davon überzeugt, dass 
unser Projekt zu einem Erfolg 
wird“, sagt Kunstwadl.

Rechtsform Genossenschaft 

Bier brauen in der Rechts-
form Genossenschaft: Seit 2016 
hat sich in jedem Jahr eine neue 
Brauereigenossenschaft gegrün- 
det. Den Anfang machte die 
Brauereigenossenschaft Ober-
haching. Sie hat mittlerweile 
500 Mitglieder und setzte 2017 
rund 60.000 Flaschen Bier ab. 
Die 2017 eingetragene Braue- 
reigenossenschaft Ismaning 
hat mitlerweile 650 Mitglieder. 
Und die in diesem Jahr an den 
Start gegangene Remonte-Bräu 
Schleißheim bereitet aktuell ih-
ren ersten Ausschank vor. Die 
Entwicklung ist damit übrigens 
nicht zu Ende: Auch in Nürnberg 
und Regensburg wollen sich en-
gagierte Bürger in einer Genos-
senschaft zusammenschließen, 
um gemeinsam Bier zu produ-
zieren. Die Gründungsprozes-
se laufen und werden vom Ge-
nossenschaftsverband Bayern 
(GVB) begleitet.� C. Spöckner

Voller Enthusiasmus: Die 23 Gründungsmitglieder der Remonte- 
Bräu Schleißheim um Vorständin Sandra Kunstwadl (4. v. re.). 	
� Bild: Peter Buck/Remonte-Bräu Schleißheim

Vorstand Günter Glasner bereits 
eine Stunde nach Veranstal-
tungsbeginn. „Süffig“, „wohl-
bekömmlich“ und „verdammt 
gut“, sind nur einige der positi-
ven Attribute, die die Besucher 
dem neuen Weißbier zuschrei-
ben. Man merkt: Viele Ismanin-
ger sind stolz darauf, dass ihnen 
die Brauerei gehört.

Die Brauereigenossenschaft 
Ismaning existiert seit rund ei-
nem Jahr. Ihre Feuerprobe be-
stand sie Ende Juni 2017, als sie 
ihr Helles bei der Gründungsver-
anstaltung präsentierte. Glas-
ner erinnert sich gut an die An-
fangstage: „Wir waren aufge-
regt, ob sich genug Menschen 
für das Projekt interessieren.“ Er 
und die anderen Mitglieder der 
ersten Stunde hatten gehofft, 
bis zum Ende des vergangenen 
Jahres 20.000 Liter Bier zu ver-
kaufen. Es wurden 50.000 Liter 
– und es hätten noch mehr sein 
können: „Wir hatten Liefereng-
pässe, weil uns das Leergut aus-
ging“, sagt der Vorstandsvorsit-
zende Christian Dobmaier.

650 neue Genossen

Mittlerweile hat die Brauerei-
genossenschaft investiert. Nun 
verfügt sie über 4.700 Bierträ-
ger für Halbliter-Flaschen so-
wie 3.000 für 0,33-Liter-Fla-
schen. Dazu kooperiert sie mit 
einem lokalen Getränkehänd-
ler. Das Interesse am Ismaninger 
Bier zeigt sich aber nicht nur am 
Absatz, sondern auch am Zulauf 
der Mitglieder: 650 Genossen 
halten mittlerweile rund 1.250 
Anteile à 250 Euro, das am wei-
testen entfernt lebende Mit-
glied wohnt in Australien.

Je mehr Bier die Ismaninger 
trinken, desto näher kommt die 
Genossenschaft ihrem Fernziel. 
„Irgendwann einmal wollen wir 
eine eigene Brauerei besitzen“, 
sagt Dobmaier. Bis dahin ist es, 
Stand heute, aber noch ein wei-
ter Weg. Denn eine passende 
Immobilie und die Ausrüstung 
würden mehrere 100.000 Euro 
kosten.

Anknüpfen an Jahrhunderte 
alte Brautradition 

Auch die Idee zu einer Brau-
erei kann aus einer Bierlaune 
entstehen. So zum Beispiel bei 
der Sonnwendfeier Ende 2017 
in Lustheim, einem Ortsteil von 
Oberschleißheim. Beim Fest gin-
gen die Getränke aus. Doch ei-
ner der Gäste half mit selbstge-
brautem Bier aus. „Da war das 

nossenschaft „Remonte-Bräu 
Schleißheim“ gegründet.

Die Genossen knüpfen an ei-
ne jahrhundertealte Brautraditi-
on an. In Oberschleißheim wur-
de über 300 Jahre – von 1598 
bis 1912 – ein eigenes Bier her-
gestellt. Die Produktion fand im 
zum Schloss gehörigen Wilhelms- 
hof statt. Selbst als das könig-
lich-bayerische Kriegsministe-
rium das Gut im Jahr 1840 er-
warb, wurde die Braukunst fort-
geführt. Da das Militär in der 
Schlossanlage Pferde aufzog 
und trainierte – der französi-
sche Fachausdruck hierfür lau-
tet Remonte – hieß der Betrieb 
fortan „Königliche Remonte-De-
pot-Brauerei Schleißheim“. Der 
Name „Remonte-Bräu“ greift 
die Geschichte bewusst auf.

Bürgerprojekt  
von Schleißheimern  
für Schleißheimer

Bis zur Gründung mussten die 
Initiatoren einige Hürden über-
springen. „Wir sind eine bunte 
Gruppe mit ganz unterschiedli-
chen Vorstellungen. Deswegen 
haben wir zunächst Werte ge-
sucht, mit denen sich jeder iden-
tifizieren kann“, sagt Vorständin 
Kunstwadl. Aus den Diskussio-
nen entstanden die Prinzipien 
Geselligkeit, Tradition, Qualität 
und Genuss, für die alle Mitglie-
der einstehen wollen.

Die Entscheidung für die 
Rechtsform Genossenschaft fiel, 
weil sie mit den selbst gesteck-
ten Werten perfekt vereinbar 
ist. „Wir wollen ein Bier von 
Schleißheimern für Schleißhei-
mer machen, ein Bürgerpro-
jekt eben. Und da passt die Ge-
nossenschaft einfach am bes-
ten“, sagt Kunstwadl. Hinzu ka-
men die positiven Erfahrungen 
der anderen jüngst gegründe-
ten Brauereigenossenschaften. 
Beispielsweise tauschten sich 
die Schleißheimer Gründer mit 
den Ismaninger Vorständen aus. 
„Dort herrscht eine enorme Eu-
phorie, die uns angesteckt hat“, 
sagt Kunstwadl. Die Begeis-
terung hat sich nun auch auf 
Schleißheim übertragen: Bin-
nen einer Woche nach der Grün-
dung haben zahlreiche Men-
schen nachgefragt, wie sie das 
Projekt unterstützen können.

Für die Bierproduktion greift 
die Remonte-Bräu ebenfalls auf 
genossenschaftliche Erfahrung 
zurück. Da sie noch keine eige-
ne Braustätte besitzt, lässt sie 
das Bier bei der Privat-Braue-
rei Gut Forsting eG östlich von 

Bayerwald-Granit im öffentlichen Raum: 

Politik in der Pflicht
Landrat und Bezirkstagspräsident fordern ökologische  

Komponenten in Ausschreibungen zu stärken

Aicha vorm Wald. Die heimische Wirtschaft stärken, das wollen al-
le Politiker. Doch am Beispiel von Granit aus dem Bayerischen Wald 
zeigt sich, dass es von Seiten des Staates noch konkrete Handlungs-
optionen gäbe, die bisher zu wenig berücksichtigt werden. Bezirks- 
tagspräsident Dr. Olaf Heinrich besichtigte gemeinsam mit dem 
Passauer Landrat Franz Meyer sowie den beiden Bezirksräten Cor-
nelia Wasner-Sommer und Josef Heisl die Firma Kusser Granitwer-
ke an ihrem Hauptsitz in Aicha vorm Wald.

Im Laufe von fast 100 Jahren 
hat man sich von einem klei-
nen Granitabbaubetrieb zum 
120-Mitarbeiter-starken, inter-
national agierenden Unterneh-
men entwickelt, das längst viel 
mehr anbietet als Steine und 
Schotter für den Straßenbau. 
Bei „Schwimmenden Kugeln“ ist 
man Weltmarktführer, Brunnen 
aus dem Hause Kusser werden 
in aller Welt aufgestellt, Granit-
brücken aus einem Stück wer-
den bis in die USA exportiert 

und nun kommt eine innovative 
Klimaanlage in Form einer Was-
ser-Stein-Wand neu ins Sorti-
ment – die ersten Planungen im 
arabischen Raum laufen. 

Doch wie sieht es mit Aufträ-
gen in der Heimat aus? „Welche 
Erfahrungen machen Sie bei öf-
fentlichen Ausschreibungen?“, 
wollte der Bezirkstagspräsident 
von den Geschäftsführern Ge-
org und Josef Kusser, die das Fa-
milienunternehmen nun in die 
nächste Generation führen, wis-

V. r.: Landrat Franz Meyer, die Leitung der Fa. Kusser bestehend 
aus Josef Kusser sen. und den beiden Söhnen Josef und Georg, 
Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich, die Bezirksräte Cornelia 
Wasser-Sommer und Josef Heisl sowie der Bürgermeister von 
Aicha v. Wald, Georg Hatzesberger. 	 Bild: Bezirk Niederbayern, Manuela Lang

sen. „Wenn der Kunde das wirk-
lich will, haben wir bisher noch 
keine Ausschreibung verloren“, 
so Georg Kusser, der darauf hin-
wies, dass es diverse Möglichkei-
ten gäbe – etwa sich vorab aus 
optischen Gründen auf das Mate-
rial festzulegen, so dass die Aus-
schreibung nur mehr die restli-
chen Leistungen beinhaltet.

Ökobilanz mehr gewichten

Landrat Franz Meyer wieder-
holte in diesem Zusammenhang 
seine Forderung an die Staatsre-
gierung, dass die Ökobilanz stär-
ker in den Richtlinien für öffent-
liche Ausschreibungen zum Aus-
druck kommen müsse. „So kann 
der Bayerwald-Granit nämlich 
mithalten.“ Denn häufig komme 
es vor, dass sich Kommunen aus 
Kostengründen für den güns-
tigeren Granit aus China ent-
scheiden würden, teils auch ge-
zwungenermaßen, wenn dieser 
im günstigsten Angebot enthal-
ten ist. Ganz abgesehen von er-
heblichen Qualitätsunterschie-
den müsse aber der Politik das 
Verwenden regionaler Baustof-
fe und damit die Stärkung regi-
onaler Kreisläufe am Herzen lie-
gen – zumal Granit auch ein öko-
logischer Baustoff ist. Er weist 
eine überaus günstige CO2 Bi-
lanz aus.

Dr. Olaf Heinrich brachte noch 
einen weiteren Gesichtspunkt 
in die Diskussion mit ein, als er 
von den Steinbrücken erfuhr, 
die die Kusserwerke seit rund 
zehn Jahren bauen. Sie sind vom 
Deutschen Institut für Bautech-
nik (DIBt) bauaufsichtlich zu-
gelassen. Dank ihrer Bauweise 
sind sie gegen Eindringen von 
Streusalz oder sauren Regen ge-
sichert und damit wesentlich 

langlebiger als Brücken aus an-
deren Materialien. „Wenn man 
berücksichtigt, welch hohe Kos-
ten die regelmäßigen Sanierun-
gen verursachen, ist solch eine 
Granitbrücke eine interessante 
Option“, so Heinrich.   

„Wir spannen den Granit mit 
spezieller Technik vor, sodass er 
extrem widerstandsfähig wird. 
Spannweiten von sieben Me-
tern können mit einer nur 15 
Zentimeter starken Granitplat-
te realisiert werden. Selbst bei 
größeren Spannweiten sind die 
Brücken mehr als doppelt so 
schlank wie Brücken konventi-
oneller Bauweise“, erklärte Ge-
org Kusser, der zudem betonte: 
„Granit ist der einzige Baustoff, 
der ohne zusätzlichen Korrosi-
onsschutz auskommt.“ Bis zu 20 
Meter lang kann eine Granitbrü-
cke am Stück sein; ist die Distanz 
größer, wie beispielsweise in 
Neuhaus am Inn, werden meh-
rere Teile aneinandergefügt. 

„Der Schritt in die Nische“ ist 
das Erfolgsgeheimnis der Kus-
ser Werke, die eines der letzten 
Granitunternehmen in der vor-
mals vom Granitabbau gepräg-
ten Region sind. Die „Schwim-
menden Kugeln“, die sich fast 
magisch nur auf einem dünnen 
Wasserfilm drehen, verkaufte 
Kusser in alle Welt, während da-
heim der Markt für Pflasterstei-
ne einbrach. Dank ihrer eigenen 
Steinbrüche und der daraus fol-
genden Rohstoffunabhängig-
keit steht die Firma gut da. Doch 
angesichts der Tatsache, dass  
sie 95 Prozent ihrer Aufträge 
von der öffentlichen Hand be-
kommt, sollte sich auch die hei-
mische Politik in der Verantwor-
tung sehen, waren sich Landrat, 
Bezirkstagspräsident und Be-
zirksräte einig. � - ml -
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Vorschau auf GZ 17
In unserer Ausgabe Nr. 17, die am 13. September 2018 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 Kommunale Finanzthemen
•	 Kommunaler Umweltschutz · Umwelt- und Abfalltechnik
•	 Garten- und Landschaftsbau · Grünanlagen
•	 Kommunalfahrzeuge · Dienstfahrzeuge
•	 Kommunales Verkehrswesen · ÖPNV

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt die Dokumentation des Bayerischen 
EnergieForums der Bayerischen GemeindeZeitung bei. 
Wir bitten um freundliche Beachtung. 	 r

Euregio Inntal-Generalversammlung in Kufstein:

Grenzenlos fruchtbare 
Zusammenarbeit

Seit nunmehr 20 Jahren setzt sich die Euregio Inntal für die grenz- 
übergreifende Zusammenarbeit zwischen Tirol und Bayern ein. 
Als Verein mit über 80 Mitgliedern aus dem Tiroler Unterland, 
dem Landkreis Rosenheim, der kreisfreien Stadt Rosenheim und 
dem Landkreis Traunstein dient die Organisation als Plattform 
und Drehscheibe für grenzüberschreitende Belange und interre-
gionale Zusammenarbeit. Über den aktuellen Stand der Euregio 
Inntal-Aktivitäten informierten sich kürzlich zahlreiche Mitglieder 
in der Wirtschaftskammer Kufstein.

Von 15 laufenden Interreg- 
Projekten sowie zahlreichen In-
formations- und Vernetzungs-
veranstaltungen berichtete Ge- 
schäftsführerin Mag. Esther  
Jennings. Euregio Inntal-Präsi-
dent Walter J. Mayr hob seiner-
seits hervor, wie wichtig der re-
gionale Zusammenhalt im Eu-
regio Inntal Raum gerade auch 
bei schwierigen Themen ist, 
denn gemeinsam kann man 
mehr bewegen. 

Langer Atem vonnöten

Laut Euregio-Vizepräsident 
Hubert Wildgruber, Bürgermeis-
ter der Gemeinde Oberaudorf, 
bemüht sich die Euregio Inntal 
seit Jahren um den Ausbau des 
grenzüberschreitenden ÖPNV. 
Obwohl sich die Grenzgemein-
den und Tourismusverbände in 
der Grenzregion über die Wich-
tigkeit dieses Unterfangens ei-
nig sind, bedarf es wegen ge-

setzlicher Vorschriften und Aus-
schreibungsvorgaben eines lan-
gen Atems. Im Jahr 2017 gelang 
es, mit der Partnerschaft der Ge-
meinden Oberaudorf, Aschau, 
Bernau und dem TVB Kufsteiner-
land einen Anfang zu machen.

Almführerprojekt

Mit Hilfe der Tiroler Landesre-
gierung, dem Landtagsamt Ro-
senheim, der Rosenheimer Ver-
kehrsgemeinschaft und dem 
Verkehrsverbund konnte die 
Buslinie „Grenzenloser Ausflugs-
bus Inntal – Chiemsee“ gestar-
tet werden. Dieser fährt wäh-
rend der Sommermonate von 
Oberaudorf über das Priental bis 
zum Chiemsee. Das Projekt wur-
de von den Gästen bereits sehr 
gut angenommen. Und auch ei-
nige Einheimische nahmen diese 
Möglichkeit in Anspruch. 

Auch das Almführerprojekt 
wertete Wildgruber als einen 

Höhepunkt des Jahres 2017. In 
diesem Projekt haben der Tou-
rismusverband Chiemsee-Alpen-
land, die Alpenregion Tegernsee 
Schliersee KU sowie der Touris-
musverband Kufsteinerland mit 
Hilfe der Landwirtschaftskam-
mer Tirol ein Konzept zur Weiter-
bildung für Berg- und Wander-
führer erarbeitet. Dieses grenz- 
überschreitende Vorhaben mit 
dem Projekttitel „Sensibilisie-
rung und Networking für den 
bayerischen – Tiroler Alpenraum 
in Bezug auf die Almwirtschaft“ 
diente dazu, Bergwanderer und 
Naturführer mit einer Kurzfort-
bildung Wissen über die Alm-
wirtschaft im Bayerisch-Tiroler 
Grenzraum zu vermitteln. Die-
se somit neu ausgebildeten Alm-
führer können dadurch Gästen 
und Einheimischen die Bedeu-
tung der Almbewirtschaftung 
fundiert erklären.

Resolution

Mehrheitlich beschlossen wur- 
de im Zuge der Generalver-
sammlung eine ausgearbeitete 
Resolution zur grenzüberschrei-
tenden Verkehrsproblematik  
entlang des Inntals in Tirol und 
Bayern. Darin werden die je-
weils territorial zuständigen 
Staaten einschließlich der Euro-
päischen Union angesichts des 
Überschreitens der Verkehrsbe-
lastungsgrenze der im Raum der 
„Euregio-Inntal“ lebenden Be-
völkerung dringend aufgefor-
dert, Verkehrsstrategien und 
konkrete Maßnahmen umzuset-
zen, die umgehend zu einer Re-
duktion des Transitverkehrs und 
zu einer Entlastung des unterge-
ordneten Straßennetzes führen. 

Ein konkreter, verbindlicher 
Verlagerungsplan von der Stra-
ße auf die Schiene müsse bereits 
jetzt bis zur Fertigstellung der 
neuen Bahntrasse samt Bren-
ner Basistunnel in Kraft treten, 
„wobei bei einer gesamthaften 
Betrachtung keine Verschlech-
terung des Status quo eintreten 
darf“, heißt es. Die Realisierung 
des Brenner Basistunnels und 
die damit zusammenhängenden 
Zulaufstrecken müssten in allen 
Folgeentscheidungen berück-
sichtigt werden und ein ausge-
wogenes Güterbeförderungs-
verhältnis (Modal Split) Bahn – 
Straße von 50:50 bis zum Jahr 
2027 und 70:30 im Jahr 2035 
zum Ziel haben. 

Um dieses Ziel zu erreichen, 
bedürfe es eines klaren, unein-
geschränkten und zeitlich mit 
der Inbetriebnahme des Brenner 
Basistunnels abgestimmten Rea-
lisierungsplanes der nördlichen 
Zulaufstrecke samt funktionie-
render Logistikkette, sprich Er-
richtung und Ausbau von Verla-
determinals. Dies bedeute auch 
eine parallele Ausrichtung des 
einschlägigen Rechtsrahmens. 

Lärmbelastung reduzieren

Mit Blick auf den notwendi-
gen Ausbau der Schieneninfra-
struktur zur Erreichung des an-
gestrebten Modal-Splits und zur 
Realisierung des Herzstücks des 
Bahnkorridors zwischen Mün-
chen und Verona sei neben 
der zeitlichen Koordination mit 
der Inbetriebnahme des Bren-
ner-Basistunnels dringend zu be-
achten, dass die bereits übermä-
ßige Lärmbelastung der in der 
Region lebenden Bevölkerung 
reduziert wird, was eine so weit 
wie möglich unterirdische Tras-
senführung der nördlichen Zu-
laufstrecke im Bereich zwischen 
Radfeld-Kundl (Tirol) und Mün-
chen (Bayern) des Güterver-
kehrs per Bahn bedingt. 

Erforderlich sei, ein einheit-

liches und länderübergreifen-
des Überwachungssystem ein-
zurichten, das in transparen-
ter Weise die Verkehrsentwick-
lung und deren Auswirkungen 
in besagter Region beobachtet 
und darstellt. Zudem müssten 
die Mautgebühren für den in-
ternationalen LKW-Transit zwi-
schen München und Verona im 
Verhältnis zu anderen alpenque-
renden Transitstrecken in ihrem 
Ausmaß mindestens gleich hoch 
sein, um den „unnötigen“ Um-
wegtransit zu vermeiden. 

Grenzkontrollen und Maut

Mittel- und kurzfristige Maß-
nahmen zur Aufrechterhaltung 
der Leichtigkeit, Flüssigkeit und 
Sicherheit des Straßenverkehrs 
sowie der Versorgungssicher-
heit der Bevölkerung werden 
ausdrücklich bis zu einer spür- 
baren Verbesserung der aktu-
ellen Verkehrssituation im Inn-
talkorridor unterstützt. Im Zu-
sammenhang mit der Überwa- 
chung des transitierenden 
Schwerverkehrs wird die Beibe- 
haltung der Kontrolldichte ange- 
strebt, wobei hier der Verlage-
rung des Schwerverkehrs auf 
das nachgeordnete Straßennetz 
(Umgehungsverkehre) entgegen- 
zuwirken sei. 

Grenzkontrollen an den Staats-
grenzen können laut Resoluti-
on lediglich kurzfristige, ereignis-
bezogene Maßnahmen darstel-
len. Dauerhaft stationäre Grenz-
kontrollen widersprächen dem 
Geist der gemeinsamen europä-
ischen Region und führten zu ei-
ner massiven Beeinträchtigung 
der Bewohner. Sie seien nur als 
Übergangsmaßnahme bis zu ei-

nem wirksamen Schutz der eu-
ropäischen Außengrenze toler-
abel. Im primären Straßennetz 
(Autobahn) entstünden beinahe 
täglich Rückstaus, die an man-
chen Tagen durch das Auswei-
chen auf das sekundäre Straßen-
netz (Bundes- und Landesstra-
ßen) zu einem kompletten Zu-
sammenbruch des öffentlichen 
Lebens führten und die Belas-
tung für die Menschen unerträg-
lich machten. 

Seit vielen Jahren sei bekannt, 
dass die Bemautung der Auto-
bahnteilstrecke zwischen dem 
Grenzübergang und der Auto-
bahnabfahrt Kufstein Süd dazu 
führt, dass der Tagesausflugs-
verkehr und der Urlaubsverkehr 
in die Kaiserregion nahezu aus-
schließlich über das sekundäre 
Verkehrsnetz erfolgt. Dies ha-
be regelmäßig den Zusammen-
bruch des Verkehrsflusses in den 
betroffenen Gemeinden zur Fol-
ge, was zu diesen Zeiten jegli-
che Versorgung der dortigen Be-
völkerung erliegen lasse. Des-
halb wird dringend gefordert, 
nach bereits vielfach erfolgten 
Ankündigungen und dem kla-
ren Bekenntnis der österreichi-
schen Bundesregierung end-
lich den Autobahnabschnitt von 
der bayerisch-österreichischen 
Grenze bis zur Autobahnaus-
fahrt Kufstein-Süd aus der Be-
mautung durch die ASFINAG 
auszunehmen. 

Alle finanziell relevanten Fak-
toren, die für eine Anziehung 
des Güterschwerverkehrs am 
Brennerkorridor verantwortlich 
sind, müssten evaluiert und har-
monisiert werden, um den Um-
wegtransit zu bekämpfen, heißt 
es abschließend.� DK
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Zum 11. Mal veranstaltete die Bayerische GemeindeZeitung ihr EnergieForum unter dem Motto „Power für Bayerns Kom-
munen“. Knapp 250 Kommunalvertreter informierten sich in der historischen Gaszählerwerkstatt auf dem Gelände der 
SWM – Stadtwerke München GmbH einmal mehr über neue Produkte, aktuelle Dienstleistungen, konkrete Lösungsmög-
lichkeiten und gut funktionierende Praxis-Beispiele. 

DOKUMENTATION IM INTERNET

Dieser Sonderdruck sowie die Vorträge stehen mit 
Links zu den Ausstellern zum Download bereit.

www.bayerisches-energieforum.de

22 Aussteller, 38 Partner sowie 22 Referenten wohnten der 
bewährten Austauschplattform zu den Themen Energieeffi-
zienz, Energieeinsparung, Nutzung erneuerbarer Energien 
und Bürgerbeteiligung bei. Kooperationspartner waren er-
neut Bayerischer Gemeindetag, Bayerischer Städtetag und 
Bayerischer Landkreistag. Als Medienpartner fungierte ein-
mal mehr TV Bayern live. 

„In der kommunalen Energiepolitik sind immer noch viele 
Fragen offen; die Energiewende ist längst nicht geschafft. 
Den Kommunen kommt hier eine tragende und deshalb 
höchst verantwortungsvolle Rolle zu“, stellte Verlegerin 
Theresa von Hassel in ihrer Begrüßung fest. Einerseits hät-
ten sie mit all ihren Immobilien und Mobilien selbst einen 
hohen Energiebedarf, den sie nachhaltig, sicher und preis-
wert decken müssen, andererseits gestalteten sie die Rah-
menbedingungen für ihre Mitbürger. „Auch hier gelten die 
Prämissen Nachhaltigkeit, Sicherheit und Kostenkontrolle“, 
so von Hassel. Bei kommunalen Energiethemen lassen sich 
nach ihren Worten drei große Themenfelder ausmachen:  
Technische Lösungsansätze, rechtliche Rahmenbedingun-
gen und die ganz konkrete Frage, wie dies alles bezahlt 
werden soll. 

Mit Spannung erwartet von Hassel die weitere Entwicklung 
der Verkehrsinfrastruktur und damit zusammenhängend 
auch die Entwicklung der Antriebstechnologien für unsere 
Fortbewegungsmittel. Ihrer Ansicht nach wird der Diesel-Motor 
wohl schlechter geredet und geschrieben als er objektiv ist.

Ob sich letztlich Elektrofahrzeuge durchsetzen, bleibe ab-
zuwarten. „Tatsache ist, dass der Betrieb mit Gas zu einer 
drastischen Schadstoffreduzierung führen würde und diese 
Technologie völlig ausgereift zur Verfügung steht“, betonte 
die Verlegerin. 

Hausherr Dr. Florian Bieberbach, Geschäftsführer der Stadt-
werke München GmbH, wartete mit einigen Anmerkungen 
zur Tagungsstätte auf. Die historische Gaszählerwerkstatt 
steht unter Denkmalschutz. 1906 wurde das architektonisch 
interessante Gebäude errichtet und diente 60 Jahre lang den 
Münchner Stadtwerken als Montagehalle. Heute wird es für 
vielfältige Veranstaltungen genutzt. Das Gelände steht laut 
Bieberbach symbolisch für die Änderung der kommunalen 
Energieversorgung bzw. der kommunalen Daseinsvorsorge in 
den vergangenen 100 Jahren. Der Campus ist inzwischen ein 
von neuen Technologien dominierter Standort. Dort ist die in 
den vergangenen 20 Jahren aufgebaute Telekommunikations-
tochter der Stadtwerke ebenso zu finden, wie ein Technolo-
giezentrum mit Start-ups, Ladesäulen für Elektroautos sowie 
Photovoltaikanlagen. Demnächst ist auch wieder ein autono-
mer Shuttlebus im Einsatz. 

11. Bayerisches EnergieForum in München

Power für Bayerns Kommunen
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Insgesamt ist der Freistaat bei der Energiewende weiterhin 
auf Erfolgskurs: Wir liegen bei der Stromerzeugung mit ei-
nem Anteil von 45 % an erneuerbaren Energien rund ein 
Drittel über dem deutschen Wert. Bayern ist seit langem 
bei der Photovoltaik und bei der Geothermie führend und 
steht auch bei der Bioenergie stets mit an der Spitze der 
Bundesländer. Den größten Beitrag zur Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien liefern in Bayern aber die Was-
serkraftwerke. Mit unserem Wasserkraftstrom können 
rechnerisch rund 3,5 Millionen Haushalte versorgt werden.

Im bayerischen Energieprogramm haben wir uns das Ziel 
gesetzt, den Anteil der erneuerbaren Energien weiter zu 
erhöhen. Die Staatsregierung hat dazu wichtige Initiativen 
ergriffen: Bayern hat mit der Freiflächen-Verordnung als 
erstes Bundesland die Voraussetzungen dafür geschaffen, 
dass sich Photovoltaik-Projekte auch auf Acker- und Grün-
landflächen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten 
an den EEG-Ausschreibungen beteiligen können. Auf diese 
Weise können wir den Zubau in Bayern auf hohem Niveau 
aufrechterhalten. In den ersten drei Ausschreibungsrunden 
nach dem Inkrafttreten der Verordnung hat Bayern 56 von 
deutschlandweit 104 Zuschlägen erhalten.

Im Bereich Biogas hat Bayern auf aktuelle Entwicklungen 
reagiert: Biogasanlagenbetreiber, die Gülle einsetzen, kön-
nen wirtschaftlich durch Sperrungen aufgrund der afrikani-
schen Schweinepest betroffen sein. Die Staatsregierung 
hat sich hierbei erfolgreich für notwendige Gesetzesände-
rungen im Bundesrat eingesetzt.

Deutlich vorankommen wollen wir aber nicht nur beim 
Strom, sondern auch im Wärmesektor. Einen großen Bei-
trag leistet hierfür das sehr erfolgreiche 10.000-Häu-
ser-Programm. Es unterstützt die Bürger in Bayern beim 
Neubau und der Sanierung ihrer Häuser mit Zuschüssen, 
wenn ambitionierte energiewirtschaftliche Lösungen um-
gesetzt werden. Zudem treibt der Freistaat auch die steu-
erliche Förderung der energetischen Gebäudemoder- 
nisierung voran. Dieser Punkt steht nach unserem beharr-
lichen Drängen im Koalitionsvertrag der Bundesregierung. 

Trotz der bisherigen Erfolge liegt der größte Teil des Weges 
noch vor uns. Neben dem weiteren Ausbau der Erneuerba-
ren gilt es zudem, die anderen Ziele der Energiewende 
nicht aus den Augen zu verlieren: Wirtschaftlichkeit, Ver-
sorgungssicherheit und Akzeptanz. Alleine kann der Staat 
alle diese Ziele nicht erreichen. Wir brauchen weiterhin 
das Engagement von Kommunen, Unternehmen sowie 
Bürgerinnen und Bürgern. Ich werbe dafür, die gute Zusam-
menarbeit fortzuführen. 

Die Bayerische Staatsregierung ist fest entschlossen, unser 
Land bei der Energieversorgung für die Zukunft optimal 
aufzustellen. Veranstaltungen wie das Bayerische Energie-
Forum tragen dazu bei. Mein Dank gilt der Bayerischen 
GemeindeZeitung für die gelungene Durchführung des  
Forums auch in diesem Jahr. 

Franz Josef Pschierer, MdL

Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft, Energie und Technologie

Die Energiewende bleibt eine der zentralen Aufgaben der nächsten Jahre. Die Ziele sind erreichbar, wenn wir gemeinsam an 
einem Strang ziehen. So wie es die Initiatoren und Teilnehmer des Bayerischen Energieforums gerade erst wieder vorgelebt 
haben. Das Forum, das bereits zum 11. Mal stattfand, ist eine hervorragende Plattform für Kommunen, Unternehmen und 
Bürger, um sich auszutauschen, voneinander zu lernen und sich über neue Trends zu informieren. Dabei erstreckten sich die 
Themen von digitalen Innovationen über Praxisbeispiele aus Wirtschaft und Staat bis hin zur Nachhaltigkeit von Investitionen. 

Staatsminister Franz Josef Pschierer / STMWI

Gemeinsam die Energiewende in Bayern schaffen 

Erfolgreiches 10.000-Häuser-Programm

Franz Josef Pschierer, MdL
Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft, Energie und Technologie
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In einem kurzweiligen, aber auch sehr nachdenklich stim-
menden (Erlebens)bericht zeichnete Fischer Fluch und Se-
gen unserer sauberen Zukunftsmobilität aus der Steckdose 
auf, der trotz aller noch bestehenden Hindernisse die Zu-
kunft gehören sollte.

Ein Selbsttest an der Autobahnrastanlage Fürholzen-West 
zeigt: Erdgas tanken ist kinderleicht – Strom tanken kann 
zur schier unlösbaren Herausforderung werden, obwohl 
auf der Klimakonferenz 2015 in Paris, deren Klimaabkom-
men Deutschland im September 2016 beigetreten ist, be-
schlossen wurde, dass die Menschheit ab 2051, also in gut 
drei Jahrzehnten, quasi klimaneutral leben will. 

Wie das gelingen soll, ist als Goodwill auf vielen Seiten öko-
logisch hergestellten Papiers niedergeschrieben und be-
deutet theoretisch, dass den erneuerbaren Energien eine 
maßgebliche Rolle zur Energieversorgung zugedacht ist. 
Dabei gilt nochmal in Erinnerung zu rufen, dass Gas in wel-
cher Form auch immer kein regenerativer Energieträger ist.

Die wirklich wahre Wahrheit blieb Fischer nicht schuldig: 
Die klimapolitischen Ziele Deutschlands sind trotz pausen-
losen Schönredens und Schönrechnens nicht ansatzweise 
zu erreichen. Und besonders eklatant sieht es im Verkehrs-
sektor aus, denn dort geht es schlicht in die falsche Rich-
tung. Und trotz „akrobatischer“ Ausreden bleibt unterm 
Strich die Feststellung, dass die deutsche Gesellschaft mit 
ihrem Mobilitätsverhalten und der Art und Weise, wie sie 
Produkte und Dienstleistungen konsumiert, immer mehr 

Verkehr und Energieverbrauch produziert und damit eben 
immer mehr CO2. Den rechnet man sich einfach schön 
neutral, weil man die mehrfach umzutauschenden, im Aus-
land produzierten Konsumgüter mal kurz bei Amazon be-
stellt, das die Sachen aus China einfliegen lässt.

Will man also tatsächlich den Klimawandel bremsen und 
die Energiewende befeuern, führt kein Weg an der Ver-
kehrswende vorbei. Nur leider führt diese zwangsläufig zu 
einem Muss im persönlichen Mobilitätsverhalten, womit 
es schon ans Eingemachte geht. Eine Mobilitätswende ist 
viel schwieriger als die Stromerzeugungswende umzuset-
zen. Sie verlangt von den Menschen Verhaltensverände-
rung. Das aber geht nach den bisherigen Erfahrungen gar 
nicht. Wer wählt schon Politiker, die einem sagen, dass 
man aufs Auto am besten verzichten soll und wenn unver-
meidbar nur ein bestimmtes Auto fahren soll. Das Elektro-
auto wird daher freiwillig erst dann begehrt sein, wenn es 
in allen zentralen Eigenschaften besser ist, als das derzeiti-
ge automobile Angebot. 

Anhand der Maslowschen Bedürfnispyramide erklärte  
Fischer die Diskrepanz zwischen dem, was wir wollen und 
dem, was wir bereit sind, dafür tatsächlich zu tun. Daher 
kann eine nachhaltige Energiewende nur gelingen, wenn 
die dafür zur Verfügung stehenden Produkte signifikant 
positive Eigenschaften haben, die Spaß machen und nicht 
Verzicht bedeuten. Da unsere Bedürfnisse wie auch der 
Aktionsradius ständig wachsen, wächst auch unser Ener-
giebedarf. 

Detlef Fischer / VBEW e.V.

Elektromobilität – Motorspaß ohne Motorraum 

Detlef Fischer bei  seinem Erlebnisbericht zur  sauberen Zukunftsmobilität

Detlef Fischer, Geschäftsführer des VBEW e. V., ist schon von Berufs wegen ein energiegeladener Vertreter der Energie- und 
Wasserwirtschaft: Dachte sich‘s und beschloss, energetischen Sachverstand, ökologische Überzeugung und klimapolitische 
Bekenntnisse unter einen Hut zu bringen. Zunächst wurde der Dienstwagen der Geschäftsstelle auf E-Mobility umgestellt. 
Seit kurzem wird bei Familie Fischer auch privat die Mobilität elektrisch gelebt.

Strom tanken – 
eine Herausforderung

Bedürfnis und Bereitschaft – 
Spaß ohne Verzicht
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Aufmerksames Interesse beim Vortrag von Detlef Fischer. 
Sowohl mit dem Geschäftswagen als auch privat 
setzt er auf E-Mobility. 
 

Warum diesen also nicht elektrisch befriedigen – 
zumindest beim privaten Kraftfahrzeug?

Ein Schelm, der Böses dabei denkt, wenn automobile Ar-
beitnehmervertreter alarmiert feststellen, dass ein Elek- 
tromotor nicht einmal 2 % des Materials eines Verbren- 
nungsmotors benötigt. Und die Zeit für die Montage 
schrumpft auf ein Zehntel. Das hat natürlich absehbare 
Folgen für den Arbeitsmarkt.

Also fährt man die Mobilitätswende seitens der Autoin-
dustrie und unter Mitwirkung der Politik mit stark ange-
zogener Handbremse, was sich darin ausdrückt, dass 
unter anderem:

•	 die Optik der Fahrzeuge diskussionswürdig ist,
•	 der Kofferraum meist viel zu klein ist,
•	 die Zubehörliste sehr überschaubar bleibt  

(auch nach fünf Produktionsjahren ist kein Dachge-
päck-, Ski- oder Fahrradträger verfügbar),

•	 die Ladeinfrastruktur viel zu klein und die Ladeleistun-
gen zu gering sind,

•	 die Reichweite der Akkus viel zu gering und 
•	 der Fahrzeugpreis viel zu teuer ist. 

Wie man es besser machen kann, zeigt in Europa Norwegen 
als das Mekka der Elektromobilisten. Die Ladekarten (zum 
Stromzapfen und Bezahlen) funktionieren dort pro- 
blemlos, anders als beim EU-Mitglied Südtirol. Ladesäulen 
gibt es quasi an jeder Straße wie bei uns früher Parkuhren. 
Und der Komfort kommt nicht zu kurz, denn in Norwegen 
tankt man Strom überdacht. Nicht so in Deutschland: Dort 
sind die wenigen Ladesäulen zwar bombensicher einbeto-
niert, dafür darf der Kunde dann auch voll der Witterung aus-
geliefert Strom zapfen, während die Fossiltanker trocken und 
wohlbehütet ihre CO2-NOx-Marinade in den Tank füllen.

Stichwort Umweltverträglichkeit: Es gibt keine seriöse Stu-
die, die das Elektroauto über seine Lebensdauer ökologisch 
schlechter rechnet als einen vergleichbaren Verbrenner. 

Dazu die aktuelle Shell-Studie: Die Elektromobilität hat ein 
hohes ökologisches Potenzial. Schon heute ist das Elektro-
auto ökologisch deutlich besser als der Verbrenner. Bei der 
Verwendung erneuerbarer Energien für den Ladestrom 
spart man pro kWh Ökostrom 3,3 kWh (entspricht 0,33 l 
Dieselkraftstoff) ein. Das liegt einfach am dreimal höheren 
Wirkungsgrad eines Elektromotors im Vergleich zu einem 
Diesel oder Benziner. Der CO2-Ausstoß für die Herstellung 
der Fahrzeuge ist hier nicht berücksichtigt, spielt aber ins-
besondere bei Verwendung erneuerbarer Energien über 
die Lebenszeit keine signifikante Rolle. In Sachen Wirt-
schaftlichkeit gilt die Faustformel: Je mehr Kilometer Fahr-
leistung, desto wirtschaftlicher das E-Auto, weil sich die 
günstigeren Antriebsenergiekosten bemerkbar machen.

Auch im Winter (siehe Winterland Norwegen) sind Elektro-
fahrzeuge bei den in Deutschland auftretenden Tempera-
turen insgesamt voll wintertauglich. Allerdings verringert 
sich die Reichweite im Winter aufgrund von Heizstrombe-
darf und Komfortverbrauch (Lüftung, Sitzheizung, Heck- 
und Frontscheibenheizung). Zudem sinkt die Akkukapazität 
etwas aufgrund der geringeren Außentemperaturen.

Zumindest wenn es um das eigene Auto geht, klaffen An-
spruch und Wirklichkeit hierzulande diametral auseinander: 
Umweltschutz und Energiewende werden zum Lippenbe-
kenntnis. Daher ist der Zug Elektromobilität weitgehend 
unbemerkt von der deutschen Automobilindustrie schon 
losgefahren. Deshalb braucht es in Deutschland eine ge-
wisse Portion Humor und Abenteuerlust, wenn man sich 
elektromobil fortbewegen will. Die E-Autos funktionieren 
hervorragend, jedoch grenzt das Laden im organisierten 
Ladechaos in Deutschland schon an Tortur. 

Fischers Appell: „Packen wir‘s an im Autoland Deutsch-
land. Es gibt noch viel zu verbessern, denn sicher ist: Der 
Elektromobilität gehört die Zukunft – an ihr führt kein 
Weg vorbei.“  

Organisiertes Ladechaos

4
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ganz nah bei
den Zuschauern

Bayerns.
Von Aschaffenburg 

bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten

• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus 

  Ihrer Region

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im Programm von RTL 
und jeden Sonntag um 17:00 Uhr auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Mehr unter: 
www.tvbayernlive.de

Die technischen Entwicklungen und 
das „LGA Cockpit Portal“ der Landes-
gewerbeanstalt Bayern machen es 
möglich. „Und dafür müssen Kommu-
nen auch keine Fördermillionen auf-
treiben“, versprach Frank Vogel. 
Zunächst sieht sich die LGA mit der 
Kommune die Liegenschaftsstruktur 
an und was überwacht werden soll. 
Zumeist sind das die Verbräuche von 
Strom, Wärme und Wasser. Es können 
aber auch beliebige andere Daten er-
fasst werden. Neben den Schulen und 
dem Rathaus sind natürlich die Groß-
verbraucher wie Bäder, Kläranlage, 

Pumpstationen und die Straßenbe-
leuchtung im Fokus der Betrachtung. 
Die Empfehlung der LGA lautet hier: 
Mit wenigen Großverbrauchern be-
ginnen, um den  Aufwand gering zu 
halten und erste schnelle Erfolge auf-
zuzeigen.

Die ausgewählten Gebäude und Anla-
gen erfasst die LGA im „LGA Cockpit 
Portal“. Das ist eine Datenbank, die auf 
automatisierte Datenerfassung spezia-
lisiert ist und neben einer professio- 
nellen Daten-Visualisierung auch Be-
richte erstellt, Auswertungen liefert, 

Warnmeldungen verschickt und ein 
kleines Facility-Management enthält. 
Außerdem können Kommunen im Por-
tal Verträge, Rechnungen, Baupläne, 
Wartungsanleitungen usw. hochladen.

Das ganze System wird von der LGA als 
Cloudlösung verwaltet und alle Daten 
in Deutschland werden gehostet. Es 
ist eine „Software-as-a-Service“, was 
bedeutet, dass keinerlei IT-Aufwand 
für die Kommune anfällt. Jeder Benut-
zer kann von jedem internetfähigen 
Gerät auf die Daten und Dateien zu-
greifen, die für ihn relevant sind. 

Frank Vogel / Landesgewerbeanstalt Bayern 

Digital & smart – so gelingt 
kommunales Energiemanagement 

Frank Vogel
Landesgewerbeanstalt Bayern

Themen wie Klimaschutz und Energiemanagement haben in Deutschland an 
Schwung und Attraktivität verloren. Ein kommunales Energiemanagement und 
damit ein Werkzeug zur Senkung der Energiekosten wird nicht eingeführt oder 
auf Sparflamme betrieben. Dabei hilft Energiemanagement langfristig Geld zu 
sparen und macht Informationen, die derzeit in unterschiedlichen Verwaltungs-
bereichen liegen, transparent und für alle Beteiligten zugänglich.
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59 Partner aus Industrie, Energiewirtschaft und Wissenschaft 
schaffen in Baden-Württemberg, Bayern und Hessen Blaupau-
sen für ein zelluläres Energiesystem. Das Ziel: Ein klimafreund-
licher, effizienter und sicherer Einsatz Erneuerbarer Energien. 
„C/sells“ ist ein Forschungsprojekt des Bundeswirtschaftsminis- 
teriums und Teil der digitalen Agenda der Bundesregierung.

Mit C/sells soll demonstriert werden, wie 
die Energiewende und der Ausbau von 
erneuerbaren Energien in Zukunft großflä-
chig realisiert werden können. Dabei steht 
das „C“ für Cells – die Zellen, die in Summe 
die gesamte Modellregion ausmachen. 
„Sells“ hingegen verweist auf neue Ge-
schäftsmodelle, die mit der digitalen Ener-
giewende neue Wirtschaftsstrukturen 
und -chancen entstehen lassen.

In Bayern engagieren sich rund 15 Part-
ner in C/sells. Dabei steht die Flexibilität 
von Erzeugungs- und Verbrauchsanlagen 
im Fokus. Während in Cham das Flexibili-
tätspotenzial von Trinkwasserpumpen optimiert wird, ent-
steht in Altdorf bei Landshut eine Plattform zur Vermarktung 
von Flexibilität, z. B. aus kleinen Photovoltaikanlagen.

Die Stadtwerke München (SWM) haben sich in C/sells zum Ziel 
gesetzt, aus Wärmepumpen, Speicherheizungen und Kältean-
lagen einen aktiven Baustein der Energiewende zu machen. 
„Wir möchten das energiewirtschaftliche Potenzial von soge-
nannten Power-To-Heat-Anlagen erschließen. Dabei werden 
Verbrauch und Erzeugung aus regenerativen Quellen bestmög-
lich vernetzt“, erklärte Andreas Weigand, Projektleiter für C/
sells bei den SWM. Dazu werden die Kundenanlagen an ein 
Leitsystem angebunden und bewirtschaftet. 

„Wir integrieren die Anlagen in unser virtuelles Kraftwerk, so 
können wir eingespielte Vermarktungsprozesse nutzen und 
gleichzeitig bei der Anbindung unserer Kunden neue Wege 
gehen“, so Weigand. 

Vor der nächsten Heizperiode laufen die Vorbereitungen der-
zeit auf Hochtouren. Die erste Liegenschaft im Stadtteil Pasing 

– ein Gebäude mit Elektrospeicherheizun-
gen – wird mit digitalen Zählern und einer 
Steuerbox ausgerüstet. So ist es möglich, 
bei hoher Einspeisung z. B. aus PV-Anlagen 
die Speicher zu beladen. Dadurch kann die 
Wärmeabgabe über den Tag verteilt wer-
den, was auch den Komfort für die Kunden 
verbessert.

Die SWM sehen in der Einbindung von Spei-
cherheizungen eine Möglichkeit, den Ge-
bäudebestand fit für die Herausforderungen 
der Energiewende zu machen. Gleichzeitig 
arbeiten sie mit Partnern aus der Woh-
nungswirtschaft an der Identifizierung von 

weiteren Gebäuden sowie an der Einbindung von Wärmepum-
pen als Beispiel für effiziente Heizsysteme. 

„Wir möchten mit unserer Arbeit in C/sells zeigen, wie die Be-
dürfnisse des Marktes und die Verantwortung der Netzbetrei-
ber in der Energiewelt der Zukunft bestmöglich vereint werden 
können“, betonte Weigand. Die SWM stehen hier im engen 
Austausch mit den Experten der anderen Projektpartner. Ne-
ben den technischen Herausforderungen ist es erklärtes Ziel 
von C/sells, die Bürgerinnen und Bürger in das Projekt einzubin-
den. Die Energiewende ist ein Mammutprojekt. Die Digitalisie-
rung eröffnet neue Möglichkeiten, etwa in der Anbindung von 
kleineren Anlagen und der Vernetzung des Energiesystems. 
Aber auch Gewerbe und Kommunen müssen aktiv einge-
bunden werden. „Wir sind überzeugt, dass die Energiewen-
de nur gemeinsam gelingen kann“, unterstrich Weigand. 

Andreas Weigand / Stadtwerke München GmbH

C/sells – Herausforderungen & 
Lösungskonzepte für die digitale Energiewende 

Andreas Weigand
Stadtwerke München GmbH

Baustein der Energiewende 

Der eigentliche smarte Clou ist aber 
die Möglichkeit, Verbrauchsdaten live 
in das System einzuspielen: über exis-
tierende RLM-Zähler, vorhandene GLT 
oder Datenlogger. Warum das smart 
ist, erklärte Vogel so: „Die aufwändi-
ge und ineffiziente Monatsablesung 
durch Hausmeister ist Schnee von 
gestern! Nur über eine Verbrauchsda-
tenerfassung mindestens im Stun-
dentakt kann auch eine gezielte 
Analyse gefahren und schnell Opti-
mierungspotenzial gefunden werden. 
Oder können Sie aus Monatsablesun-
gen Grundlasten, Spitzenlasten, Ver-

bräuche an Wochenenden, in der 
Nacht oder in Ferienzeiten erken-
nen?“, fragte Vogel ins Publikum.

Allein mit der Analyse dieser Daten 
und einfachen Maßnahmen lassen 
sich häufig 5 bis 10 % Kosten einspa-
ren und das alles ohne Investitionen. 
So rechnet sich das Energiemanage-
ment schon innerhalb von 12 bis 24 
Monaten. „Jeder Industriebetrieb geht 
hier aufgrund des zu erwartenden 

ROI schnell so ein Projekt an – nur die 
Kommunen kommen deutlich schwe-
rer in die Gänge“, berichtete Vogel. Es 
liegt wohl häufig an mangelnden per-
sonellen Ressourcen in der Verwaltung 
und auch am fehlenden Know-how. 
Aber auch hier bietet die LGA Support 
an und hilft Kommunen mit Überwa-
chungs- und Analysefunktionen im 
Paket mit dem LGA Cockpit Portal.

Vogels Fazit: „Smartes und digitales 
Energiemanagement ist schon heute 
möglich! Politik und Verwaltung müs-
sen nur den ersten Schritt wagen!“ 

Fehlende 
Ressourcen
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Zukunft gemeinsam gestalten 
            Ihr Partner – Stadtwerke München

 Kompetenter Netzbetrieb: umweltverträglich und sicher

 Für die Menschen vor Ort: 100 Prozent kommunal

 Vernetzte Mobilität

 Erneuerbare Energien

Der Energiebewusste sollte zunächst 
abwägen, ob er die Bestandsimmobilie 
durch einen Neubau ersetzen oder das 
bestehende Gebäude energetisch mo-
dernisieren will, und ob bei Altbestand 
auch Denkmalschutzbelange berück-
sichtigt werden müssen.

Der Neubau hat natürlich einen ent-
scheidenden Vorteil: Die Gestaltungs-
möglichkeit ist ebenso frei, wie die 
Wahl der Baustoffe, die Art der Kons- 
truktionen sowie der einzubauenden 
Gebäudetechnik. Der Vergleich von 
Kosten – Nutzen steht im Vordergrund, 
so dass im Bestand zunächst zu prüfen 
ist, welche Baustoffe verwendet wur-
den und welche Konstruktionen es in 
welcher Qualität und in welchem Zu-
stand gibt. Wie sieht die Gebäudetech-
nik aus? Sind Art, Qualität und Zustand 

noch auf Höhe der Zeit? Falls nicht, 
stellt sich die Frage, wie könnte die Effi-
zienz verbessert werden, was müsste 
geändert werden, was wäre wün-
schenswert zu ändern, und was kann 
tatsächlich geändert werden.

Die Rahmenbedingungen zur Entschei-
dungsfindung setzen die Energieein-
sparverordnung in der Fassung vom 1. 
Mai 2014, deren Einzelheiten im Inter-
net über die Seite der Verbraucherzen-
trale abgerufen werden können.

Entsprechend dieser Regelwerte lassen 
sich die Energiebilanzierungen für die 
eingesetzten Bauteile erstellen. Auch 
mögliche Ausnahmen werden im Detail 
in den Regelwerken beschrieben. Eine 
hilfreiche Broschüre gibt es von der 
Bauingenieurkammer sowie der Städte- 

bauförderung und dem Bundesbaumi-
nisterium. Nehme man die Energie- 
wende ernst, führe an der Wärmewende 
kein Weg vorbei, betonte Edelhäuser.  
Dafür maßgebend sind „Mindestan- 
forderungen an den Wärmeschutz“ 
gemäß der DIN 4108-2:2013-02. Bei 
Modernisierungen ist der Mindest-
wärmeschutz also immer zu   prüfen 
und bei den Oberflächentemperatu-
ren besteht sogar eine besondere  Be-
ratungsverpflichtung.

Angesichts der Vielschichtigkeit der Re-
geln und Verpflichtungen bei einem 
potenziellen Modernisierungsvorhaben 
empfahl Edelhäuser eine einschlägige 
Energieberatungsliteratur sowie eine 
eingehende, produkt- und gewerkneut-
rale Beratung durch einen unabhängi-
gen Energieberater. 

Klaus-Jürgen Edelhäuser / Bayerische Ingenieurkammer-Bau 

Bauen und Modernisieren im Bestand
Viele Immobilien sind in die Jahre gekommen und das Thema effiziente Energiebedarfsdeckung ist heute angesichts der 
angestrebten Energiewende aktueller denn je. Dipl.-Ing. (FH) Klaus-Jürgen Edelhäuser, Vorstandsmitglied der Bayerischen 
Ingenieurekammer-Bau, gab einen hilfreichen praxisnahen Überblick, wie sich der Immobilienbesitzer sinnvoll aufstellen 
kann, um Ökologie und Ökonomie beim Bauen und Modernisieren im Bestand (einschließlich Denkmalschutz) unter Berück-
sichtigung der Energieeinsparverordnung und des aktuellen technischen Regelwerks unter einen Hut zu bringen.
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Die Stadtwerke Augsburg sind mit 1.870 Mitarbeitern und 
einem Konzern-Umsatz von 557,7 Mio. Euro in 2017 Bayerns 
drittgrößtes kommunales Versorgungsunternehmen. Sie lie-
fern Energie und Wasser und bieten ÖPNV und Carsharing 
für 350.000 Menschen an. Im Jahr 2017 nutzten 61,6 Mio. 
Fahrgäste die öffentlichen Verkehrsangebote der swa. 

Besonders bemerkenswert an der Mobi-
litäts-Sparte der swa ist die Busflotte, 
deren 85 Busse seit 2011 komplett mit 
Bio-Erdgas betrieben werden. Die Stadt-
werke Augsburg sind Deutschlands erster 
großstädtischer Verkehrsbetrieb mit ei-
ner reinen Erdgasbusflotte und damit in 
jedem Fall ein Vorzeigebeispiel in Sachen 
Energie- und Verkehrswende –  zumal 
das genutzte Biomethan ausschließlich 
aus agrarischen Reststoffen, vor allem 
aus Stroh, gewonnen wird. 

Die Vorteile von Bio-Erdgas liegen auf der 
Hand: Es macht unabhängig von fossilen Brennstoffen und 
ist CO2-neutral, da bei der Verbrennung nur so viel CO2 frei-
gesetzt wird, wie die Pflanze vorher gebunden hatte. 
Bio-Erdgas steht flächendeckend zur Verfügung, die Wert-
schöpfung findet in Deutschland statt und sofern agrarische 
Reststoffe verwendet werden, entsteht keine Flächenkon-
kurrenz mit Nahrungsmitteln.

Beim Vergleich der CO2-Emission der swa-Busflotte mit ei-
ner vergleichbaren Diesel-Busflotte werden die Klima-Vor-
teile offensichtlich: Im Jahr 2016 sparten die CNG-Busse 
7.300 Tonnen CO2 ein. Dieses Engagement für den Umwelt-
schutz schlägt sich auch in der Kundenwahrnehmung nieder: 
2017 wurden die swa beim ÖPNV-Kundenbarometer, einer 
unabhängigen Studie mit 41 Verkehrsbetrieben aus Deutsch-
land und Österreich des Marktforschungsinstituts KANTAR 
TNS, in der Kategorie „Aktivitäten zur Schonung der Um-
welt“ auf Platz 1 gewählt.

Auch auf mehrere Umweltpreise können die Stadtwerke 
Augsburg stolz sein, so erhielten sie 2017 den „Internationa-
len Busplaner Nachhaltigkeitspreis“ der Fachzeitschrift 
„Busplaner“ des Huss-Verlages in der Sonderpreis-Kategorie 
„Busunternehmen / Öffentlicher Sektor“. Weiterhin wurde 
die Stadt Augsburg als „Energie-Kommune 2017“ ausge-
zeichnet, wozu die Biogas-Busflotte der Stadtwerke wesent-

lich beigetragen hat. Bereits in 2012 
wurden die swa mit dem „ADAC-Bayern 
Mobilitätspreis“ bedacht.

Dass das Interesse an Gasfahrzeugen im 
ÖPNV wächst, zeigt sich daran, dass häu-
figer Verkehrsbetriebe aus dem In- und 
Ausland die swa besuchen, um sich über 
die Erfahrungen mit der CNG-Busflotte 
informieren.

Neben der Klimafreundlichkeit können 
die swa-Mitarbeiter den Kollegen aus an-
deren Kommunen durchaus auch wirt-

schaftliche Argumente pro CNG liefern, so gibt es in Bayern 
eine zusätzliche staatliche Förderung für Busse mit Erdgasan-
trieb, die dem höheren Anschaffungspreis Rechnung trägt. In 
Sachen Treibstoffkosten sind im Vergleich zum herkömmli-
chen Diesel-Bus sogar beträchtliche Einsparungen von über 
5.000 Euro jährlich pro Bus möglich. Auch die technischen 
Erfahrungen mit der Gastechnik in den Werkstätten fallen 
positiv aus. Auch wenn für die Erdgasbusse einige zusätzliche 
Wartungstermine vorgeschrieben sind (z.B. ein zusätzlicher 
Motorölwechsel pro Jahr bei 30.000 km sowie ein Zündker-
zen-und Zündkabelwechsel pro Jahr), werden Laufleistungen 
von 700.000 bis 800.000 km ohne Schäden erreicht, die Fahr-
zeuge sind zum Teil bis zu 17 Jahre im Einsatz.

Die Vorteile des CNG-Antriebs auf einen Blick: Mit Biogas 
betriebene Busse setzen ökologische Maßstäbe, sind 
CO2-neutral, lassen sich wirtschaftlich betreiben, sind 
Imageträger, müssen aktiv kommuniziert und vermarktet 
werden und haben Zukunft, denn: „Bio-Erdgas ist sofort ver-
fügbarer Umweltschutz.“ 

Dr. Walter Casazza / Stadtwerke Augsburg Holding GmbH

CNG-Mobilität im ÖPNV in Augsburg

Nachhaltiger ÖPNV mit 
Bio Erdgas in Augsburg

Dr. Walter Casazza
Stadtwerke Augsburg Holding GmbH

Schonung der Umwelt



9

Sonderdruck 	        Bayerische GemeindeZeitung 	 02. August 2018

Gemeinsam stark. Kommunale Partnerschaften.
Als kommunal geprägtes Unternehmen unterstützen wir seit mehr als 50 Jahren 
zahlreiche Städte, Gemeinden und Landkreise in ganz Südbayern. Mehr über unsere 
zukunftsweisenden Energielösungen erfahren Sie online oder unter 089 68003-0.

www.esb.de/kommunen

Jetzt mit 
uns das kommu-

nale Energiedaten 
Monitoring System 

„KEMS“ 
durchführen

ESB_Anz_Kommunen_BayerGemeindezeitung_190x138mm_RZ_newsp.indd   1 28.06.18   11:35

ratioplan fokussiert sich auf die Ent-
wicklung zukunftsfähiger Energie-
netzkonzepte. Die Lösungen werden 
vorrangig für größere Anschlussein-
heiten in Gemeinden, Kommunen, 
Städten oder im industriellen und ge-
werblichen Umfeld angeboten.

In der Bereitstellung von nachhaltigen 
bzw. kalten Nahwärmenetzen liegt ein 
innovativer Konzeptansatz von ratio-
plan. Das Besondere daran ist die kom-
binierte Nutzung von Strom und 
Wärme aus unterschiedlichen, regene-
rativen Energiequellen, wie z.B. einer 
Photovoltaik- bzw. Solarthermie-Anlage 
oder einer Wärmepumpe (Wasser, Erde, 
Luft). Damit werden gezielt zwei zen- 
trale Nachteile klassischer Nahwärme-
versorgung ausgeglichen: Zum einen 
die Vermeidung relativ hoher Leitungs-
verluste aufgrund starker Temperatur-
differenzen. Zum anderen sind die 
angeschlossenen Haushalte nicht mehr 
nur Verbraucher, sondern können selb-
ständig bei Bedarf ihre überschüssig 
erzeugte Wärme nutzen.   

Auch profitieren die eingebundenen  
Haushalte von dem Wegfall der An-

schaffungskosten für eine eigene Heiz-
anlage. Und letztlich sind alle Beteilig-
ten nicht mehr dem unkalkulierbaren 
Risiko steigender Energiepreise aus-
gesetzt, denn Grundwasser und Son-
nenstunden sind immer ausreichend 
vorhanden.

Mit maßgeschneiderten Konzepten 
für kalte Nahwärmenetze konnte das 
im Jahr 2017 ausgegründete Unter-
nehmen bereits einige Erfolge ver-
zeichnen. Mit Arealnetzkonzepten für 
ganze Stadtquartiere geht ratioplan 
nun folgerichtig einen Schritt weiter 
und macht die Zukunftsvision Stück 
für Stück zur Realität: Energieversor-
gungskonzepte für Mehrgeneratio-
nenquartiere verknüpfen die Sektoren 
Wärme, Strom und Verkehr und sollen 
ganze Stadtviertel strom- und energie- 
autark machen. 

Sascha Emig / ratioplan GmbH

Energieautarke Stadtviertel
dank intelligenter Sektorenkopplung 

Sascha Emig
ratioplan GmbH
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Die Zukunftsvisionen von ratioplan 
sehen den Aufbau eines eigenen 
Stromnetzes für ganze Stadtviertel 
vor sowie die Inbetriebnahme eines 
kalten Nahwärmenetzes. Für die Kon-
zeption werden verschiedene Kompo-
nenten erforderlich, die zusammen ein 
effizientes Zusammenspiel ergeben – 
darunter beispielsweise Gas-Block- 
heizkraftwerke für den permanenten 
Wärme- und Strombedarf der Verbrau-
cher, eine zentrale Luftwärmepumpe 
zum Heizen und Kühlen, dezentrale Wär-
mepumpen und Photovoltaik-Anlagen.

Auch E-Mobilität soll im Stadtquartier 
der Zukunft zum Einsatz kommen: An 
öffentlichen Ladesäulen kann Strom 
für Elektroautos bereitgestellt und 
verkauft werden. Dies gelingt bei-
spielsweise mit in die Ladesäulen in-
tegrierten Batteriespeichern, die den 
produzierten Strom aus Photovol-
taik-Anlagen nutzen; so ist der Grund-
stein für die Kopplung mit dem 
Mobilitätssektor gelegt.

Bei diesem Energiekonzept profitie-
ren die Bewohner der versorgten 
Stadtviertel insbesondere von der 
ökologischen und ökonomischen 
Nachhaltigkeit. Alle PV-Anlagen, Bat-
teriespeicher etc. befinden sich in 
Betreiberhand – in den meisten Fäl-
len sind dies die ortsansässigen Stadt-
werke – wodurch der Verbraucher 
einen vergünstigten Strom nutzen 
kann, der unter marktüblichen Strom-
preisen liegt. 

Eine aktuelle Quartierslösung stellt 
das mittlerweile fertig gestellte kalte 
Nahwärmenetz Meitingen dar. Die 
Marktgemeinde und die SGL Carbon
GmbH nehmen ein Nahwärmenetz für 
die Versorgung eines in Werksnähe 
befindlichen Neubaugebietes mit 
rund 125  Wohneinheiten in Betrieb. 
Ganzjährig wird dafür  von der SGL 
Carbon GmbH industrielle Abwär-
me in Form von etwa 31 °C warmem 
Wasser  kostenlos zur Verfügung ge-
stellt. Die Abwärme  muss dann 
nicht mehr wie bisher über ein Kühl-
system abgeführt werden. 

Mit Wärmepumpen wird im Neubauge-
biet die Abwärme auf das erforderliche 
Niveau angehoben.  Die Wärmepum-
pen arbeiten aufgrund  des ganzjährig 
hohen Temperaturniveaus der  Abwär-
me sehr effektiv. Kombiniert mit ei-
nem  Tagesspeicher als Puffer können 
diese sehr energieflexibel  betrieben 
werden. Regenerativer Strom zum Be-
trieb der Wärmepumpen kann  dann 
genutzt werden, wenn dieser zur Verfü-
gung steht. 

Die neu entstehenden Wohneinhei-
ten werden zu einem wettbewerbsfä-
higen Preis mit Wärme versorgt, die 
keine zusätzlichen CO2-Emissionen 
verursacht. 

„Ohne konkreten Fahrplan wird zu 
wenig in Bewegung gesetzt“, lautete 
Emigs Fazit. Man dürfe nicht warten, 
bis vielleicht ein Impuls aus politi-
scher Richtung kommt. Der Verbund 
Wärme, Strom, Verkehr müsse mittel-
fristig in ganzheitlichen Lösungen for-
ciert und umgesetzt werden. Es gelte, 
Mitmachnetze zu entwickeln. 

Integrierte Speicher

Menschen und Netzwerke beachten

Für Energiewende-Projekte gibt es be-
reits viele tragfähige Konzepte, doch sie in 
die Umsetzung zu überführen, ist schwer. 
Stefan Drexlmeier stellte die Ausgangsbe-
dingungen der Energiewende und Erfolgs- 
faktoren für deren Umsetzung vor.

Vier Faktoren bilden laut Drexlmeier den 
Anlass zur Energiewende: Der Klimawan-
del, der nicht nur an anderen Orten in 
der Welt stattfindet, sondern auch hier 
in Bayern, und das mit Auswirkungen auf 
Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft. 
Die Frage nach der Herkunft unserer Rohstoffe, von denen 
der Hauptanteil an Öl bzw. Gas aus politisch instabilen Län-
dern stammt und die sich mit der Energiewende hin zur 
Versorgungs-Unabhängigkeit lösen lässt. Die regionale 
Wirtschaft, bei der es um Kosten für Strom und Wärme, 
aber auch um den Umsatz in der Region durch erneuerbare 
Energien geht: Mit einer angenommenen Steigerung an 
Einnahmen durch EE-Produktion z.B. in der Region Ober-
land von heute 116 Mio. Euro/Jahr auf potenziell 602 Mio. 
Euro/Jahr. Und schließlich die Sicherung von Lebensquali-
tät und Zukunftsfähigkeit in der Region.

Dass die Energiewende jetzt stattfinden 
muss, ist klar. Aber wie ist sie am besten 
umzusetzen? Nach Erfahrung der regio-
nalen Energieagenturen ist es von zen- 
traler Bedeutung, die Datengrundlage 
vor Ort zu kennen – zum Beispiel den 
Energieverbrauch an Strom und Wärme 
für eine konkrete Region, die Deckung 
des Verbrauchs durch EE sowie das Po-
tenzial zur Erzeugung von Strom und 
Wärme durch Erneuerbare Energien. 
Und auch Zielwerte für einen verringer-
ten Energiebedarf durch effizienten und 

sparsamen Umgang in Bezug auf eine ausgewählte Gegend 
unterstützen die Umsetzung der Energiewende. 

Aber nicht nur die Daten für eine konkrete Gegend sind 
wichtig: Die Menschen vor Ort und bestehende Netzwerke 
zu kennen, deren verschiedene Perspektiven auf Zahlen 
und Daten, kann über Misserfolg oder Erfolg des Wandels 
entscheiden. 

Stefan Drexlmeier / Bayerische Energieagenturen

Die Krux mit der Umsetzung – 
Energiewende – Projekte erfolgreich realisieren 

Stefan Drexlmeier
Bayerische Energieagenturen
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Daten richtig aufbereiten

Im Zeitalter „alternativer Fakten“ machte Drexlmeier auf 
die richtige Aufbereitung von Daten aufmerksam. Dabei 
sind Sorgfalt und das kritische Beleuchten von Zahlen 
wichtig, wenn zahllose Beispiele die rechnerische Wirt-
schaftlichkeit von Anlagen belegen, aber erst die Kenntnis 
der Menschen in der Region klar macht, ob sie eine Umset-
zung unterstützen.

Die Relationen von Daten darzustellen, macht Inhalte 
greifbar und vorstellbar und kann eine Umsetzung erleich-
tern. Ein sensibler Umgang mit Sprache ist wichtig, um In-
halte zu vermitteln, wenn z.B. Zyklon-Filteranlagen für 
Techniker-Ohren gut klingen, aber vielleicht gefährlich für 
die Menschen vor Ort. Und schließlich die Auswahl von 
Daten, die für eine Zielgruppe relevant sein sollen nach 
dem Motto „Was soll mein Adressat behalten?“ 

Schlussendlich ist es wichtig, „dranzubleiben“, um die Ener-
giewende erfolgreich zu verwirklichen: Es gilt, Macher zu 
identifizieren, weil nicht nur Beschlüsse, sondern Menschen 
wichtig zur Realisierung sind. Erforderlich ist auch Ausdauer 
bei der Umsetzung, zudem Kreativität, wenn z.B. die Bevölke-
rung über ungewöhnliche Aktionen erreicht wird, sowie Fin-
gerspitzengefühl im Umgang mit den Menschen vor Ort.

Wer soll das machen? 

Diese abschließende Frage beantwortete Drexlmeier mit den 
Bayerischen Energieagenturen: Ein Zusammenschluss aus 
neutralen Beratungseinrichtungen, die durch ihre organisato-
rische Nähe zu Städten, Gemeinden und Landkreisen pro-
duktneutrale Beratung zu Energieeffizienz und Förderung 
erneuerbarer Energien anbieten – bayernweit, unabhängig 
und kompetent für Bürger, Kommunen und Unternehmen. 

Sanieren Sie auch 
denkmal geschützte 
Gebäude mit 0 % Zinsen!

Sanierungsprojekt der Stadt 
Amberg: Denkmalgeschütztes
kurfürstliches Wagenhaus

Das Förderinstitut der BayernLB

Jetzt aktiv werden mit dem Energiekredit 
Kommunal Bayern.

Wir unterstützen Sie bei der Finanzierung der 

energetischen Sanierung von Gebäuden mit und ohne 

Denkmal schutz und dem energie effizienten Neubau von 

Gebäuden der kommunalen und sozialen Infrastruktur. 

Und das zum Teil zinslos für die ersten zehn Jahre plus 

Tilgungs zuschüssen (Stand 31.07.2018). Informieren Sie 

sich jetzt unter  www.bayernlabo.de oder über unsere 

Hotline für Kom munen +49 89 2171-22004. 

blabo_AZ_b-staatszeitung_210x148_2018-06-26_v02_ss.indd   1 26.06.18   13:18

Fingerspitzengefühl ist gefordert

Ein historischer Veranstaltungsort – die Gaszählerwerkstatt der SWM
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Neben Biogas (580 Anlagen mit 370 
MWel installierter Leistung), Biomas-
se (Holzheizkraftwerke mit 130 MWth 
installierter Leistung) und sechs Was-
serkraftprojekten liegt das Haupten-
gagement bei etwa zwei Drittel Wind 
(2.400 Anlagen mit 5.800 MWel in- 
stallierter Leistung) und mehr als ein 
Viertel Photovoltaik (1.370 Anlagen mit 
2.500 MWel installierter Leistung). 
  
Wegen ihres schwankenden Versor-
gungsbeitrags benötigen gerade die 
beiden letztgenannten Stromerzeu-
gungsarten zuverlässige und wirt-
schaftliche Speichertechnologien zur 
Überbrückung der Erzeugungslücken. 
Hier sieht die DKB einen Ansatzpunkt, 
ihr Engagement für die Energiewende 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten als 
Finanzdienstleister für Kommunen, 
Unternehmen und Privatkunden mit 
der Vergabe von günstigen Krediten 
zu verstärken. 

Im Bereich Batteriespeicher hat die 
DKB daher 15 Projekte mit einer in- 
stallierten Gesamtleistung von ca. 
200 MWel im Portfolio, davon neun in 
Betrieb oder Bau und sechs in Pla-
nung bzw. angefragt. Das Gesamt-

portfolio bei den EE beträgt per 
31.12.2017 10,4 Mrd. Euro. Innerhalb 
des BayernLB-Konzerns ist die DKB 
die führende Bank bei der Finanzie-
rung von EE-Projekten in Deutschland 
und Technologie-Kompetenzzentrum 
mit umfassendem Spezial Know-how.

Jörg-Uwe Fischer, Fachbereichsleiter 
Erneuerbare Energien, begründete 
das verstärkte Engagement der DKB 
mit der logischen Schlussfolgerung, 
dass ohne Speicher die Energiewende 
nicht gelingen kann. Speicherkapazi-
täten können maßgeblich dazu bei-
tragen, die Einspeiseschwankungen 
von Wind und Sonne zu puffern. Da-
durch erhöht sich die Netzstabilität, 
die in Zeiten von Industrie 2.0 bis 4.0 
ff unverzichtbar sind, denn Frequenz-
schwankungen im Netz können ver-
heerende Folgen für die Produktivität 
in Deutschland haben. Das Eine be-
dingt das Andere, weshalb ausrei-
chende Speicherkapazitäten für das 
Gelingen der Energiewende evident 
sind und auch den Netzausbaubedarf 
signifikant senken könnten.

Fischer stellte die zwei Investitions- 
und Finanzierungsmodelle der DKB 
bei Speicherprojekten vor: Die Unter-
nehmensfinanzierung wendet sich an 
jegliche Form von Unternehmen, wie 
regionale oder kommunale Energie-
versorger, bei denen Speichertechnik 
ein integraler Bestandteil des Unter-
nehmens ist. Die DKB prüft die Boni-
tät des Unternehmens, das vollständig 
die Haftung für die Rückzahlung des 
Kredits gerade steht. Prüfkriterien 
sind Rating-Perspektive und Solidität 
des Jahresabschlusses.

Bei der Projektfinanzierung ist der Kre-
ditnehmer eine extra Projektgesell-
schaft, ausschließlich gegründet zu 
dem einen Zweck, z. B. Bau und Be-
trieb eines Energiespeichers. Gesell-
schafter einer solchen GmbH oder Co. 
KG sind z. B. Fondshäuser oder andere 
Finanzinvestoren. Die Projektfinanzie-
rung orientiert sich an der zu erwar-
tenden Wirtschaftlichkeit des Projekts, 
wobei alles aus den Plan-Cashflows 
bedient werden muss. Als Sicherheit 
dienen die Aktiva im Projekt und der 
Cashflow. Die Perspektive für ein sol-
ches Projekt orientiert sich an einer 
soliden Mittelfristplanung. 

Jörg-Uwe Fischer / Deutsche Kreditbank AG

Große Batteriespeicher für 
den Energiemarkt der Zukunft 

     

Jörg-Uwe Fischer 
Deutsche Kreditbank AG

Die Deutsche Kreditbank, kurz DKB, sieht sich in der Verantwortung, die Energiewende nachhaltig zu unterstützen. Deshalb 
engagiert sich das 1990 als 100-Prozent-Tochter der Bayerischen Landesbank gegründete Institut seit der Privatisierung der 
deutschen Energiewirtschaft (1997) im Bereich Erneuerbare Energien (EE) vor allem auf Finanzierung und Investitionen. 

Speicherkapazitäten 
verbessern
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In erster Linie muss ein Projektant die 
Bank mit einem belastbaren Gesamt-
konzept überzeugen, das die DKB 
durch ihre hauseigenen Ingenieure 
und Experten begutachten kann. Dazu 
ist eine ausführliche Projektbeschrei-
bung unverzichtbar, die unter ande-
rem sowohl die handelnden Akteure 
und den geplanten Standort, als auch 
die wenn möglich ausgereifte Technik 
eines bekannten Herstellers – am bes-
ten in Form einer real existierenden 
und sicher funktionierenden Referenz-
anlage oder eines abgeschlossenen 
Präqualifikationsverfahrens – zum 
Inhalt hat. 

Unverzichtbar ist zudem ein überzeu-
gender Investitions- und Finanzierungs- 
plan sowie eine fundierte Liquiditäts- 
und Ertragsrechnung. Nicht vergessen 
werden dürfen die Beleuchtung von 
Stressszenarien und die Beschreibung 
zur Sicherstellung der Anlagenverfüg-
barkeit über einen entsprechenden 
Wartungsvertrag. 

Gelungene Referenzprojekte der DKB sind 
z.B. die Batteriespeicher Neuhardenberg 
(5 MWel Li-Io), Alt Daber (1,6 MWel 
Blei-Säure) und Schwerin (14 MWel Li-Io). 
Die DKB sichert sich dahingehend gegen 
den Ausfall des Kreditnehmers ab, als sie 
die Anlage mit allen Rechten in ihr Eigen-
tum übernimmt und gegebenenfalls an 
einen neuen Betreiber übergibt.

Fischer stellte fest, dass zwar der Be-
darf an Speicherkapazitäten hoch und 
Batteriespeicher ein wichtiger Be-
standteil für das Gelingen der Energie-
wende ist, die derzeitige Marktnach- 
frage dies jedoch nicht wiederspiegelt. 
Dennoch steht die DKB als Finanzie-
rungspartner bereit, sich in dem Be-
reich zu engagieren. 

Mit ihren über 20 Kompetenzzentren vor Ort bietet die Südwärme 
den Komplett-Service in der Energielieferung:
Bau, Finanzierung und eigenverantwortlicher Betrieb von Energie-
Erzeugungsanlagen mit zuverlässigem 24-Stunden-Service. 
Mit Energielieferung durch unsere kompetenten Gebäudetechnik-
Fachbetriebe erhalten Sie bei Südwärme das „Rund-um-sorglos-Paket“.

SÜDWÄRME Gesellschaft für Energielieferung AG
Max-Planck-Straße 5, 85716 Unterschleißheim  l  Tel.: +49 89 32170-6
Fax: +49 89 32170-750  l  E-Mail: info@suedwaerme.de
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Wir liefern Ihnen Energie 
direkt ins Haus

v.l. Jörg-Uwe Fischer, Theresa von Hassel und Jan Karrass 
am Gemeinschaftsstand von Sparkassenverband Bayern und DKBFundierte Rechnung
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Die ArbStättV legt fest, was der Arbeitgeber beim Einrichten 
und Betreiben von Arbeitsstätten in Bezug auf die Sicherheit 
und den Schutz der Gesundheit der Beschäftigten zu beach-
ten hat. Bereits ein kleiner Auszug aus der Arbeitsstättenver-
ordnung zeigt, dass man die Lufthygiene in keinem Fall 
vernachlässigen sollte. Dies könnte weitreichende Folgen 
haben. In den nächsten Jahren sind weitere  Verschärfungen 
zu erwarten. Der Bereich Wasserhygiene ist sehr in den Vor-
dergrund gerückt, was nun Schritt für Schritt bei der Lufthy-
giene nachgeholt wird.

Die Außenluft ist belastet durch beispielsweise Kohlenmo-
noxid (z.B. Verkehr), Schwefeldioxid (z. B. fossile Brennstof-
fe), Stickstoffmonoxid/-dioxid (z.B. Kfz), Grobstaub (z.B. 
Ruß), Feinstaub (z.B. Dieselabgase), Pollenallergene und 
Schimmelpilze. Die Luftverunreinigung in den Städten steigt 
immer mehr an. Aus diesem Grund müssen die Anlagen bei 
Neuerrichtung teilweise anders ausgelegt sowie mit mehre-
ren Filterstufen ausgestattet werden. Die Wartung und Hygi-
eneinspektion von RLT-Anlagen ist daher von großer 
Bedeutung, um eine angenehme, hygienisch einwandfreie 
Zuluft zu schaffen. 
  

Den Stand der Technik bezüglich der Hygieneanforderungen 
an Raumlufttechnische Anlagen und Geräte und an die Be-
urteilung der Raumluftqualität beschreibt die Richtlinie VDI 
6022. Bei der Wartung soll das geschulte Wartungspersonal 
auch auf Hygienemängel achten, frühzeitig erkennen und 
beheben. Die Hygieneerstinspektion wird anhand einer 
Prüfliste durchgeführt.

Hygieneinspektionen sind bei RLT-Anlagen ohne Befeuchtung 
und ohne erdverlegte Komponenten im Abstand von drei Jah-
ren durchzuführen, bei RLT-Anlagen mit Befeuchtung oder 
erdverlegten Komponenten im Abstand von zwei Jahren. 
Haupttätigkeiten sind die erweiterte Sichtprüfung, die mikro-
biologische Untersuchung und die Dokumentation.

Gewartet und gereinigt werden Lüftungsanlagen nach DIN 
18017 Teil 1 (Lüftung von Bädern und Toilettenräumen 
ohne Außenfenster; Einzelschachtanlagen ohne Ventilato-
ren), Lüftungsanlagen nach DIN 18017 Teil 3 (Lüftung von 
Bädern und Toilettenräumen mit Ventilatoren), Raumluft-
technische Anlagen nach VDI 6022 (Be- und Entlüftungsan-
lagen und Hygieneinspektion) sowie prozesslufttechnische 
Anlagen.

Gereinigte Lüftungsanlagen sorgen für eine gesunde 
Raumluft, in dem sie die Gefahr einer Infektion durch die 
Verbreitung von Krankheitserregern, Feinstaub und Schim-
melpilzen im Lüftungssystem vermeiden. Zudem wird die 
Brandgefahr durch Staub- und Schmutzablagerungen mini-
miert und der Energieverbrauch gesenkt, da verstopfte 
Filter und Ablagerungen den Luftdurchsatz verringern.

Die Luftkanalreinigung erfolgt im eingebauten Zustand 
ohne Demontage: Sauber im Trockenverfahren, kontami-
nationsfrei durch Unterdruckhaltung (kein Eindringen von 
Staub in die Wohnungen) und durch den Einsatz von Bürs-
ten und Industriesauger. Eine Videoinspektion dient der 
Erfolgskontrolle. 

Franz und Andreas Sedlmeier / Lüftungs-Reinigungs-Service LRS

Hygieneinspektion an 
raumlufttechnischen Anlagen

     Das Arbeitsschutzgesetz hat zum Ziel, die Gesundheit aller Beschäftigten – einschließlich der des öffentlichen Dienstes – durch 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu sichern und zu verbessern. Die gesetzlichen Anforderungen an den Betrieb von Arbeitsstät-
ten sind durch die Änderung der Arbeitsstättenverordnung bis zur derzeitigen aktuellen Fassung „November 2016“ nach und 
nach verschärft worden. Dies wirkt sich unmittelbar auf eine rechtskonforme Durchführung von Hygieneinspektionen und  
Hygienekontrollen im Rahmen eines bestimmungsgemäßen Betriebs von raumlufttechnischen Anlagen und Geräten aus.

v.l. Franz und Andreas Sedlmeier, LRS 

Saubere Raumluft

Regelmäßige Hygieneinspektionen
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COPLAN AG Hofmark 35 D-84307 Eggenfelden www.coplan-ag.de

Die Zeiten klassischer, getrennter 
Ingenieurleistungen mit Insellösungen 

sind vorbei. Heute bewegen uns 
fachübergreifende Themen. Wir 

entwickeln ganzheitliche Lösungen für 
unsere Kunden, indem wir fl exibel, 

kreativ und vernetzt arbeiten.

Mitdenken. Vordenken. Umdenken.

Für die Welt, in der 
wir uns zuhause fühlen.

Bis 1983 hatten WRG-Systeme, insbe-
sondere die Kreislaufverbundsysteme, 
nur eine Winterfunktion und einge-
schränkt auch eine Vorkühlfunktion 
im Sommer. Die Rückwärmzahlen la-
gen eher unter als über 40 %. Mit der 
GSWT®-Technologie, den hohen Aus-
tauschgraden und der hohen Redun-
danz haben sich neue Anwendungs- 
fälle für WRG-Systeme ergeben. Mit 
Rückwärmzahlen von über 75 % 
machte es nun Sinn, auch die Nacher-

wärmung und Nachkühlung bis hin 
zur Rückkühlung von Kältemaschinen 
über das WRG-System zu betreiben. 
Mit den hohen Austauschgraden der 
GSWT®-Technologie erfolgen die Funk-
tionen bei geringsten Verlusten, dafür 
können weitere luftseitige Wärme-
tauscher bzw. Rückkühlaggregate ent-
fallen. Mit der eingesparten Elektro- 
energie erhöht sich die Effizienz einer-
seits, andererseits kann sehr platzspa-
rend gebaut werden. 

Durch den hohen Austauschgrad der 
GSWT ®-Wärmetauscher von bis zu 90 % 
beidseitig können mit den GSWT ®-Sys-
temen auch weitere Funktionen über-
nommen werden – eben multifunk- 
tional. Die eingesparten luftseitigen 
Wärmetauscher relativieren die Ven-
tilatorenergie und führen zu höherer 
Effizienz. Auch die Effizienz der Peri-
pherie-Anlagen wird verbessert. So 
z.B. ist eine Kältemaschine für 10/16 °C 
Kaltwasser kleiner als für 6/12 °C  

Michael Schilling / SEW GmbH

Nachhaltige Investitionen

     Vor 35 Jahren begann SEW® mit der Lieferung hocheffizienter Wärme-/Kälterückgewinnungssysteme (WRG-Systeme) und 
seither wurden diese immer weiter entwickelt und ausgereifter. Die GSWT® (Gegenstrom-Schicht-Wärmetauscher)-Techno-
logie leistet einen Beitrag für eine nachhaltige Energiewende zum Nutzen von Mensch, Gebäude und Umwelt.

Michael Schilling (r.), SEW GmbH
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oder es kann mit dem Rücklauf der Hei-
zung 50/30 °C geheizt werden. SEW® 
verfügt über die Erfahrung aus über 
1.500 multifunktionalen Anlagen und 
kundenspezifischen Konfigurationen.

Kreislaufverbundsysteme in GSWT®- 
Bauweise erreichen Austauschgrade 
bis zu 80 %. Damit sind Heiz- und Kühl-
quellen auch bei geringster Tempera-
turdifferenz noch effektiv nutzbar, hier 
die indirekt adiabatische Verdunstungs-
kühlung.

Die Kältegewinnung erfolgt beim 
GSWT®-System durch die Befeuchtung 
der Fortluft (ohne Versprühung, keine 
Legionellengefahr). Die so erzeugte 
„Kälte“ wird von der Fortluft auf die Au-
ßenluft übertragen, jedoch ohne die 
Feuchte zu übertragen. Das GSWT®-Sys-
tem verbessert so den Nutzen.

Reicht die Abwärme der Abluft nicht 
aus, kann zur Nachtemperierung zu-
sätzlich Heizwärme in den WRG-Kreis-
lauf eingekoppelt werden. Der sonst 
übliche luftseitig nachgeschaltete 
Nacherwärmer (NE) entfällt vollständig. 
Dadurch, dass kein wassergefüllter 
Lufterhitzer im Luftstrom verbleibt, er-
höht sich die Betriebssicherheit. Das 
Lüftungsgerät kann kürzer gebaut wer-
den und infolge des entfallenen Druck-
verlustes erhält der Zuluftventilator 
mehr Leistungsreserve. Der Stromver-
brauch beträgt nur 1/10 eines luftseiti-
gen Erhitzers.

Reicht die Kälterückgewinnung aus der 
Abluft nicht aus, kann zusätzlich Kälte in 
den WRG-Kreislauf eingekoppelt wer-
den. Der sonst übliche luftseitig nach-
geschaltete Kühler entfällt vollständig. 
Dadurch, dass kein wassergefüllter 
Luftkühler im Luftstrom verbleibt, er-
höht sich die Betriebssicherheit weiter. 
Infolge des entfallenen Druckverlustes 
kann der Zuluftventilator verkleinert 
und das Lüftungsgerät kürzer gebaut 
werden. Der Stromverbrauch beträgt 
nur 1/20 eines luftseitigen Kühlers.

In der Übergangszeit kann je nach Außen-
temperatur und Temperatur des Pumpen- 
kaltwassers (PKW) Kälte ohne mecha- 
nische Kälteerzeugung angeboten wer-
den. Bei einer Außentemperatur von 5°C 
und PKW von 19 °C beträgt die erzielbare 
Kühlleistung ca. 33 kW / 10.000 m³/h Au-
ßenluft. Auch bei nur geringer Vorkühlung 
von 1 K wird diese Kälte mit geringstem 
Aufwand erzeugt und erreicht eine Leis-
tungszahl von > 10, d. h. super-effizient.

Trotz einer Baulänge von bis zu 1 Meter 
ist auch nach über 30 Jahren Einsatz 
kaum eine gravierende Verschmutzung 
zu erkennen. Durch Trennlagen zwi-
schen den Wärmetauschmodulen und 
den glatten, durchgehenden Lamellen, 
ohne Turbulatoren und ohne innenlie-
gende Lamellenstöße besteht eine 
Zwangsströmung. Luft kann nicht mehr 
vertikal oder horizontal strömen und 
somit Verunreinigungen an weniger 
stark durchströmten Bereichen abla-

gern. Auch ein lichter Lamellenabstand 
von 3 mm trägt dazu bei. Eine Ver-
schmutzung hat auch Auswirkung auf 
die Effizienz. Eine geringere Anforde-
rung an die Filterung, z.B. F5 anstelle 
F7, wirkt sich ebenfalls positiv auf die 
Effizienz aus.

Ein weiterer wichtiger Vorteil liegt in 
der Reinigungsfähigkeit des GSWT®- 
Wärmetauschers. Es besteht die Mög-
lichkeit, diesen mit Reinigungsflüssig-
keit oder -schaum zu spülen. Dies ist 
eben nur aufgrund der Trennlagen 
möglich. Bei schwerwiegenden und fast 
hoffnungslosen Verunreinigungen ist 
der GSWT®-Wärmetauscher zu Reini-
gungszwecken zerlegbar und mit einer 
Durchdringungstiefe von nur ca. 150 
mm sind gute Erfolge garantiert. Mit 
entsprechenden Reinigungszusätzen 
kann er auch desinfiziert werden. 

Herausragende Projekte mit  
Vorbildcharakter sind unter anderem: 

•	 Klinikum der Universität  
München-Großhadern 

•	 Verwaltungsgebäude Baureferat 
München 

•	 Museum Villa Stuck (München)
•	 Uptwon München – 02 Tower 
•	 Dräxlmaier Terchnologiezentrum 

(Vilsbiburg) 
•	 BG Unfallklinik Murnau 
•	 Leopoldina Krankenhaus 

Schweinfurt 
•	 Saturn Arena Ingolstadt  

16
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Wir sorgen für die effi ziente Wärmeversorgung 
Ihrer Immobilien. Als Betreiber planen, fi nanzieren, 
errichten und unterhalten wir Heizungsanlagen 
und liefern Wärme zum defi nierten Energiepreis. 

Informationen unter www.baywa-edl.de 
und 089 9222-2841.

Heizanlage Brennstoff Service

Wärme-
Contracting

Der BayWa-Coach bringt 
Ihre Heizanlage in Form.
 Wärme-Contracting: Mehr Service. Weniger Kosten.

Schon ab

1.000 m2 beheizter

Fläche verfügbar.

BAY_Energie_Contracting_Anzeige_184x132_Quer_RZ.indd   1 06.06.12   17:50

Andreas Huber / Coplan AG

Energie in der Bauleitplanung

     

Die Bauleitplanung sollte den Anspruch haben, eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu entwickeln sowie den Klima-
schutz und die Klimaanpassung zu fördern. Die rechtlichen Grundlagen liefert das 
Baugesetzbuch, das den Fokus bei der Entwicklung neuer Baugebiete auf den 
Klimaschutz und den Erneuerbaren Energien legt. 

Im §9 des Baugesetzbuches ist der In-
halt des Bebauungsplans festgelegt, 
demnach sollen bei der Errichtung von 
Gebäuden technische Maßnahmen für 
die Erzeugung, Nutzung oder Speiche-
rung von Strom, Wärme oder Kälte aus 
Erneuerbaren Energien oder Kraft- 
Wärme-Kopplung getroffen werden. 
Leider schrecken bislang viele Kommu-
nen aus Kostengründen davor zurück, 
diese Richtung einzuschlagen. Der städ-
tebauliche Vertrag nach §11 ermöglicht 
es, bereits in der Bauleitplanung die 
Richtung hin zu einer klimafreundlich- 
eren Bebauung festzulegen.

Bei Interesse gibt es in Bayern einiges 
an Informationsmaterial - Arbeitsblät-
ter und Leitfäden behandeln die ener-
gieoptimierte Bauleitplanung. Das 
Arbeitsblatt „Energie und Ortspla-
nung“ gibt vor, welche Festlegungen in 
der Bauleitplanung möglich sind. Der 
„Leitfaden Energienutzungsplan“ wie-
derum kann als informelles Planungs-
instrument dienen. Die COPLAN AG 
fragt zudem explizit bei Kommunen 
nach, ob bereits Energiepläne vorhan-
den sind, um sie in die eigenen Bebau-
ungspläne integrieren zu können. Ein 
Ziel sollte es sein, Energiepläne recht-
lich bindend zu machen und dann 
auch in die formelle Planung miteinzu-
schließen. 

Bei der konkreten Umsetzung der Bau-
leitplanung sollte der Handlungsspiel-

raum abgesteckt werden: Was muss 
bezüglich des vorherrschenden Klimas 
beachtet werden? Gibt es Besonder-
heiten in der Topographie? Wie gestal-
tet sich das bauliche Umfeld? Wie 
sieht das regionale Energieangebot 
aus? Neben diesen Kriterien muss sich 
in der Planung die Frage nach der Be-
bauungsdichte, der Gebäudekompakt-
heit und der solaren Optimierung 
gestellt werden. Soll das Augenmerk 
auf einer möglichst hohen Lebensqua-
lität oder auf der Schaffung einer mög-
lichst großen Bebauungsdichte liegen? 
Welche Ansätze in der Praxis gibt es 
  

bereits und wie kann man das Be-
wusstsein für den Umweltschutz wei-
ter fördern? Die Erstellung eines 
Verschattungsschemas während der 
Planung kann beispielsweise helfen, 
die anschließende Gebäudeanord-
nung und -Größe im Bebauungsplan zu 
optimieren. Da oft das Ziel einer mög-
lichst dichten Bebauung verfolgt wird, 
finden diese optimierten Bebauungs-
pläne nur selten den Weg in die Um-
setzung – eine Optimierung aus 
energetischer Sicht bewirkt eben oft 
keine Optimierung aus wirtschaftli-
cher Sicht. Beispiele aus Kommunen, 
die Bonusprogramme als Anreiz für 
Anwohner nutzen, gehen als Erfolgs-
beispiele voran. Ohne ganzheitliche, 
restriktive Vorgaben machen zu müs-
sen, werden Beiträge zum Klimaschutz 
mit Vergünstigungen in Bezug auf den 
Grundstückpreis belohnt. 

Wie geht man die Entwicklung einer 
Planungsstrategie nun an? Man sollte 
zunächst eigene Ziele definieren und 
die Öffentlichkeitsbeteiligung prüfen: 
Werden die Anwohner das Projekt an-
nehmen? Anschließend sollten den 
Bauherren ausreichende Informatio-
nen zur Umsetzung bereitgestellt und 
vertraglich geregelt werden, inwiefern 
die Bauleitplanung die Energieopti-
mierung fixieren wird. 

v.l.  Roland Struckmeier,  Andreas Huber, Pascal Lang
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Pascal Lang / EnergieGenossenschaft Inn-Salzach eG

Erneuerbarer Strom und Lärmschutz –
eine ideale Symbiose

2016 wurde in der oberbayerischen Stadt Neuötting entlang 
der der ehemaligen B12 eine Lärmschutzwand mit integrier-
ter Photovoltaik-Anlage installiert. Der Lärmschutz war eine 
wesentliche Auflage bei der Ausweisung des neuen Wohn-
gebietes im Neuöttinger Süden. Fakt ist: In Kommunen und 
Energiegenossenschaften kann dieses Pionierprojekt Schule 
machen. Das Konzept für Gestaltung und Finanzierung gilt 
als beispielhaft. EGIS hat ihr Anlagen-Portfolio mit einem 
zusätzlichen Leuchtturmprojekt erweitert.

Das Besondere an dieser Lärmschutzwand ist die Kombina-
tion aus Lärmschutz und Stromerzeugung. Zusätzlich zu die-
sen zwei Eigenschaften kommt noch eine durchsichtige 
Mittelschicht, die die Wand optisch deutlich aufwertet. Das 
Kombinieren von Lichtdurchlässigkeit, Lärmschutz sowie 
Stromerzeugung ist in dieser Form einmalig und nimmt eine 
Vorreiterrolle ein.

Die PV-Lärmschutzwand ist 234 Meter lang und 5 Meter 
hoch, die installierten PV-Module besitzen eine Gesamtleis-
tung von 64,4 kWp. Pro Jahr werden knapp 51.000 kWh 
Strom erzeugt, was einer CO2-Einsparung von ca. 30.000 kg/
Jahr entspricht. Ein großer Vorteil des Standorts dieser 
PV-Lärmschutzwand ist, dass die neu gebaute Montesso-
ri-Schule knapp 40 Prozent des erzeugten Stroms direkt vor 
Ort selbst verbraucht. Somit kann die Schule das Thema 
Strom aus Erneuerbaren Energien praxisnah in ihren Unter-
richt integrieren. Die restlichen 60 Prozent des Strombedarfs 
der Montessori-Schule werden über den Öko-Strom-Tarif 
der EGIS gedeckt. Der überschüssige Strom aus der PV-Lärm-
schutzwand wird in das Netz eingespeist und nach EEG auf 
20 Jahre vergütet. 

Der erwartete Gewinn nach Steuern liegt bei diesem Projekt 
im ersten vollen Jahr bei knapp 2.600 Euro, nach 20 Jahren 
bei knapp 63.000 Euro. Abzüglich Abschreibungen, laufende 
Kosten wie Versicherungen, Zählermiete, Rückstellungen für 
Wartungen/Reparaturen und Steuern kann über die gesam-
te Anlagenlaufzeit von 20,3 Jahren (20 Jahre + das Jahr der 
Inbetriebnahme) eine Dividende aus der Anlage auf das ein-
gesetzte Kapital von 5-6 % erwartet werden.

Die Nutzung der Lärmschutzwand zur Stromgewinnung mit-
tels Photovoltaik durch die EGIS eG ist in Form eines Gestat-
tungsvertrags mit der Stadt Neuötting geregelt. Entgelte für 
die Nutzung fallen für die Genossenschaft nicht an. Dafür 
hat die Genossenschaft anteilig die Kosten für den oberen 
Teil der Lärmschutzwand übernommen. Die Kosten der 
Stadt Neuötting reduzierten sich somit um knapp 15.000 
Euro. Die gesamte Lärmschutzwand kostete der Stadt 
450.000 Euro brutto. Die EnergieGenossenschaft investierte 
knapp 76.000 Euro netto in die Photovoltaikanlage. Sie  
finanzierte die Investition über die Ausgabe von Genossen-
schaftsanteilen und über frei verfügbare liquide Mittel.

Viele Genossenschaften suchen derzeit nach ertragreichen 
Photovoltaik-Projekten. Mit solchen hochwertigen PV-Lärm-
schutzwänden können attraktive Renditen erzielt werden 
und sind somit für eine Umsetzung durchaus interessant. 
Vor allem aber auch unter dem Aspekt der Eigenversorgung 
ortsnaher Verbraucher, was die Rentabilität der Anlage zu-
sätzlich steigert. Daneben spielt das Thema Erzeugung er-
neuerbarer Energien mit breiter Akzeptanz in der 
Bevölkerung eine große Rolle. „Die Nachfrage von anderen 
Genossenschaften bei uns über dieses Projekt ist sehr groß 
und dies verdeutlicht, dass wir uns auf dem richtigen Weg 
befinden“,  freute sich Pascal Lang. 

Die EnergieGenossenschaft Inn-Salzach eG, kurz EGIS, ist ein Zusammenschluss vieler Bürger, Kommunen, Organisationen 
und Unternehmen inner- und außerhalb der Region Inn-Salzach, die das Thema Energiewende aktiv gestalten und unterstüt-
zen wollen. Das Ziel ist eine unabhängige, bezahlbare, selbstbestimmte, transparente, saubere und lokale Energieversorgung 
für Wärme und Strom. „Wir übernehmen Verantwortung für die nachfolgenden Generationen und für eine lebenswerte 
Umwelt“, betonte Vorstandsvorsitzender Pascal Lang.

Einmalige Vorreiterrolle 

Eine sonnenklare 
Win-win-Situation

Pascal Lang 
EGIS eG
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Unter den fast 7.000 Mitgliedern der Bayerischen 
Ingenieurekammer-Bau finden Sie unabhängige 
Energie-Experten im Bauwesen.

>> Kostenfreie Datenbank unter www.planersuche.de

Informieren Sie sich auch mit unseren Broschüren zum 
Thema energieeffizientes Bauen und Sanieren.

>> Kostenfreier Download unter www.bayika.de

Sie haben Fragen zum energieeffizienten 
Bauen und Sanieren? Wir haben die 
Antworten und die passenden Experten.

2018_bayika_anzeige_190x60.indd   1 20.06.2018   13:11:50

Christian Stettner / Südwärme AG

Zukunftsfähige Energieversorgung dank Contracting
„Der Sanierungsstau in den Liegenschaften (Heizräumen) ist erheblich und die Wärmeversorgung der kommunalen Liegen-
schaften mit hohen Kosten verbunden. Hier stellt Contracting eine Lösungsmöglichkeit dar“, hob Christian Stettner (Techni-
scher Vertrieb) hervor.

Ein Contractor liefert das „fertige“ Produkt Wärme/Strom“. 
Er plant, baut, finanziert und betreibt speziell auf das Ob-
jekt zugeschnittene Energieerzeugungsanlagen und ver-
sorgt zu einem festgelegten Preis auf der Grundlage von 
Versorgungsverträgen Immobilien aller Art mit Energie in 
Form von Wärme, Kälte und Strom. 

Vorteile für die Kommunen sind die Reduzierung des Sanie-
rungsstaus, die Einbindung externen Kapitals und externen 
Know-hows sowie Planungssicherheit, d. h. Kostensicher-
heit und -transparenz durch die komplette Übernahme der 
wirtschaftlichen Verantwortung. Zudem ist keine Rücklagen-
bildung für Instandhaltung, Reparatur und Erneuerung nötig. 
Auch kann durch die Bündelung der Einkaufsmengen der 
Bezug von Brennstoff finanziell günstig gestaltet werden.

Verfahrensschritte einer Ausschreibung sind die Vorberei-
tungsphase, die Bekanntmachungsphase sowie die Ange-
bots- und Annahmephase. Zunächst wird eine qualifizierte 
Leistungsbeschreibung erarbeitet. Versorgungsaufgabe und 
Schnittstellen werden ebenso exakt definiert wie Eignungs- 
und Wertungskriterien für die eingehenden Angebote.

Mit der Bekanntmachungsphase ist die Veröffentlichung mit 
Aufforderung zur Abgabe von Angeboten verbunden. Eine 
Besichtigungsmöglichkeit muss diskriminierungsfrei ge-
währleistet werden. Die Frist zwischen der Veröffentli-
chung und der Angebotsabgabe beträgt 52 Tage. In Phase 
3 schließlich werden die eingegangenen Angebote auf Voll-
ständigkeit, Richtigkeit und Plausibilität geprüft. Die nicht 
berücksichtigten Anbieter werden15 Tage vor Zuschlag in-
formiert. Nach Ablauf der Frist kann der Vertrag geschlos-
sen werden. 

Als Schlüssel zum Erfolg bezeichnete Stettner einen ausrei-
chenden Zeithorizont, die VOL-Ausschreibung mit klaren 
Leistungs- und Liefergrenzen, eindeutigen Preisindizes so-
wie klar definierte Wertungskriterien, ein Ingenieurbüro mit 
Erfahrung in VOL-Ausschreibung, Wertung und Vergabever-

fahren (eventuell rechtlicher Beistand) sowie die Unterstützung 
durch Ausschreibungsleitfäden wie VfW, CIB oder dena.

Am Praxisbeispiel eines Seniorenheims (Ausgangssituation: 
Bestandsgebäude; Heizanlage ist am Ende der Nutzungs-
dauer – Erdgaskessel; Kunde möchte das Objekt mittels Con-
tracting mit Energie versorgen lassen; Ingenieurbüro ist 
zuständig für die Durchführung der  Ausschreibung; Laufzeit 
des Contracting-Vertrages 15 Jahre; technisches Konzept 
frei wählbar; Schnittstelle: „Heizrauminnenkante“; Mittel-
wert 2016; definierter Energiebedarf Heizlast: ca. 330 kW; 
Wärmebedarf: ca. 750.000 kWh; Strombedarf: ca. 330.000 
kWh) zeigte Stettner mögliche Anlagenvarianten der Neuan-
lage und die Vorteile des umgesetzten Konzepts auf. 

Dazu zählen:

•	 Keine eigenen Investitionen in die Energieerzeu-
gungsanlage (Entlastung des Vermögenshaushalts; 
mehr liquide Mittel für andere öffentliche Aufgaben)

•	 Einbindung externen Know-hows für den optimalen 
Betrieb der Anlage

•	 Sichere Haushaltsplanung durch feststehenden, 
transparenten Wärmepreis (keine Rücklagenbildung 
für Instandhaltung, Reparatur oder gar Anlagener-
neuerung erforderlich)

•	 Brennstoffkosten werden durch Kapital und Know-
how ersetzt.

Stettners Fazit: 
„Die Bezugskosten aller Energieträger steigen auf Dauer. Es 
ist eine diametrale Entwicklung ersichtlich. Durch Investition 
in eine komplexe und effiziente Anlagentechnik reduziert 
sich der Brennstoffeinsatz. Für einen optimalen Betrieb der 
Anlage ist die Einbindung externen Know-hows sinnvoll.“ 



20

Sonderdruck 	        Bayerische GemeindeZeitung 	 02. August 2018

Markus Euring / Enerpipe GmbH

Smarte Nahwärme: 
Dezentrale Nahwärmespeicher und neues,
innovatives Rohrsystem FibreFLEX machen es möglich

Das dezentrale Pufferspeichersystem 
ist die Antwort auf die geringe Wär-
mebedarfsdichte im Wärmenetz. Mit 
dem dezentralen Puffermanagement 
inklusiver smarter Ladungslogik kön-
nen auch bei niedrigeren Wärmebe-
darfsdichten, die vor allem in Neu- 
baugebieten oder ländlichen Gegen-
den auftreten, sehr geringe Wärme-
verluste erreicht werden.

Durch den Einsatz von Nahwärme-
speichern als Wärmeübergabetechnik 
beim Verbraucher werden Netzspit-
zen, die insbesondere am Morgen 
und am Abend auftreten, direkt beim 
Abnehmer abgepuffert und belasten 
somit nicht mehr das Wärmenetz. Die 
Anschlussleistung (Ladeleistung) ei-
nes Wärmeanschlusses kann dadurch 
um bis zu 25 % reduziert werden und 
ermöglicht somit eine Reduzierung 
der Nenndurchmesser der Wärmelei-
tungen in weiten Teilen des Netzes 
bei gleich bleibendem Komfort für 
den Wärmekunden. Verluste werden 
hierdurch ganzjährig reduziert. Zu-
sätzlich werden Investitionskosten 
beim Nahwärmerohr, bei den Erdar-
beiten und bei der Verlegung wegen 

des geringen Nenndurchmessers 
eingespart. Mit den neuen FibreFLEX 
Rohren können Nahwärmesysteme 
mit bis zu 80 Metern Höhenunter-
schied realisiert werden. Auch größe-
re Wärmenetze mit langen Distanzen, 
bei denen höhere Pumpendruck ent-
stehen, lassen sich in vielen Fällen 
wirtschaftlich mit FibreFLEX-Kunststoff- 
rohren umsetzen. 

Der Einsatz von dezentralen Puffer-
speichern verringert die gesamte 
Netzleistung und damit den maxima-
len Volumenstrom. Somit können die 

Rohrdimensionen reduziert und auch 
die Pumpe kann kleiner dimensio-
niert werden. Im ländlichen Gebiet 
sowie bei Netzerweiterungen werden 
in der Regel Pufferspeicher von 600 
bis 1.000 Liter eingesetzt. Bei geringe-
rem Wärmebedarf in Neubaugebie-
ten reichen meist kleinere Speicher 
von 200 bis 600 Liter aus.

Prozentual zur Wärmeabnahme ent-
stehen im Sommerhalbjahr mit bis zu 
80 % die höchsten Wärmeverluste, da 
hier in konventionellen Nahwärme-
netzen das System ständig auf Tempe-
ratur gehalten werden muss, um bei 
Bedarf sofort Energie zur Brauchwas-
serbereitung zur Verfügung zu stel-
len. Um diesen Effekt zu reduzieren, 
hat Enerpipe ein smartes Nahwär-
mesystem entwickelt, wodurch sich 
die Wärmeverluste um bis zu 40 % 
verringern lassen.  

Enerpipes Erfahrungen mit Wärme-
netzen sind ausnahmslos positiv. Viel 
Ersparnis bringt z. B. das Referenzob-
jekt Wärmenetz Polsingen im mittel-
fränkischen Landkreis Weißenburg- 
Gunzenhausen.  

Mit der richtigen Technik kann auch im ländlichen Raum und in Neubaugebieten eine effiziente Nahwärmeversorgung realisiert 
werden. Das smarte Nahwärmespeicherkonzept von Enerpipe zeigt wie.

Mit einem intelligenten Pufferspeichersystem 
kann die Energie von Nah- und Fernwärme- 
netzen besonders effizient genutzt werden.

v.l. Markus Euring und Florian Schroll, Enerpipe GmbH
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Im Herbst 2014 konnte das komplette große Nahwärme-
netz der Gemeinde an die Biogasanlage der GbR Bioener-
gie Minnameier & Lehner angeschlossen und in Betrieb 
genommen werden. Ein kleineres Wärmenetz im Ortsteil 
Trendel, das an dieselbe Biogasanlage gekoppelt ist, wurde 
schon vor Jahren mit Produkten von Enerpipe erfolgreich 
realisiert. Somit griffen auch die 94 Anschlussnehmer in 
Polsingen auf die bewährte Qualität der Rohre und Über-
gabestationen des Unternehmens zurück und fühlten sich 
gut beraten und unterstützt.

Das Wärmenetz mit einer Trassenlänge von über 5.500 m 
umfasst das ganze Dorf, jeder vierte Haushalt ist Anschluss-
nehmer. Die Biogasanlage mit 800 kW thermischer Leistung 
versorgt 94 Haushalte mit Biowärme, zudem steht ein Öl- 
kessel mit 900 kW als Absicherung bereit. In der Heizzentra-
le ist ein Pufferspeicher mit 20.000 Liter Volumen installiert. 
Mit einer Ersparnis von über 417.000 Liter Heizöl pro Jahr 
zeigen sich die Polsinger Netzbetreiber mehr als zufrieden.

Auch die mittelfränkische Gemeinde Dittenheim im Alt-
mühltal setzt nun in der Wärmeerzeugung auf erneuerbare 
Energien. Für das Nahwärmenetz lieferte Enerpipe  alle 
nötigen Komponenten, von den CaldoPEX Plus-Rohren 
über das CaldoCLICK Muffensystem bis hin zu den dezent-
ralen Nahwärmepufferspeichern mit Visualisierung und 
Steuertechnik für das Heizhaus.

Die Voraussetzungen für ein Wärmenetz waren in Ditten-
heim ideal, die genossenschaftliche Biogasanlage ist ledig-
lich 700 m vom Ortsrand entfernt. Somit kann die Abwärme 
effektiv verwertet werden. Um die Spitzenlast im Winterfall 
abzudecken, wurde noch eine Heizzentrale erbaut, in dem 
ein 500 kW Heizomat Kessel und auch 2x 17.000 l Puffer-
speicher installiert wurden.

In Dittenheim entschloss man sich dazu, anstelle einer 
„Standard-Übergabestation“ dezentrale Pufferspeicher bei 
jedem Anschlussnehmer einzubauen. Dies hat zum einen 
den Vorteil, dass kleinere Leitungen installiert werden 
konnten, außerdem kann in Kombination mit der Erwär-
mung des Trinkwassers im Durchflussprinzip die Rück-
lauftemperaturen signifikant reduziert werden. Dies hat 
zur Folge, dass die Wärmeverluste in Dittenheim reduziert 
werden konnten.

Im Januar 2016 wurde das Netz in Betrieb genommen und 
versorgt 92 Anschlussnehmer. Bei der Planung wurde be-
reits eine angedachte Erweiterung berücksichtigt. Aktuell 
werden 40 weitere Häuser angeschlossen. Pro Jahr werden 
über 352.000 Liter Heizöl eingespart. 

Fazit: Mit ihren Wärmekonzepten für Neubaugebiete ent-
sprechen die Stadtwerke Northeim den neuesten techni-
schen und gesetzlichen Anforderungen. Zur ständigen 
Versorgung mit Energie für die Heizung und Warmwasser-
bereitung wurden für 23 Neubauten eine Wärmepumpe 
auf Geothermiebasis und ein Gasbrennwertkessel als Re-
dundanz installiert.  

Tank neue 
Energie!
Komm zu erdgas schwaben!

Auf Dauer spart nur 
Schwaben-Power!
erdgas-schwaben.de

Einsparung mit 
dezentralen Speichern 

v.l. Michael Rademacher und Harald Böllinger, Stadtwerke München GmbH
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Stephanie Aulbach / Stadtwerke Aschaffenburg

Stadtwerke Aschaffenburg als Betreiber des 
Digitalen Gründerzentrums in der Region  
Bayerischer Untermain

Olaf Kruse / REHAU AG + Co.

Innovative Lösungen zum erfolgreiche(re)n  
Auf- und Ausbau von Wärmenetzen

Um innovativen Neugründungen im 
Bereich der Digitalisierung ein ideales 
Umfeld zu bieten, hat das Bayerische 
Wirtschaftsministerium Anfang 2016 
ein Förderprogramm für digitale Grün-
derzentren und Netzwerkaktivitäten 
beschlossen. Eines der Gründerzent-
ren entsteht aktuell mit zwei Standor-
ten: Aschaffenburg und Lohr. Der 
Förderbescheid des Freistaats Bayern 
wurde im Januar übergeben, die Vor-
bereitungen laufen. Offizieller Start 
soll in der zweiten Jahreshälfte sein.

In Aschaffenburg wird das Gründer-
zentrum in der alten denkmalge-
schützten Schlosserei auf dem Gelände 
der Stadtwerke seinen Sitz haben. Alte 
Tradition geht hier in digitale, innovati-

ve Moderne über. Träger ist hier die 
Stadt Aschaffenburg, die administrati-
ven Aufgaben und die Begleitung erle-
digen die Stadtwerke. Die Förder- 
prämie des Freistaats beträgt drei Mil-
lionen Euro, die Förderung durch kom-
munale Träger 1,5 Millionen Euro.

Das Ziel der Gründerschmiede ist, die 
Digitalisierung in der Region voranzu-
treiben. Viele alteingesessene Unter-
nehmen unterstützen das Projekt finan- 
ziell und mit ihrem unternehmerischen 
Know-how. Im Gegenzug sollen auch sie 
von den digitalen Lösungen und Konzep-
ten des Zentrums profitieren.

Jetzt gilt es nur noch Interesse für das 
Gründerzentrum zu wecken, kreative 

Köpfe, Tüftler und Nerds zu gewinnen, 
die mit ihren digitalen Ideen aus Utopien 
Fortschritt werden lassen. Dies soll nicht 
zuletzt auf digitalen Foren und Kreativ- 
Sessions, aber auch durch Vortragsrei-
hen und Workshops geschehen. 

Effizientere Netze ermöglichen einen Netzausbau und das 
Erreichen der Klimaschutzziele. Nahwärmenetze können 
kostensparender und wirtschaftlicher betrieben werden, 
wenn deren Effizienzpotenziale bei der Konzeption, Pla-
nung und Umsetzung ausgeschöpft werden. Dabei gilt es, 
Überdimensionierungen zu vermeiden. 

Dies gelingt durch Umsetzung folgender Maßnahmen: 
Netzrücklauftemperatur absenken, Temperaturspreizung 
erhöhen, Berücksichtigung der Gleichzeitigkeit, Optimie-
rung der Nebenstränge, Verwendung von Duo-Rohrleitun-
gen und Einsatz verstärkter Dämmung. 

Unter Berücksichtigung dieser Maßnahmen können 
Nahwärmenetze auch noch dort wirtschaftlich realisierbar 
sein, wo dies sonst nicht möglich wäre. Das Ausschöpfen 
aller Maßnahmen zur Netzeffizienz trägt so zu einem wei-
teren Neu- und Ausbau von Wärmenetzen bei.
Für einen effizienten Wärmetransport hat REHAU langlebi-
ge Polymerlösungen entwickelt, die sich flexibel verlegen 
und einfach ergänzen lassen. Zentrales Element des Kom-
plettsystems RAUTHERMEX für die Wärmeverteilung in 
ausgedehnten Wärmenetzen ist das PE-Xa Mediumrohr. 
Seine Isolation aus PU-Schaum sorgt für eine optimale 
Wärmedämmung für Temperaturen bis 95 Grad Celsius. 

Mit einer Tiefenprofilierung hat REHAU das PE-Xa Medi-
umrohr optimiert, so dass sich die Biegeradien nochmals 
um 30 Prozent verkleinern lassen. 

Das Verbundrohrsystem RAUTHERMEX bietet ein komplet-
tes Rohr- und Formteilprogramm mit Einfach- und Doppel-
leitungen und allen relevanten Formteilen und Fittingen:

•	 RAUTHERMEX Doppelleitungen von d 25 bis 63 mm, 
Einzelleitung von d 25 bis 160 mm mit Ringbundlängen 
zwischen 86 und 560 m 

•	 REHAU Verbindungssystem Schiebehülse mit allen 
gängigen Abgängen, Übergängen sowie Spezialitäten 
wie Kugelhähnen und Absperrarmaturen

•	 REHAU Verbindungssystem Elektroschweißmuffe 
Fusapex für Verbindungen zwischen d 50 bis 160 mm, 
Winkeln, Übergängen und Flanschanbindung

Weitere Flexibilität in der Verlegung erlaubt die neue Ge-
neration 2.0 des RAUTHERMEX Clip-Muffensystems: Auf-
grund eines innovativen Mehr-Komponenten-Dichtrings ist 
zwischen Rohr und Muffe eine Abwinkelung von bis zu 20 
Grad möglich. 

Stephanie Aulbach
Stadtwerke Aschaffenburg
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Kostendämpfung für Ihre
Lüftungs- und Klimaanlagen

•  Substitution von Heiz-,
Kälte-, Rückkühlleistung

• Nachrüstung / Sanierung im 
Bestand

•  Hochrentabel und betriebs-
sicher

•  Keim- und schadstoffübertra-
gungsfreie Rückgewinnung

• Wegfall von Rückkühlwerken 
möglich (s. 42. BImSchV)

SEW® GmbH  |  47906 Kempen 
Tel. 02152/9156-0  |  www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Augsburg: Klinikum • Aschaffenburg: Fachhochschule • Bamberg: Klinikum • Bay-
reuth: Klinikum • Ingolstadt: Saturn Arena • München: Baureferat, Dt. Flugsicherung,

Gegenstrom-Schicht-Wärmeaustauscher

®-Technologie

GSWT®

Nach-
erwärmer

Rück-
kühlung

Nach-
kühler

Freie
Kühlung

GSWT®

IAVK

Clever investieren - doppelt sparen 
mit der Wärme- / Kälterückgewinnung von SEW®!

Fortluft Abluft

Außen-
luft Zuluft

Fragen Sie unsere unverbindliche 

Beratung für Ihre kommenden 

Bauvorhaben an - hochef ziente 

Lösungen haben wir immer.

Klinikum Großhadern, Muffathalle, O2-To-
wer, The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • 
Regensburg: Universität • Schweinfurt: Leo-
poldina-Krankenhaus • Würzburg: Universität

Dr. Johannes Jungwirth / VK Energie GmbH

Optimierung bestehender Heizkraftwerke
Bei der Energiewende liegt der Fokus 
bisher vor allem auf dem Stromsektor. 
Dabei schlummert im Bereich der 
Wärmeversorgung großes Potenzial an 
Effizienzsteigerung und Einsparung 
von CO2-Emissionen. Bei bestehenden 
Heizkraftwerken kann dieses Potenzial 
heute schon durch den Einsatz eines 
intelligenten Wärmespeichermanage-
ments gehoben werden – ohne nen-
nenswerte Investitionen.

In der kommunalen Wärmeversorgung 
werden häufig Heizkraftwerke bzw. 
Blockheizkraftwerke (BHKW) einge-
setzt. Eine entscheidende Komponen-
te dieser Heizkraftwerke ist der 
Wärmespeicher, der die erzeugte Wär-
meenergie „puffert“. Dieser Puffer er-
möglicht eine gewisse Flexibilität 
zwischen Erzeugung und Verbrauch – 
die nachgefragte Wärme muss ja zu 
jeder Zeit gedeckt werden. Reicht der 
Puffer einmal nicht aus, springen übli-
cherweise sog. Spitzenlastkessel ein 
und decken die Wärmeversorgung. 

Im Gegensatz zum BHKW erzeugen 
diese Kessel aber keinen Strom. Bei 
der „gekoppelten“ Erzeugung im 
BHKW werden Wärme und Strom im-
mer gleichzeitig erzeugt. Der dabei er-
zeugte Strom ist oftmals ein wichtiger 
wirtschaftlicher Faktor für den Betrieb 
der Anlage. Daneben ist die Stromer-
zeugung in einem BHKW hocheffizient 
und damit klimafreundlich. Die Maxi-
mierung der Stromerzeugung des  
BHKWs ist somit oft ein Ziel des Anla-
genbetreibers.

VK Energie bietet Anlagenbetreibern 
von Heizkraftwerken eine vollumfäng-
liche Betriebsoptimierung. Kernstück 
ist hierbei eine Software zum intelli-
genten Wärmespeichermanagement, 
die zum Patent angemeldet ist. In Echt-
zeit werden Daten des Wärmespei-
chers verarbeitet und der Zustand des 
Wärmespeichers bestimmt. 

Wichtig ist auch, die Dynamik des Spei-
chers zu bestimmen („Wie schnell wird 
dieser gerade beladen oder entla-
den?“). Diese Informationen werden 
mittels der Software berechnet und 
können auf zwei Arten genutzt wer-
den: Bei sehr großen Heizkraftwerken, 

die über eine Leitwarte betrieben werden, kann VK Energie diese Informationen 
dem Betriebspersonal der Anlage zur Verfügung stellen. Das Betriebspersonal 
kann dann darauf basierend die Anlage effizienter betreiben.

Für Blockheizkraftwerke, die automatisiert laufen, übernimmt VK Energie die 
komplette Steuerung der Anlage. Mittels einer speziellen Hardware, der „VK-Box“, 
läuft die Betriebssoftware vor Ort an der Anlage und optimiert deren Fahrweise. 
Bei einem Heizkraftwerk mit 2,4 MW elektrischer Leistung und einem Wärme-
speicher mit 70 m3 Volumen, das seit 2017 auf diese Weise von VK Energie opti-
miert wird, konnten so folgende Ergebnisse erreicht werden:

•	 Steigerung der Stromerzeugung im BHKW von 29 %
•	 Reduzierung der Start/Stopp-Vorgänge des BHKWs um 50 %
•	 Verringerung der Ausfallzeit und des Aufwands für das technische Betriebspersonal
•	 Einsparung von mehr als 2.000 Tonnen CO2 im Jahr

Für die Umsetzung der Optimierung wird zunächst das Potenzial der Anlage ana-
lysiert. Ist ausreichend Potenzial vorhanden, wird abhängig von der Größe der 
Anlage gemeinsam eine Umsetzungsvariante ausgewählt. Nach der Implementie-
rung der Software kann schließlich die Betriebsoptimierung starten. Damit schlägt 
man drei Fliegen mit einer Klappe: Höhere Wirtschaftlichkeit, Optimierung des 
technischen Betriebs sowie Einsparung von CO2-Emissionen. 
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Warum aus der Ferne beziehen, wenn das Stromglück so 
nahe ist? Diese berechtigte Frage stellte sich Bayerns größ-
ter Netzbetreiber, die Bayernwerk AG, und entschied, neue 
Wege zum lokalen Strommarkt zu ergründen, die Thomas 
Oppelt, Leiter des Projekts „Lokaler Strommarkt“, vorstellte. 

Was einfach klingt, ist in der realen Umsetzung recht heraus-
fordernd, denn es gilt, bei den Bürgerinnen und Bürgern vor 
Ort – dem Stromkunden schlechthin – erst einmal herauszu-
finden, wer reiner Strombezieher, wer reiner Produzent, 
also Öko-Stromerzeuger und wer beides ist. Daher steht am 
Anfang eines solchen kommunalen Projekts ein Energie- 
und Netzmonitor, den das Bayernwerk ebenso anbietet wie 
die Ausarbeitung eines Umsetzungsvorschlags.

Angesichts der Tatsache, dass der Strom wie seit Dezennien 
zuverlässig einfach aus der Steckdose kommt, gilt es heraus-
zufinden, ob beim lokalen Stromkunden ein gesteigertes 
Interesse besteht oder geweckt werden kann, den vor Ort 
erzeugten Öko-Strom auch vor Ort zu verbrauchen und so-
mit das vorgelagerte regionale Stromnetz zu entlasten. Hoff-
nung macht dabei, dass rund einem Drittel oder etwa 12 
Millionen Haushalte in Deutschland die Herkunft des Stroms 
aus ihrer Region wichtig ist. 

Immerhin 65 % des Stroms, der über das Bayernwerknetz 
transportiert und verteilt wird, stammt aus regionalen er-
neuerbaren Energiequellen, die nicht gleichmäßig den er-
zeugten Strom zur Verfügung stellen.

Die Basis für den Aufbau einer lokal verankerten Stromver-
sorgung ist, Klarheit über die Ist-Werte von Erzeugung und 
Verbrauch zu gewinnen, z. B. wie viele dezentrale Stromer-
zeugungsanlagen werden in der Region betrieben, besteht 
überhaupt Interesse an dem Wissen über die Herkunft des 
verbrauchten Stroms, kann der vor Ort erzeugte Ökostrom 
den Verbrauch decken? 

Die Vorteile einer solchen Transparenzoffensive zur aktuel-
len Energiesituation vor Ort in einer Kommune liegen laut 
Oppelt auf der Hand: 

•	 Durch die Bewusstmachung in der Kommune verein-
facht sich die Umsetzung der Energiewende.

•	 Das Energiebewusstsein jedes einzelnen Bürgers wird 
gefördert.

•	 Die Möglichkeit zur Mitgestaltung der Energiewende 
vor Ort stärkt die kommunale Gemeinschaft.  

Eine Mustergemeinde, die den Bayernwerk-Weg gegangen 
ist, ist Oppelt zufolge Furth bei Altdorf nahe der niederbay-
erischen Hauptstadt Landshut. Die erfolgreiche Projektum-
setzung mit dem Bayernwerk fasste Andreas Horsche, Erster 
Bürgermeister von Furth, wie folgt zusammen: „Der Energie-
Monitor hilft unseren Bürgerinnen und Bürgern zu verste-
hen, wie einfach die Energiewende vor Ort funktionieren  
 

kann – wenn alle mitmachen!“  Dies unter anderem bei der 
Beantwortung der alles entscheidenden Fragen: Welche re-
generativen Erzeugungsanlagen stehen in unserer Kommu-
ne? Wie viel Strom verbrauchen wir alle zusammen in 
unserer Kommune? Können wir uns lokal mit selbster-
zeugter Energie versorgen?

Sind solche Fragen mit hinreichender Transparenz geklärt, 
hilft das Bayernwerk mit Rat und Tat beim Aufbau eines lo-
kalen kommunalen Strommarkts, der die lokale Wertschöp-
fung stärkt – insbesondere auch für die Zeit nach Auslaufen 
der üppigen Subventionen von Erneuerbaren Energieerzeu-
gungsanlagen, die die Abhängigkeit vom konventionellen 
Strommarkt mildert und Möglichkeiten zu kommunalen 
Energiesparmaßnahmen ermittelt. Langfristiges Ziel ist es, 
im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung über eine un-
abhängige Energieplattform einen direkten Stromhandel 
zwischen lokalen Erzeugern und Kunden in Gang zu bringen. 
Somit wird die Kommune zum gut geölten Scharnier bei der 
Gestaltung der Energiewende vor Ort. 

Mit Hilfe der direkten lokalen Stromversorgung kann die 
Kommune ein energiepolitisches Zeichen in der Region set-
zen, in dem sie den Bürgern lokal erzeugten Strom zugäng-
lich macht, ein echtes regionales Stromprodukt anbietet, 
dazu z. B. preiswerte, intelligente Zähler mit automatischen 
Analysefunktionen oder ein mobilfunkfähiges Online-Portal 
inkl. Customer-Self-Care. Die Kommune kann insgesamt ihre 
Kontakte zu den Bürgerinnen und Bürgern positiv stärken, 
die Energiewende, CO2-Einsparungen und Energieautarkie 
befördern.

Das Bayernwerk steht einem derartigen kommunalen Pro-
jekt mit Rat und Tat zur Seite und hilft als Dienstleister und 
Produktlieferant bei Aufbau, Vermarktung und Optimierung 
eines regionalen/lokalen Strommarktes. Die Kommune ist 
die Schnittstelle zu den Kunden. Für die Bürgerinnen und 
Bürger bleibt die Zusammenarbeit zwischen Bayernwerk 
und Kommune kostenneutral, das heißt die Strompreise 
bleiben gleich oder könnten sogar etwas sinken, zeigte sich 
Oppelt optimistisch. 

Thomas Oppelt / Bayernwerk AG

Strombewegung – vom Netzmonitor 
zum lokalen Strommarkt

Thomas Oppelt, Bayernwerk AG 
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ratioplan GmbH  |  Wellheimer Straße 34  |  D-91795 Dollnstein
Tel. 08422 997 79-0 | info@ratioplan.bayern | www.ratioplan.bayern

Energiekonzepte 
für die Zukunft - 
Wir realisieren mit Ihnen ökologische 
und ökonomische Ziele

n  Beratung
n  Konzeptentwicklung
n  Planung
n  Umsetzung
n  Projektmanagement
n  Energiemanagement

Zwei Tendenzen sind unumkehrbar: Das Wachsen der urba-
nen Ballungszentren und damit auch die Zunahme des Ver-
kehrs. In einer freien Gesellschaft ist eines der wesentlichen 
Grundbedürfnisse neben Wohnen, Essen und Trinken die 
persönliche Mobilität, sei es um zur Arbeit zu kommen oder 
seine Freizeit frei gestalten zu können.

Green City arbeitet unter anderem an Konzepten, wie ange-
sichts der Herausforderungen von wachsenden und im Ver-
kehr erstickenden Städten diese noch lebenswert bleiben 
können. Das Ziel: Mobilität für alle und das ohne Auto! Der 
Schlüssel dazu liegt bei den Kommunen, die – gefühlt frei – die 
Bedürfnisse ihrer Bürgerinnen und Bürger, wie Arbeitsplätze, 
Gewerbe, Industrie, Wohnen, Versorgung, Gastronomie, Frei-
zeit etc. erfüllen sollen.

Dr. Jessica le Bris legte in ihrer Präsentation den Finger in die 
Wunde: Je mehr die Städte wachsen, umso mehr leiden sie 
am sogenannten automobilen Individualverkehr, der durch den 
Trend zur Individualisierung als Ausdruck von Freiheit und Selbst-
verwirklichung zu steigenden Motorisierungsraten führt. 

Seit Erfindung des Autos wurden die Städte für diese auf Kos-
ten der Bewohner entsprechend angepasst. Das war solange 
problemlos, wie Autos kein für jeden erschwingliches Fortbe-
wegungsmittel waren. Heute allerdings muss schnellstens 
eine Umgestaltung der Ballungszentren erfolgen, so dass dort 
die Menschen wieder mit weniger schlechter Luft und weni-
ger Lärm leben können. Kurz: Der Mensch sollte wieder im 
Mittelpunkt stehen; eine menschengerechte Verkehrspla-
nung in den Städten würde neben der allgemeinen Gesund-
heitsverbesserung auch zur Verringerung von Staus, zu 
weniger Verkehrstoten und zu spürbaren volkswirtschaftli-
chen Vorteilen durch Kostenvermeidung unter anderem in 
den Bereichen Umwelt und Gesundheit führen.

Ansätze und Konzepte für eine lärmarme, grüne, kompakte 
und durchmischte Stadt der Zukunft mit einer umweltscho-
nenden Mobilität gab und gibt es viele. Allein an der Umset-
zung hakt(e) es eher mehr als weniger. Die Kunst wird sein, 
neue Mobilitätsangebote so komfortabel zu gestalten, dass 
sie die vermeintlichen oder auch tatsächlichen Vorteile des 
Individualverkehrs übertrumpfen. 

Alternativ kann auch die Vergrämungstaktik eingesetzt wer-
den, das heißt man baut so große Hürden auf, dass die private 
Nutzung von Autos in den Städten so umständlich und unat-
traktiv wird, dass die Alternativen bequemer scheinen und 
leichter fallen. Das würde unter anderem bedeuten, dass die 
autogerechte Stadt zurückgebaut werden müsste, um den 
Menschen die Rückeroberung des urbanen Lebensraums zu 
ermöglichen. Erreichen lässt sich das z. B. durch Reduzierung 
des individuellen Flächenverbrauchs (warum brauchen Paare 
oder Singles heute Wohnungen, die für ganze Familien Platz 
bieten?), durch Deckelung der zugelassenen Pkw auf maximal 
150 pro 1000 Einwohner, Verringerung der Parkflächen und 

Stellparkschlüssel, Ausweitung 
des kostenpflichtigen Parkraum-
managements oder durch gene-
relles Tempolimit auf 30 km/h.

Die Lösung wird wahrscheinlich in einer Kombination von bei-
den Konzepten liegen. Dr. le Bris warb daher dafür, mutig mit 
Lösungsansätzen (E-Carsharing, Fahrradverleih, E-Roller-Sha-
ring, etc.) zu experimentieren. Innovative Lösungen, wie Woh-
nen und (vor allem auch E-)Mobilität zusammen zu denken, 
sollte man einfach mal im Kleinen ausprobieren. Lokal und 
temporär begrenzt lassen sich solche Versuche leichter durch-
setzen. Die Ergebnisoffenheit erlaubt auch das Scheitern eines 
Ansatzes, wenn die Realität die Theorie ad absurdum führt. 
Sind die Ergebnisse des Versuchs positiv, lässt sich das Konzept 
auf andere Stadtviertel übertragen, wobei man bei den örtli-
chen Unterschieden voneinander lernen kann. Überhaupt soll-
te der Ansatz der best practice (auch international) gelten.

Allerdings ist ein Umdenken bei den Kommunalverwaltungen 
ebenso wie bei den Bewohnern der Kommunen unumgäng-
lich, will man auch in Zukunft Wohnen und Mobilität unter 
einen Hut bringen. 

Dr. Jessica le Bris / Green City Energy AG

Innovative Ansätze für Kommunen: 
Wohnen und Mobilität neu denken

Dr. Jessica le Bris
Green City Energy AG
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GP Joule setzt auf eine 100-prozentige Energieversorgung 
aus erneuerbaren Energiequellen durch Nutzung von Son-
ne, Wind, Biomasse und Energiespeichern. Damit ist sie ein 
idealer Partner für Kommunen, die nachhaltig mit eigenen 
kommunalen Energieversorgungswerken zum Gelingen 
der Energiewende beitragen wollen. 

Felix Schwahn stellte das für Kommunen attraktive Zusam-
menarbeitsmodell, das eine Partnerschaft mit Chancen und 
Potenzialen bei geringem finanziellem und personellem Auf-
wand ermöglicht, vor. 

In Form einer Public Private Partnership (PPP), bei der GP Jou-
le auch Eigenkapital einbringt, lässt sich der Aufbau eines 
kommunalen Energieversorgers finanzieren, der auf erneuer-
bare Energie- und Betriebskonzepte für eine zukunftsträchtige 
Energieversorgung setzt. Die Kommune kann ihre Daseinsvor-
sorgeziele, wie das Klima schützen, den kommunalen Stand-
ort und dessen Wirtschaftskraft stärken und die lokale 
Wertschöpfung fördern, durch den externen Partner leichter 
verfolgen. Gleichzeitig bleibt die Kommune für die Bürgerin-
nen und Bürger das lokale bekannte Gesicht beim Zukunfts-
thema Energie und behält das Heft bei der Nutzung lokaler 
Energiepotenziale und der Schaffung von Standortvorteilen in 
der Hand. Trotzdem behält die Kommune als Versorger mit 
lokaler Identität bei einem durch PPP finanzierten Gemeinde-
werk die Entscheidungshoheit in elementaren Fragen der Ener-
gieversorgung und bei der Verfolgung der Klimaschutzziele.

Als Referenzobjekte präsentierte Schwahn gelungene Bei-
spiele von Partnerschaften mit Kommunen: Im Jahr 2012 wur-
de die Renergiewerke Buttenwiesen GmbH gegründet. Die 
Gesellschafter sind die Gemeinde Buttenwiesen mit 55 % der 
Anteile und GP JOULE mit 45 %. Durch diese Partnerschaft 
werden alle Aufgaben, wie Projektentwicklung, Finanzierung, 

Bau, Betrieb und Vermarktung der Versorgungsinfrastruktur 
zur Belieferung der Bürgerinnen und Bürger mit Wärme und 
Strom aus einer Hand, gemeinsam geleistet. Dieses Konzept 
wurde vom Landratsamt, dem Bayerischen Gemeindetag, 
dem Bayerischen Landtag und dem Bayerischen Innenminis-
terium testiert.

Ein weiteres Beispiel erfolgreicher Zusammenarbeit ist die 
Wärmenetzgesellschaft der ProTherm Mertingen GmbH. Die 
Gesellschaft wurde 2016 gegründet und kümmert sich heute 
nicht nur um die Wärmeversorgung der Bürgerinnen und Bür-
ger, sondern bietet auch Elektrofahrern Lademöglichkeiten. 
Die Abrechnung und Verwaltung der Ladestationen betreut 
zuverlässig die GP JOULE. Die ProTherm Mertingen ist über 
GP JOULE in das Ladenetz von ca. 8.000 Ladepunkten in 
Deutschland eingebunden.

Ein Projekt mit Signalwirkung nicht nur für GP JOULE ist das 
auch öffentlich geförderte Modellvorhaben einer kommuna-
len Wärmeversorgung aus 100 % erneuerbarer Energie in der 
schleswig-holsteinischen Gemeinde Bosbüll. Neben einer 
Biogasanlage soll vor allem der im Überfluss vorhandene 
Strom von 12 Windkraftanlagen und aus Photovoltaik-Feldan-
lagen genutzt werden. Mit dem Strom soll eine Wärmepumpe 
die notwendige Wärmeenergie in ein neues Nahwärmenetz 
einspeisen bzw. für einen Wärmespeicher bereitstellen. Wie 
bei allen PPP-Projekten bleibt die GP Joule mit 45 % der Antei-
le in der Minderheit, das Sagen hat die jeweilige Kommune.

GP Joule sieht sich als Dienstleister sowie Berater der Kommu-
ne und erbringt alle Leistungen von der Idee über Planung 
und Bau bis hin zum Betrieb z. B. eines Wärmenetzes.  Die inno-
vative Zusammenarbeit zwischen Kommune und GP JOULE ist 
langfristig angelegt, was sich bei der Kreditvergabe zu günsti-
gen Konditionen bezahlt macht. So sichert man den Erfolg. 

Felix Schwahn / GP JOULE GmbH

Gemeindewerke in PPP 
als Modell für den ländlichen Raum
Kommunen haben häufig nur einen begrenzten finanziellen Spielraum, was Investitionen in zukunftsfähige Projekte, wie zum 
Beispiel die Förderung der Energiewende, sehr schwierig macht. Eine Möglichkeit zur Lösung dieses Dilemmas ist die Suche 
nach einem solventen, vor allem aber seriösen Partner. Hier bietet sich die GP Joule GmbH für Unternehmen, Kommunen 
und Investoren als innovativer und universeller Partner an. Sie verfügt in Deutschland und Nordamerika über mehrere Nie-
derlassungen mit insgesamt 220 Mitarbeitern.

Felix Schwahn
GP JOULE GmbH
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Prof. Dr. Petra Denk / Hochschule Landshut und  Maximilian Walch / Team für Technik GmbH

Sind Klimaschutzziele noch erreichbar?  
Umsetzungsstrategien aus der Praxis

SMARTES
ENERGIE-
MANAGEMENT
IN DER KOMMUNE

LGA
COCKPIT

LGA COCKPIT CHECK
Unsere Initialuntersuchung:
• Wie sind die Energieverbräuche?
• Welche Energiedaten werden 

wie erfasst?
• Wie organisiert die Kommune 

ihre Energie?
• Wie werden Maßnahmen 

identifi ziert, priorisiert und 
umgesetzt?

• Wie sieht die Energiepolitik bzw. 
strategische Planung aus?

• Wie gestaltet die Kommune 
ihren lokalen Energiemarkt?

LGA COCKPIT PORTAL
Unser Online Portal für ein
ganzheitliches Energiemanage-
ment:
• Webbasiertes Energiecontrolling
• Aussagekräftige Auswertungen
• Jährlicher Energiebericht mit

Maßnahmenempfehlungen
• Fachliche Unterstützung bei 

allen energierelevanten Fragen
• Integriertes schlankes Anlagen-,

Gebäude- und Vertragsmanage-
ment

www.lga-cockpit.de

Statusuntersuchung mit dem „Cockpit Check“ und kontinuierliches 
Energiemanagement mit dem „Cockpit Portal“. Für alle energierelevanten 
Bereiche!

Die Team für Technik GmbH ist eine innovative Ingenieur-
gesellschaft für Energie- und Versorgungstechnik. Sie ist 
spezialisiert auf ökologisch und ökonomisch nachhaltige 
Lösungen, die auf langjähriger Erfahrung in Beratung, Pla-
nung und Bauüberwachung basieren.

Das Institut für Systemische Energieberatung GmbH (ISE) an 
der Hochschule Landshut steht für die Verbindung von Erfah-
rungen aus der Praxis und Ergebnissen aus der Begleitfor-
schung. Sowohl durch die Erstellung von Energie- und Klima-  
schutzkonzepten/Energienutzungsplänen/Energieeffizienz-
konzepten für Kommunen und Unternehmen als auch durch 
die wissenschaftliche Bearbeitung energiewirtschaftlicher Fra-
gestellungen will das Institut einen Beitrag zur Realisierung der 
regionalen und kommunalen Klimaschutzziele leisten.

„Uns ist es ein Anliegen, die Entwicklung der Kommunen/
Unternehmen und somit auch der Regionen und Landkreise 
positiv zu beeinflussen und die Zukunft der Energieversor-
gung gemeinsam aktiv zu gestalten“, betonte Prof. Dr. Petra 
Denk. „Bei unserer Arbeit orientieren wir uns am sog. Ziel-
dreieck der Energiewirtschaft, das die Ziele Umweltver- 
träglichkeit, Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit 
gleichermaßen verankert. Unser systemischer Ansatz hilft 
uns dabei, die Wechselwirkung zwischen verschiedenen 
Randbedingungen und Maßnahmen im Auge zu behalten. 
Auch die Wechselwirkung zwischen den Akteuren muss be-
rücksichtigt werden, um Konzepte erfolgreich umzusetzen. 
Wissenschaftlich vertreten wir die Auffassung, dass ein mo-
dellbasierter systemischer Ansatz bei der Erstellung eines 
Energie- und Klimaschutzkonzeptes gewählt werden sollte. 
Dieser ist Ziel der Forschungsarbeit am ISE.“ 

Zieldreieck der Energiewirtschaft

Prof. Dr. Petra Denk und Maximilian Walch
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Das Konzept ist fertig. Doch wer setzt um? Eine Möglichkeit 
ist die dreijährige Teilnahme an einem kommunalen Effizi-
enznetzwerk. Dieses besteht aus zwei Säulen: der indivi- 
duellen energietechnischen Beratung und moderierten 
Netzwerktreffen. Die energietechnische Beratung ist auf 
kommunenspezifische Bedürfnisse zugeschnitten. Im Rah-
men der Netzwerkarbeit wird eine systematische Analyse 
der kommunalen Liegenschaften durchgeführt. Es werden 
ausgewählte Projekte detailliert ausgearbeitet und umge-
setzt. Ein Ziel der Netzwerktreffen ist der Aufbau einer 
dauerhaften interkommunalen Zusammenarbeit. Geför-
dert werden 70 % der Nettokosten im ersten Jahr und 50 % 
der Nettokosten im zweiten und dritten Jahr. Der Eigenan-
teil der Kommune ist somit überschaubar.

Eine weitere Möglichkeit besteht darin, Ansätze aus Kon-
zepten und Netzwerk mit technischen Detailstudien zu 
konkretisieren, wie Maximilian Walch am Projektbeispiel 
Energienutzungsplan Regensburg darstellte. Gemeinsam 
mit der Stadt Regensburg ermittelte Team für Technik im 
Zeitraum 2013 bis 2014 die Grundlagen des Energienut-
zungsplans: Strukturdaten, Energieverbräuche und Ener-
gieerzeugungsdaten. Auf dieser Basis wurden Energie- 
einsparpotenziale, Potenziale erneuerbarer Energien und 
Effizienzpotenziale quantifiziert und räumlich zugeordnet. 

Bei den Einsparpotenzialen lag im historischen Stadtkern 
ein besonderes Augenmerk auf Restriktionen, die dem 
Schutz des denkmalgeschützten Altstadt-Ensembles die-
nen. In weiteren Schritten wurden gemeinsam mit den 
maßgeblichen lokalen Akteuren umsetzungsorientiere und 
räumlich angepasste Konzepte für eine nachhaltige Ener-
gieversorgung entwickelt. Beispiele hierfür sind Prioritäts-
gebiete für Wärmenetze und für energetische Sanierungen, 
Netzwerkinitiativen für energieintensive Unternehmen 
und für die Bioenergiebranche.

Viele Kommunen haben sich ambitionierte Ziele im Rahmen 
der Energieerzeugung aus erneuerbaren Energien gesteckt. 
Um aus den Ergebnissen entsprechender Klimaschutzkonzep-
te und Energienutzungspläne zu einer technischen Umset-
zung gelangen zu können, fehlt häufig ein Zwischenschritt in 
Form eines technischen Versorgungskonzepts, das die Brücke 
von der Idee zur Umsetzung schlägt. 

Für einen Ortsteil der Großgemeinde Vaterstetten wurde ein 
derartiges  Versorgungskonzept erstellt. Es zeigt, dass die ge-
steckten energiepolitischen Ziele sowohl unter technischen 
als auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten realisiert 
werden können. Dabei wurden Wärmeerzeugungskonzepte 
mit hohen solaren Deckungsgraden und hohen Anteilen von 
Umweltwärme mit einer hauptsächlich auf Biomasse basie-
renden verglichen. Gleichzeitig wurde der Einfluss unterschied-
licher Niedertemperartur-Wärmeverteilungen untersucht.

Die technische Konzeptplanung am Beispiel Vaterstetten 
zeigt, dass es möglich ist, ambitionierte Energieversorgungs-
ziele technisch und wirtschaftlich umzusetzen. Es zeigt sich 
auch, dass mehrere unterschiedliche Versorgungskonzepte 
sinnvoll sein können. Um letztlich eine Entscheidung treffen 
zu können, unter welcher Zielstellung Energieversorgungs-
konzepte umgesetzt werden sollen, ist es sinnvoll, mögliche 
Varianten eines Energieversorgungskonzepts im Rahmen ei-
ner technischen Konzeptplanung technisch auszuarbeiten 
und auf dieser Basis zu vergleichen.

Fazit: Die Ergebnisse aus Energienutzungsplänen sind gute 
Ansätze für die Umsetzung von Projekten. Eine Detaillierung 
der Ansätze ist für eine erfolgreiche Umsetzung in allen Fällen 
von Nöten. Im Rahmen von Energieeffizienznetzwerken sind 
Synergien zwischen den Kommunen zu nutzen. Bei größeren 
oder technisch anspruchsvolleren Projekten sollten die Risi-
ken über genauere Betrachtungen minimiert werden. 

Technisches Versorgungskonzept

Energienutzungsplan Regensburg

Klare Vorgaben weisen den Weg 
zum Erreichen der Klimaziele.
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Während beim Anlagen-Contracting 
die BayWa Anlagen zur Nutzenergielie-
ferung plant, finanziert, errichtet und 
betreibt (Vertragslaufzeit ca. 10 bis 20 
Jahre, fest definierter Energiepreis, 
BayWa trägt Investitions-, Energieeffi-
zienz- und Instandhaltungsrisiko) über-
nimmt das Unternehmen beim 
Betriebsführungs-Contracting den Be-
trieb der vorhandenen Energieanlage. 
Hier bleibt die Anlage im Eigentum des 
Kunden, die BayWa übernimmt das Ener-
gieeffizienzrisiko und es sind kürzere Ver-
tragslaufzeiten – ab ca. 5 Jahre – möglich.

Als breit verfügbarer, wirtschaftlicher 
und CO2-neutraler Energieträger 
macht Holz aktuell rund zwei Drittel 
der erneuerbaren Energien am Wär-
memarkt aus und bildet einen der 
wichtigsten Pfeiler der Energiewende. 
Das Potenzial von Restholz aus der 
nachhaltigen Waldbewirtschaftung ist 
noch lange nicht ausgeschöpft, wie 
Kölsch betonte. 

Mit der Abwärme einer Biogasanlage 
werden Waldhackschnitzel auf einen 
kontrollierten Wassergehalt von etwa 
10 Prozent in einem kontinuierlichen 
Prozess technisch getrocknet. Zum 
Vergleich: Bei waldfrischem Holz liegt 
der Wasseranteil bei ca. 40-50 Prozent. 
Außerdem werden neben der Trock-
nung bei zwei Siebvorgängen über- 
große Holzstücke sowie Fein- und Na-
delanteile von den Hackschnitzeln ge-
trennt. Damit ist die Einhaltung des 
hohen Standards nach ENplus A1, ei-
nem Zertifikat für qualitätsgesicherte 
Hackschnitzel, das klare Anforderun-
gen an die Gleichmäßigkeit (Partikel-
größe), den Feinanteil (Staub, Sand 
etc.) sowie den Wasser- und Aschege-
halt stellt, gesichert. 

Grundsätzlich, so Kölsch, schaffe die 
Kombination aus Trocknung und Sie-
bung derart große Vorteile, dass die 

BayWa EDL die Wärmelieferung güns-
tiger anbieten könne als die Konkur-
renz mit ihren unaufbereiteten 
Waldhackschnitzeln.

Das BayWa Contracting für Nahwär-
meversorgungen garantiert die Wär-
melieferung aus Holz-Brennstoffen 
und anderen CO2-armen Wärmequel-
len. Die Heizzentralen befinden sich 
außerhalb der Ortsmitte. Die Einbin-
dung aller Kundengruppen ist möglich. 
Die größere Dimension der Erzeu-
gungsanlage fördert Effizienz, Emissi-
onsverhalten und Wirtschaftlichkeit. 
Sehr gut geeignet ist der Einsatz von 
Kraft-Wärme-Kopplung und/oder Bio-
masse. Der Raumbedarf für die Über-
gabestation beim Kunden ist minimal; 
es gilt, historische Gebäude CO2-arm 
zu machen. „Mit Holz-Brennstoffen 
kommt man der CO2-Neutralität schon 
sehr nahe“, erklärte Kölsch.

Von dem breiten Spektrum an Leistun-
gen konnten sich bereits zahlreiche 
zufriedene Kunden überzeugen. So 
setzt die Blumenhof-Klinik im oberbay-
erischen Bad Feilnbach auf Energie- 
Contracting der BayWa Energie Dienst-
leistungs GmbH. Diese brachte die 
Technik der Heizanlage für rund 
500.000 Euro auf den neuesten Stand, 
rüstete auf den Betrieb mit Holzpellets 

um, liefert in den nächsten 15 Jahren 
Wärme und kümmert sich um Betrieb 
und Wartung aller Anlagen. Die Holz-
pellets-Heizung wird künftig nur noch 
im Notfall auf flüssigen Brennstoff zu-
rückgreifen. Herzstück der sanierten 
Heizzentrale ist ein Holzpellets-Kessel 
mit einer Leistung von 550 kW. Bei 
Spitzenlasten arbeiten zwei heizölbe-
feuerte Niedertemperaturkessel mit. 
Die CO2-Einsparung beläuft sich auf 
780.000 kg pro Jahr.
 
Die Gemeinde Aying in Oberbayern 
wiederum besitzt ein eigenes Holz-
hackschnitzel-Heizhaus und versorgt 
über ein kurzes Nahwärmenetz meh-
rere eigene Liegenschaften wie das 
Rathaus, die Feuerwehr und den Kin-
derhort. Die BayWa Energie Dienstleis-
tungs GmbH gewann im Rahmen einer 
Ausschreibung den Brennstoff-Liefe-
rungs- und Betriebsführungsvertrag. 
Zum Einsatz kommen technisch ge-
trocknete Hackschnitzel mit definier-
tem Restfeuchtegehalt. Die CO2-Ein- 
sparung beträgt 120.000 kg im Jahr.

Die ehemalige Königlich Bayerische 
Oberpostdirektion in Bamberg stammt 
noch aus Kaisers Zeiten und wurde von 
1904 bis 1907 gebaut. Heute dient die 
Immobilie als Verwaltungsgebäude für 
die Unterbringung mehrerer Behör-
den und Institutionen. Dass die erste 
Heizung eine Kohlenheizung war, 
bringt heute den Vorteil, entsprechend 
hohe Heiz- und Lagerräume im Keller 
zu haben. Ideale bauliche Vorausset-
zungen also für den Einbau einer mo-
dernen Pellet-Heizung CO2-Einsparung: 
240.000 kg/Jahr.

In Parsberg (Oberpfalz) werden das 
Schulzentrum mit Turnhallen und 
Schwimmbad sowie das Krankenhaus, 
der Kindergarten und das Rathaus seit 
2014 durch die Wärmelieferung aus 
Holz-Hackschnitzeln mit Heizwärme 
versorgt. Die Gesamtlänge des Wär-
menetzes beträgt ca. 1,7 km. 

Bertram Kölsch / BayWa Energie Dienstleistungs GmbH

100 % CO2-neutrale Wärme sind machbar
„Die BayWa Energie Dienstleistungs GmbH realisiert als Wärmelieferant den Einsatz regenerativer Energien“, unterstrich 
Vertriebsleiter Bertram Kölsch. Die präzise Analyse der Kundensituation und die Berücksichtigung individueller Kundenwün-
sche sind Markenzeichen des Unternehmens. Das 100-prozentige Tochterunternehmen der BayWa AG bietet Contracting als 
cleveres Rundum-Sorglos-Paket an.

Qualitätssicherung

Überzeugte Nutzer

Bertram Kölsch
BayWa Energie Dienstleistungs GmbH
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2014 ging das Projekt auf die BayWa Energie Dienstleistungs 
GmbH über. Die CO2-Einsparung beläuft sich auf jährlich 
820.000 kg.

In Nittenau (Oberpfalz) wird das Schulzentrum (Gymnasium, 
Realschule, Grundschule und Mittelschule mit Turnhallen 
und Schwimmbad) sowie das Reha-Zentrum, der Kindergar-
ten, die Feuerwehr, die Stadthalle und das Rathaus seit 2012 
durch die Wärmelieferung aus Holz-Hackschnitzeln mit 
Heizwärme versorgt. Die Gesamtlänge des Wärmenetzes 
beträgt ca. 1,65 km. 2014 wurde das Projekt auf die BayWa 
Energie Dienstleistungs GmbH übertragen. CO2-Einsparung: 
ca. 850.000 kg pro Jahr.

Ein vor der Einweihung stehendes Hackschnitzel-Heizhaus in 
einem Gewerbegebiet versorgt produzierende Betriebe, 
Verwaltungen, Restaurant, Dienstleister, Lagerhallen etc. 
Die Heizzentrale verfügt über ein ca. 1 km langes  Nahwär-
menetz, es gibt zahlreiche Unterstationen. Die CO2-Einspa-
rung beträgt 300.000 kg pro Jahr. 

In punkto Ausschreibungen riet Kölsch dazu, sich die Vorpla-
nungskosten zu sparen und auf ein „detailliertes Leistungs-
verzeichnis bis zur letzten Schraube“ zu verzichten. 
Stattdessen biete sich eine funktionale Ausschreibung an. 
Die Versorgungsaufgabe müsse klar beschrieben werden, 
zudem sei die konkrete Anlage durch den Contractor zu kon-
zeptionieren. Sinnvoll sei es zudem, auf Restwerte oder End-
schaftsregelungen zu verzichten und eine Wertung zum 
Beispiel über Gesamtkosten und CO2 zu verfassen.

Erfahrung und Verlässlichkeit zeichne das Unternehmen 
aus, so Kölsch. Da langfristige Wärmelieferungsverträge ein 
hohes Maß an Vertrauen erforderten, sei die BayWa mit ih-
rem gut ausgebildeten Personal, langjährigen Erfahrungen 
in der Energiebranche und der Solidität eines seit über 90 
Jahren bestehenden Konzerns mit zahlreichen Referenzen 
die erste Adresse für maßgeschneiderte Kundenwünsche. 

Beraternetzwerk LandSchafftEnergie

Energiekonzepte für Kommunen

Seit sechs Jahren gibt es das bayernwei-
te Beraternetzwerk LandSchafftEnergie, 
das vom bayerischen Wirtschafts- und 
Landwirtschaftsministerium finanziert 
wird. Um die Energiewende in Bayern 
erfolgreich voranzutreiben, bieten ver-
schiedene Ansprechpartner in allen Re-
gierungsbezirken kostenlose Beratung 
zu Erneuerbaren Energien, Energieeffizi-
enz und Energieeinsparung an. Als 
Schwerpunkte haben sich die Themen 
Photovoltaik, Biogas, Effizienz und Ein-
sparung sowie Heizen mit Holz heraus-
kristallisiert.

Fast 300 Kommunen haben in den 
vergangenen Jahren im Rahmen des 
Programms „100 weitgehend neutra-
le Kommunen“ oder der „Integrierten 
Ländlichen Entwicklung“ (ILE) die Be-
ratung von LandSchafftEnergie ge-
nutzt. Dabei wurden rund 100 
Energiekonzepte unter intensiver Ein-
beziehung der Bürger und unter fach-
licher Begleitung von  Energieagen- 
turen, Hochschulen oder freien Büros 
erarbeitet. Zudem werden mehr als 
20 Energiekonzepte in kommunalen 
Allianzen mit rund 190 Gemeinden 
erarbeitet.

Mitarbeiter zum Energiesparen motivieren

Das Informationspaket „Energiespaßnah-
men“ soll die Mitarbeiter Ihrer Kommune 
bzw. Ihres Unternehmens mit einfachen 
Mitteln zum Energiesparen motivieren. 
Sie können sich das Paket, das aus Flyern, 
Plakaten und Aufklebern besteht, unter 
www.LandSchafftEnergie.bayern.de 
herunterladen bzw. unter www.bestellen.
bayern.de kostenlos bestellen.

Mit den LandSchafftEnergie-Nachrichten 
bietet das Projekt monatlich einen kos-
tenlosen Online-Newsletter mit aktu-

ellen Meldungen, Publikationen und 
Terminen rund um die Themenbereiche 
der Energiewende. Als thematisch un-
tergliederte Linksammlung mit hoher 
Informationsdichte haben sich die Land-
SchafftEnergie-Nachrichten vor allem 
bei Fachleuten etabliert.

Weitere Informationen über LandSchafft- 
Energie sowie die Möglichkeit zur News-
letter-Anmeldung erhalten Sie über 
www.LandSchafftEnergie.bayern.de 
bzw. über die Koordinationsstelle in 
Straubing unter 09421/300-270 oder 
landschafftenergie@tfz.bayern.de  

Solider Partner

v.l. Stephanie Neumeier und Michael Huth „LandSchafftEnergie“.
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12. BAYERISCHES 
ENERGIE
FORUM

voraussichtlich am 27. Juni 2019

Terminhinweis

www.bayerisches-energieforum.de
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